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Management Summary 

eGov-Zert: Anerkennung von Online-Lernen in der behördli-

chen Weiterbildung 

Ein Projekt des IT-Planungsrats • Ministerium für Infrastruktur und Digitales des Landes Sachsen-Anhalt 

• SHI | Stein-Hardenberg Institut • Projektzeitraum: Juli 2025 – Juni 2026 

  Digitalkompetenzen sind eine Grundvoraussetzung für die Handlungsfähigkeit des öffentlichen 

Dienstes. Das Projekt „eGov-Zert“ hat untersucht, welche Anforderungen Online-Lernangebote zum 

Erwerb dieser Kompetenzen erfüllen müssen, damit ihre Zertifikate in der behördlichen Fort- und 

Weiterbildung anerkannt werden – mit besonderem Blick auf das Potenzial des eGov-Campus als 

föderale Bildungsplattform des IT-Planungsrats für die Verbesserung von Digitalkompetenzen. Die 

zentrale Erkenntnis: Das Hindernis sind nicht Zertifikate. Es fehlt an einem gemeinsamen Verständnis 

davon, welche Digitalkompetenzen im öffentlichen Dienst gebraucht werden, an Behörden, die Kom-

petenzaufbau als strategische Aufgabe begreifen, und an Weiterbildungsprozessen und -infrastruk-

turen, die eigenverantwortliches Lernen unterstützen. Das Projekt liefert eine empirisch fundierte Di-

agnose dieser Defizite, konkrete Werkzeuge für die Praxis und Empfehlungen. 

Hintergrund und Untersuchungsfrage 

Die Föderale Digitalstrategie des IT-Planungsrats hat im Schwerpunktthema „Digitale Transformation“ 

das Ziel gesetzt, digitale Fähigkeiten im öffentlichen Dienst bis Ende 2028 flächendeckend zu verbessern. 

Auf Initiative des MID Sachsen-Anhalt und seines CIO Bernd Schlömer hat der IT-Planungsrat das Projekt 

eGov-Zert initiiert; das SHI | Stein-Hardenberg Institut hat im Auftrag das Projekt durchgeführt und die 

Ergebnisse der Untersuchung in der vorliegenden Studie zusammengefasst. 

Das Projekt ist drei Kernfragen nachgegangen: Was braucht es, damit Zertifikate von Online-Lernange-

boten in der behördlichen Weiterbildung auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene anerkannt werden? 

Wie können diese Anforderungen beim eGov-Campus konkret umgesetzt werden? Und wie sieht ein 

strukturiertes Vorgehen für diese Anerkennung aus? Die Befunde basieren auf einer Dokumentenana-

lyse, Expert:inneninterviews, Online-Befragungen, Workshops, drei Prozesserhebungen in Modellbehör-

den aller Verwaltungsebenen und einer Pilotierung. 
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Ergebnis: Drei strukturelle Defizite 

Die Untersuchung verdeutlicht: Online-Lernangebote scheitern in der behördlichen Weiterbildung nicht 

primär an Zertifikaten, sondern an ihrem Umfeld. Drei Defizite ziehen sich durch alle Verwaltungsebenen. 

Diese Defizite bedingen einander: Ohne Zielbild fehlt die Orientierung für Anerkennungsentscheidun-

gen. Ohne Lernkultur und Organisationsentwicklung werden selbst passende Angebote nicht genutzt. 

Ohne angepasste Prozesse und Infrastrukturen bleibt Online-Lernen hinter seinem Potenzial zurück: 

Zielbild- und Übersetzungs-

defizit 

Es besteht kein verbindliches Ver-

ständnis davon, wer welche Digi-

talkompetenzen braucht. Die 

Übersetzung in Anforderungs-

profile, Weiterbildungsbedarfe 

und Lernergebnisse fehlt eben-

falls. Zertifikate finden so keinen 

Anschluss. 

Strategie-, Verantwortungs- 

und Lernkulturdefizit 

Individuelles Lernen ist nicht mit 

strategischer Organisationsent-

wicklung verschränkt. Es fehlen 

Lernräume und Lernanreize. Wei-

terbildungsentscheidungen fol-

gen dem Bauchgefühl. 

Passungs- und Integrations-

defizit 

Weiterbildung wird administriert, 

aber nicht gestaltet. Digitale 

Lernangebote passen nicht in 

Weiterbildungsprozesse, die 

nach wie vor auf Präsenzsemi-

nare ausgelegt sind. Technisch-

administrative Hürden verstärken 

das Problem. 

 

Anerkennung unterschiedlich ausgeprägt – ein zentrales Projektergebnis 

Das Projekt hat drei Anerkennungsformen identifiziert, die unterschiedliche Voraussetzungen erfordern 

und mit steigenden Anforderungen an Angebot, Organisation und ihre Verankerung verbunden sind: 

Anerkennungs-

form 

Voraussetzungen/Anforderungen Implikationen für eGov-Campus und 

dessen Zertifikate 

Symbolische 

Anerkennung 

 

Lernen wird akzeptiert und wertgeschätzt, 

ohne formale Konsequenzen. Offene Lern-

kultur und aktive Führungsunterstützung. 

eGov-Campus zur individuellen Kompe-

tenzentwicklung. Zertifikate als Motiva-

tionsanreiz. 

Organisationale 

Anerkennung 

 

Integration in Weiterbildungskatalog, An-

erkennung als Arbeitszeit, Dokumentation. 

Klare Regeln und technisch-administrative 

Integration. 

eGov-Campus zur institutionellen Nach-

nutzung durch behördliche Weiterbil-

dung. Zertifikate als Weiterbildungs-

nachweis. 
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Karriererelevante 

Anerkennung 

Berücksichtigung bei Personalgesprächen, 

Beurteilung, Beförderung oder dienst-

rechtliche Anerkennung. Rechtliche Ver-

ankerung und Anbindung an übergrei-

fende Kompetenzrahmen. 

eGov-Campus zur Qualifikation. Lerner-

gebnisse müssen nachweisbar sein. Zer-

tifikate als Kompetenznachweis. 

 

Es gilt: Je nach angestrebter Anerkennungsform müssen andere Voraussetzungen erfüllt sein: auf Seiten 

des Angebots, aber auch der Behörde und des Rechtsrahmens. Ein Zertifikat allein reicht nicht. Das im 

Projekt entwickelte Anerkennungskonzept macht diese Zusammenhänge für die Praxis handhabbar. 

Ergebnisse zur Nachnutzung für Behörden und E-Learning-Anbieter 

Aus der Untersuchung sind Werkzeuge und Hilfestellungen entstanden: 

– Anerkennungskonzept: Systematischer Rahmen, der beschreibt, wann und unter welchen Vo-

raussetzungen Zertifikate von Online-Lernangeboten in Behörden anerkannt werden – von sym-

bolischer Anerkennung bis zur karriererelevanten Anerkennung. 

– Vorgehensmodell: Praxiserprobte Prozessmodelle für (1) die Integration eines Lernangebots in 

den behördlichen Fortbildungskatalog und (2) die Teilnahmeadministration. 

– Anforderungen an Online-Lernangebote: Empirisch erhobene Anforderungen der Nachfra-

geseite an Inhalt, Didaktik, technisch-administrative Integration und Kommunikation von Online-

Lernangeboten – als direkter Input für die strategische Weiterentwicklung des eGov-Campus. 

Akteursgruppen-spezifische Empfehlungen aus dem Projekt 

Aus den Befunden wurden konkrete aufeinander aufbauende Handlungsbedarfe für drei Adressaten-

gruppen abgeleitet, denn: ohne politischen Rahmen bleiben organisationale Maßnahmen Einzelinitiati-

ven. Ohne Anbindung an die Organisationsentwicklung verpuffen selbst gute Angebote. Ohne Weiter-

entwicklung des eGov-Campus treffen gut vorbereitete Behörden auf nicht passförmige Lernangebote. 

POLITIK – IT-Planungsrat (IT-PLR) • Digitalministerkonferenz (DMK) • Innenministerkon-

ferenz (IMK) • Bund und Länder 

6.1.1 Ins Handeln kommen – mit politischer Verbindlichkeit und Ressourcen 

Was zu tun ist, ist bereits bekannt. Jetzt heißt es handeln. Das IT-PLR-Projekt „Qualifica Digitalis“ 

hat konkrete Handlungsempfehlungen formuliert1: Strategische Verankerung, kompetenzori-

 
1  Qualifica Digitalis (2023): Strategien und Handlungsempfehlungen zur digitalen Qualifizierung in der öffentlichen 

Verwaltung.  
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entierte Rollenbeschreibungen, proaktive Personalentwicklung, Etablierung von Lernkultur, 

dienstrechtliche Anerkennung von Lernleistungen. eGov-Zert zeigt, dass diese Empfehlungen 

noch nicht umgesetzt wurden. Dazu braucht es eine echte Kompetenzinitiative mit klarer Zu-

ständigkeit und ausreichenden Ressourcen. Das Ziel der Föderalen Digitalstrategie lässt sich 

ohne diese Grundlage nicht erreichen. 

6.1.2 Rechtliche Grundlage für digitales Selbstlernen schaffen 

Für Tarifbeschäftigte sollte digitales Selbstlernen ausdrücklich als vereinbarte Qualifizierungs-

maßnahme im Sinne des § 5 TVöD/TV-L gefasst werden — für Beamtinnen und Beamte braucht 

es entsprechende Klarstellungen im Sinne des § 56 Bundeslaufbahnverordnung (BLV) und der 

jeweiligen Landesregelungen. Ein konkreter Ansatz wäre die Einführung verpflichtender Selbst-

lernphasen als fester Bestandteil der Arbeitszeit — etwa ein festes Kontingent pro Quartal, das 

ohne gesondertes Genehmigungsverfahren für eigenständiges digitales Lernen genutzt werden 

kann. Dienstvereinbarungen nach den Personalvertretungsgesetzen können dabei für Tarif- 

und Beamtenbeschäftigte gleichzeitig Rechtssicherheit schaffen und solche Regelungen auf 

Behördenebene verbindlich verankern. 

6.1.3 Aufbau von Beratungsangeboten für Kommunen  

Für Veränderung in der Fläche braucht es operative Unterstützung und Begleitungsstrukturen: 

Insbesondere kleine Kommunen benötigen konkrete Beratung und Begleitung auf dem Weg 

zu einer Lernenden Verwaltung. Das Schwerpunktthema „Digitale Transformation“ sollte hierfür 

Folgeprojekte mit Umsetzungsfokus verankern: Begleitung von Behörden bei Einführung von 

Online-Lernangeboten, Entwicklung von Kompetenzprofilen, Aufbau strategischen Personal-

managements und organisationaler Lernkultur – mit ausreichenden Ressourcen. 

 

VERWALTUNG – Behörden • Weiterbildungsverantwortliche • Führungskräfte 

6.2.1 Personal- und Organisationsentwicklung verbinden 

Digitalkompetenzen entwickeln sich nicht allein durch Weiterbildung, sondern durch eine Orga-

nisation, die Lernen als kontinuierlichen Prozess versteht und strukturell verankert. Konkret be-

deutet das: ein integriertes Leitbild, strategische Umsetzung, ganzheitliches Kompetenzmanage-

ment, Lerngelegenheiten statt bloße Lernangebote sowie Prozesse und Infrastruktur, die digitales 

Lernen von Anfang an mitdenken.  

6.2.2 Führungskräfte in die Pflicht nehmen – Lernanreize setzen 

Führungskräfte müssen mit gutem Beispiel vorangehen: sichtbar selbstorganisiert lernen, Lernzeit 

aktiv ermöglichen, Lernstände in Mitarbeitergesprächen thematisieren. Nur so entsteht aus ad-

ministrativer Duldung echte organisationale Anerkennung. Digitalkompetenzen sollten bei Stel-
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lenbesetzungen eine sichtbare Rolle spielen – ein erster Schritt in Richtung karriererelevanter An-

erkennung. 

6.2.3 Personalentwicklung befähigen und praxisnahe Hilfestellung geben 

Digitalkompetenzen werden nicht durch Digitalisierungsbeauftragte, sondern durch Personalent-

wickler:innen und Fortbildungsbeauftragte in der Fläche verankert. Diese Zielgruppe muss ange-

sprochen und mit praxisnahen Werkzeugen ausgestattet werden: Orientierungshilfen zur Auswahl 

und Einführung digitaler Lernangebote, Leitlinien zur Gestaltung von Dienstvereinbarungen, in-

spirierende Praxisbeispiele aus anderen Behörden sowie strukturierte Austauschmöglichkeiten 

zwischen Weiterbildungsverantwortlichen unterschiedlicher Verwaltungsebenen. 

 

eGOV-CAMPUS – FITKO • Produktboard • Produktteam 

6.3.1 Rolle und Positionierung in der behördlichen Weiterbildungslandschaft klären 

Der eGov-Campus steht vor einer strategischen Weichenstellung und muss klären, welche Rolle 

er in der Weiterbildungslandschaft einnehmen möchte. Drei Entwicklungswege sind denkbar – 

auch deren Kombination erscheint möglich. Erstens als informelle Lernplattform für die Fach-

community: niedrigschwellige Lerneinheiten zu aktuellen IT-PLR-Themen wie NOOTS, Register-

modernisierung oder D-Stack, ohne formale Genehmigungsprozesse. Zweitens als behördliche 

Weiterbildungsplattform für die Breite: praxisnahe, modular aufgebaute Module für breite Grund-

kompetenzen und spezifische Rollen, technisch integrierbar in behördliche Lerninfrastrukturen. 

Drittens als Qualifizierungsplattform für Fachpersonal mit vertiefter akademischer Verankerung: 

rollenbasierte Lernpfade und erstmals Zertifikatsprogramme – sowie die konsequente Weiterent-

wicklung der bestehenden Hochschulkooperation.  

6.3.2 Angebote und Zertifikate passend zur angestrebten Anerkennungsform gestalten 

Die Anforderungen an Angebotsstruktur und Zertifikate steigen mit der angestrebten Anerken-

nungsform. Für symbolische Anerkennung genügen zugängliche, relevante Angebote – Zertifi-

kate spielen eine untergeordnete Rolle. Für organisationale Anerkennung müssen Angebote 

technisch integrierbar sein, Lernzeiten dokumentierbar und Zertifikate als Weiterbildungsnach-

weis anerkennungsfähig. Für karriererelevante Anerkennung müssen Zertifikate überprüfbare 

Lernergebnisse mit Bezug zu Verwaltungsrollen ausweisen und an bestehende Kompetenzrah-

men anknüpfen – rollenbasierte Lernpfade, Micro-Credentials und Zertifikatsprogramme wären 

dafür geeignet. 

6.3.3 Zielgruppe schärfen und Kommunikation weiter professionalisieren 

Der eGov-Campus muss seine Kommunikation grundlegend professionalisieren: mit einer klaren 

Kommunikationsstrategie, zielgruppenspezifischen Botschaften und gezieltem Vertrieb über ge-
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eignete Kanäle. Die primäre Zielgruppe hängt vom gewählten Entwicklungsweg ab – Digitalisie-

rungsverantwortliche, Personalentwickler:innen oder Hochschulen für den öffentlichen Dienst – 

und bestimmt, welche Botschaften, Formate und Kanäle relevant sind. In jedem Fall gilt: Kommu-

nikation und Vertrieb müssen konsequent auf die Multiplikator:innen ausgerichtet werden, die 

über die Einführung und Nutzung von Lernangeboten in Behörden entscheiden – und nicht an 

ihnen vorbei. 

 

Fazit 

Der eGov-Campus agiert in einem Umfeld, in dem Parallellösungen dominieren, föderale Abspra-

chen mühsam sind und digitale Lernangebote auf Verwaltungsstrukturen treffen, die nicht auf sie 

ausgerichtet sind. Das Projekt hat gezeigt, dass der eGov-Campus noch nicht die Passförmigkeit 

und Produktreife erreicht hat, die für einen wirksamen Beitrag zum Aufbau von Digitalkompetenzen 

notwendig wäre – das ist als Entwicklungsauftrag zu verstehen, nicht als Scheitern. Die Portfo-

liosteuerung des IT-Planungsrats bietet die richtige Gelegenheit, die empirisch erhobenen Anfor-

derungen einzubringen und eine Richtungsentscheidung zu treffen. Zugleich reichen die Erkennt-

nisse weit über das Produkt hinaus: eGov-Zert hat empirische Grundlagenarbeit geleistet und ge-

zeigt, wo die eigentlichen Hebel für die Ziele des Schwerpunktthemas liegen – bei der politischen 

Verankerung von Digitalkompetenzen, bei der Organisationsentwicklung in Behörden und bei einer 

Lernkultur, die Weiterbildung als gemeinsame Investition begreift. Die nächste Aufgabe für den  

IT-PLR, DMK, IMK, FITKO und die Behörden selbst ist die Umsetzung: mit politischem Willen, aus-

reichenden Ressourcen und der Bereitschaft, Digitalkompetenzen als das zu behandeln, was sie 

sind: eine Grundvoraussetzung für die Handlungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes. 
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Vorbemerkung 

Im November 2023 wurde die Entwicklung der Föderalen Digitalstrategie des IT-Planungsrates 

initiiert. Seitdem wurden dazu komplementär eine Dachstrategie und Schwerpunktthemen mit 

dazugehörigen Zielbildern verabschiedet. Am 26.06.2025 in der 47. Sitzung des IT-Planungsrats 

wurden dazugehörige Umsetzungsvorhaben beschlossen. Eins davon ist das Projekt „Anerken-

nung von Online-Lernen: Flächendeckende Verankerung des eGov-Campus in der behördli-

chen Fort- und Weiterbildung“ (eGov-Zert), welches von Schwerpunktthemenpaten Bernd 

Schlömer, Staatssekretär für Digitalisierung im Ministerium für Infrastruktur und Digitales des 

Landes Sachsen-Anhalt (MID) und Beauftragter der Landesregierung für die Informationstech-

nik (CIO), verantwortet wird. Das Schwerpunktthema „Digitale Transformation“ zielt auf Stan-

dardisierung, Abbau von Digitalisierungshemmnissen und den Aufbau digitaler Fähigkeiten ab. 

Das Projekt „eGov-Zert“ zahlt direkt auf den Baustein „Digitale Fähigkeiten“ ein. Konkret trägt 

das Projekt dazu bei, die digitalen Fähigkeiten der Mitarbeitenden des öffentlichen Dienstes 

bis 2028 zu erhöhen, indem der Einsatz des eGov-Campus zur Fort- und Weiterbildung der 

Mitarbeitenden aus Bund, Ländern und Kommunen attraktiver gemacht wird. 

Zielgruppe des Projektes waren Bundes-, Landes- und Kommunalverwaltungen. Hierbei wur-

den insbesondere die für Fort- und Weiterbildung verantwortlichen Personen, d.h. Fort-/Wei-

terbildungsbeauftragte, Personalentwickler:innen und Fort- und Weiterbildungseinrichtungen 

(z. B. Landesakademien) sowie andere Multiplikator:innen des öffentlichen Sektors (z. B. Kom-

munale Spitzenverbände) (im Folgenden: Zielgruppe) im Projekt beteiligt. Zur erweiterten Ziel-

gruppe gehörte daneben auch der eGov-Campus, da die Projektergebnisse zentrale Erkennt-

nisse und Empfehlungen für dessen Weiterentwicklung liefern. 

Die vorliegende Studie ist als Ergebnisdokument dieses Projekts zu verstehen. Es bildet dabei 

nicht chronologisch den kompletten Projektverlauf ab, sondern stellt eine wissenschaftlich auf-

bereitete Zusammenfassung zentraler Projektergebnisse dar. Methodisch handelt es sich um 

wissenschaftliche Begleitforschung mit gestaltungsorientiertem Charakter: eGov-Zert wurde im 

Zeitraum 01.07.2025 bis 30.06.2026 vom SHI | Stein-Hardenberg Institut mit Unterstützung des 

Lehrstuhls für Wirtschaftspädagogik – Technologie­basiertes Instruktionsdesign an der Univer-

sität Mannheim umgesetzt. Die vorliegende Studie richtet sich an alle Akteur:innen aus Bundes-

, Landes- und Kommunalverwaltung, die sich für Personalentwicklung, digitale Weiterbildung 

und Digitalkompetenzen interessieren.  
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1 Hintergrund der Untersuchung 

1.1 Anlass und Problemstellung 

Der öffentliche Dienst steht vor der Herausforderung, dass bei der Planung und Umsetzung 

von Maßnahmen zur Verwaltungsdigitalisierung der Fokus häufig einseitig auf der Einführung 

von Informationstechnologie (IT) liegt, ohne die notwendigen Kompetenzen der Mitarbeiten-

den ausreichend zu berücksichtigen. Mitarbeitende müssen befähigt werden, in einer digitali-

sierten Verwaltung zu arbeiten und diese mitzugestalten. Um die Potenziale von Digitalisierung 

besser nutzen zu können und um den immer kleiner werdenden Personalkörper fachlich wei-

terzuentwickeln, ist die Entwicklung von Zukunfts- und Digitalkompetenzen bei den Mitarbei-

tenden des öffentlichen Dienstes (öD) dringend geboten. Hierfür sind Fort- und Weiterbildung 

– insbesondere digitale Fort- und Weiterbildung – unerlässlich. Die politische Beschlusslage 

unterstreicht die Relevanz dieser Zielsetzung [36, 52]. 

Die Untersuchung dockt an zwei Diskurse an: Zum einen an den Diskurs um die Reform des 

öffentlichen Dienstes bzw. der Aus- und Weiterbildung des öD [56]. Zum anderen an Diskurse 

um die sich wandelnden Kompetenzbedarfe angesichts der fortschreitenden Digitalisierung – 

insbesondere für den öD [143, 157, 161]. Die spezifische Diskussion zum Aufbau von Digital-

kompetenzen im öD und dem Einsatz digitaler Lernangebote in dessen Aus- und Weiterbil-

dung geht bereits weit zurück. Schon in den 1980ern wurden die entscheidenden Perspektiven 

benannt: Es braucht Digitalkompetenzen, digitale Weiterbildung für ihren Aufbau und eine 

breite strategische Awareness: 

“Dazu müßte das Angebot an Fortbildung in Verwaltungsfragen zur Informa-

tionstechnik ausgebaut werden, und zwar vor allem im Rahmen schon be-

stehender Programme für die Einführungs-, Anpassungs- und Förderungs-

fortbildung. Denn damit würde unterstrichen, daß es sich um fachübergrei-

fende Probleme handelt, die jeden angehen. […] Besonders wichtig schließ-

lich scheint mir der intensive Rückgriff auf Informationstechnik in der Fortbil-

dung selbst zu sein.” [146]  

Bis heute erfolgt die Fort- und Weiterbildung im öD mehrheitlich „klassisch“ in Schulungen/Se-

minaren in Präsenzformaten, die durch ihre zeitlichen und örtlichen Beschränkungen nur einen 

kleinen Teil der Beschäftigten erreichen. Dies verstärkt sich in Zeiten von Haushaltseinschrän-
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kungen, wo Fort- und Weiterbildung eher als Kostenfaktor wahrgenommen wird. Vor diesem 

Hintergrund erscheint die Nutzung von digitalen Selbstlernangeboten als alternative Fort- und 

Weiterbildungsformate als in besonderem Maße sinnvoll. Online-Lernplattformen stellen ska-

lierbare kosten- und ressourceneffiziente Fort- und Weiterbildungsangebote dar und ergänzen 

das bestehende Angebot zielführend. Sie gelten als Ausdruck einer modernen Arbeits- und 

Lernkultur, die an den Mitarbeitenden ausgerichtet ist und lebenslanges Lernen in den Mittel-

punkt stellt [186].   

Obwohl die Anforderungen an grundlegende Digitalkompetenzen von Beschäftigten des öf-

fentlichen Dienstes bundesweit gleich sind – mit abweichenden Detailregelungen und Umset-

zungsanforderungen – zeigt die Erfahrung aus bisherigen Forschungsprojekten, dass Behörden 

sowie Fort- und Weiterbildungseinrichtungen oftmals eigene digitale Lernangebote entwickeln 

(lassen), statt diese ressourcenschonend und nachhaltig im Verbund zu organisieren [168]. Sol-

che fragmentierten Lernstrukturen sind weder nachhaltig noch effektiv. Zudem besteht die Ge-

fahr, dass einzelne Länder und kleinere und/oder finanzschwache Kommunen abgehängt wer-

den. 

Webinare sind als organisierte und geführte Formate spätestens seit der Corona-Pandemie in 

der Breite bekannt und auch im Fort-/Weiterbildungsbereich als Alternative anerkannt [18, 

178]. Online-Selbstlernangebote hingegen werden zumindest im Verwaltungskontext eher 

skeptisch betrachtet, wie Forschungsprojekte des IT-Planungsrates und der FITKO – etwa 

„Kompetenzturbo Digitalisierung – innovative Weiterbildungskonzepte“ und „eGov-Campus-

Broker“ – unter Beteiligung des SHI | Stein-Hardenberg Instituts gezeigt haben. Der eGov-

Campus, die föderale Bildungsplattform des IT-Planungsrats, stellt seit 2021 hochwertige 

Selbstlernangebote im Bereich E-Government und Verwaltungsinformatik zur kostenlosen 

Nutzung für die Aus-, Fort- und Weiterbildung des öffentlichen Dienstes zur Verfügung [88]. 

Zurzeit nutzen die Lernplattform vor allem intrinsisch motivierte Einzelpersonen und das meist 

in ihrer Freizeit. Denn: Nach fünf Jahren Live-Betrieb des eGov-Campus findet nach wie vor 

keine strukturierte Nachnutzung der Lernangebote im Rahmen der behördlichen Fort- und 

Weiterbildung statt. Im Rahmen der genannten Forschungsvorhaben wurde zudem deutlich, 

dass den für Fort- und Weiterbildung verantwortlichen Personen häufig das grundsätzliche 

Problembewusstsein und Erfahrungen im Umgang mit Online-Selbstlernangeboten fehlt [168]. 

Diese, auch für dieses Projekt relevante Zielgruppe umfasst Fort-/Weiterbildungsbeauftragte, 

Personalentwickler:innen und Fort-/Weiterbildungseinrichtungen (z. B. Landesakademien) so-
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wie andere Multiplikator:innen des öffentlichen Sektors (z. B. DIHK, Kommunale Spitzenver-

bände). Die Potenziale von Online-Selbstlernangeboten und insbesondere des eGov-Campus 

als bestehender föderaler Lösung werden so nicht wahrgenommen, es mangelt allgemein an 

Anerkennung in den bestehenden Fort- und Weiterbildungsstrukturen.  

Ausgangspunkt der Untersuchung bildet vor diesem Hintergrund, die Hypothese, dass das Ver-

trauen von Seiten der Zielgruppe in Lernangebote steigt, wenn diese zertifiziert, also qualitäts-

geprüft sind und sie allgemeinen behördlichen Standards entsprechen. Dementsprechend un-

tersucht das Projekt den möglichen Rahmen eines neuen Konzepts für die Anerkennung digi-

taler Lernangebote im behördlichen Fort- und Weiterbildungskontext. Die zentrale Untersu-

chungsfrage lautet: Welche organisatorischen und inhaltlichen Anforderungen müssen Online-

Lernangebote erfüllen, damit ihre Zertifikate in der behördlichen Fort- und Weiterbildung auf 

Bundes-/Landes- und Kommunalebene anerkannt werden? Wie können diese Anforderungen 

im Kontext des eGov-Campus umgesetzt werden? Wie sieht ein prozesshaftes Vorgehen für 

die Anerkennung aus? 

1.2 Projektvorgehen und Methodik 

Die Durchführung des Projekts erfolgte in sechs konsekutiven, aber auch teilweise parallellau-

fende Meilensteine (s. Abbildung 1). In Meilenstein 1 (M1) wurde der Forschungsstand zur 

Anerkennung und Zertifizierung digitaler Selbstlernangebote im behördlichen Kontext mittels 

Desk Research aufgearbeitet. In Meilenstein 2 (M2) wurden die Bedarfe der Zielgruppe iterativ 

mittels Dokumentenanalyse, Expert:inneninterviews, Online-Umfragen und Fokusgruppen-

workshops erhoben. Ziel dieser Meilensteine war es, maßgebliche Faktoren für die Anerken-

nung digitaler Selbstlernangebote zu erheben und dabei die verschiedenen Perspektiven der 

Zielgruppe zusammenzuführen. Auf Basis der Erkenntnisse der Literaturauswertung und empi-

rischen Erhebungen wurde in Meilenstein 3 (M3) ein Anerkennungskonzept entwickelt und am 

Beispiel des eGov-Campus konkretisiert. Im Rahmen von Meilenstein 4 (M4) wurde ein pro-

zesshaftes Vorgehensmodells für die Anerkennung digitaler Selbstlernangebote bzw. ihrer Zer-

tifikate entwickelt. Hierfür wurden Prozessdiskussionen mit je einer Behörde aus Bundes-, Lan-

des- und Kommunalverwaltung durchgeführt. Die Ergebnisse aus M3 und M4, das Zertifizie-

rungskonzept sowie das Prozessmodell wurden in Meilenstein 5 (M5) pilothaft in einer Part-

nerbehörde angewendet, um ihre Praxisrelevanz und Nutzbarkeit abzusichern. Dazu wurde ein 

bestehendes Lernangebot des eGov-Campus eingeführt und beworben, die Durchführung 

wurde abschließend evaluiert. In Meilenstein 6 (M6) wurden die zentralen Ergebnisse und Er-
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kenntnisse sowie für abschließende Ergebnispräsentationen aufbereitet und vorgestellt. Eine 

umfangreiche Beschreibung des methodischen Vorgehens in den einzelnen Meilensteinen wird 

im Anhang 1 dokumentiert.  

1.3 Aufbau der Studie 

Um die Grundlage für die Beantwortung der Untersuchungsfrage zu legen, wird zunächst der 

übergeordnete Untersuchungskontext betrachtet. Auf Grundlage der Desk Research (M1) wer-

den in Kapitel 2 begrifflich-konzeptionelle Grundlagen aus Forschungsperspektive beleuchtet 

und ein Rahmen für die Untersuchung abgeleitet. Die empirischen Befunde zu den strukturel-

len Rahmenbedingungen behördlicher Weiterbildung und deren Analyse folgen in Kapitel 3. 

Die Darstellung basiert auf den Expert:inneninterviews, Online-Befragungen (M2/M3) sowie 

Prozesserhebungen (M4). Daraus leitet sich das in Kapitel 4 vorgestellte Anerkennungskonzept 

für Online-Lernangebote ab. Kapitel 5 wendet dieses Konzept am Beispiel des eGov-Campus 

an: Es verortet die Plattform im Kontext anderer E-Learning-Initiativen im öffentlichen Dienst, 

zeigt anhand der in Kapitel 4 entwickelten Stellschrauben, wie sich die strukturellen Defizite im 

konkreten Fall auswirken, und leitet daraus Entwicklungspfade für die Plattform ab. Die Schluss-

folgerungen der Untersuchung werden zu Handlungsempfehlungen für Politik, Verwaltung 

und eGov-Campus verdichtet (Kapitel 6). Die Studie endet mit einem Fazit und Ausblick (Kapitel 

7).  

 

Abbildung 1: Ablauf des Projekts sowie methodische Vorgehensweise 
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2 Begrifflich-konzeptionelle Grundlagen der Untersuchung 

Im folgenden Kapitel werden die begrifflichen und konzeptionellen Grundlagen der Ab-

schlussstudie gelegt. Diese wurden im Rahmen der Desk Research (M1) erfasst, zusammenge-

stellt und synthetisiert. Das Kapitel soll ein gemeinsames Vokabular sowie einen systemati-

schen Rahmen etablieren, an der sich die Untersuchung von digitalen Lernangeboten zum Er-

werb von Digitalkompetenzen ausrichtet. Identifiziert wurden drei eng miteinander verbun-

dene Perspektiven (s. Abbildung 2):  

• Digitale Kompetenzentwicklung als Ziel der behördlichen Fort- und Weiterbildung2 (Kapitel 

2.1), 

• Personalentwicklung, behördliche Weiterbildung und organisationales Lernen als Rahmen 

(Kapitel 2.2) sowie 

• Kompetenzaufbau mithilfe digitaler Selbstlernangebote (Kapitel 2.3). 

Diese drei Perspektiven dienen zudem als Grundlage für die Strukturierung von Kapitel 3.   

 

Abbildung 2: Thematische Schwerpunkte der konzeptionellen Grundlagen 

2.1 Digitale Kompetenzentwicklung als Ziel behördlicher Weiterbildung 

Der Erfolg der Digitalisierung und der digitalen Transformation des öffentlichen Dienstes hängt 

davon ab, ob öffentliche Beschäftigte willens und in der Lage sind, digitale Technologien in 

ihrer täglichen Arbeit zielgerichtet zu nutzen, um technologiegestützt Probleme zu lösen, da-

tengesteuerte Prozesse zu implementieren, digitale Dienstleistungserbringung nutzerzentriert 

 
2  Da beide Formen in der Verwaltungspraxis eng miteinander verzahnt sind und die Untersuchung beide Aspekte berührt, 

wird im Folgenden vereinfachend von "Weiterbildung" gesprochen. 
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zu denken und die eigene Arbeitsorganisation immer wieder anzupassen und kritisch zu be-

werten. Aus diesem Grund sind Digitalkompetenzen sowohl in der Politik als auch in der For-

schung zur digitalen Transformation der Verwaltung zu einem wichtigen Bezugspunkt gewor-

den [37, 38]. Entsprechend gibt es zahlreiche Forschungsarbeiten zu den im Kontext der digi-

talen Transformation notwendig werdenden Kompetenzen – sei es zu Daten-, KI- oder E-Kom-

petenzen, Zukunftskompetenzen oder auch Digitalkompetenzen [20, 45, 67, 128, 137, 164]. 

Einig sind sich diese Arbeiten, dass Digitalkompetenzen nicht auf technische Fähigkeiten be-

schränkt, sondern unbedingt auch die Nutzung von Daten und informationstechnischen An-

wendungen zur Gestaltung des Arbeitsprozesses, die Erstellung und Bewertung digitaler Me-

dien, den sicheren Umgang mit IT sowie ihren Einsatz für komplexere Problemlösungen um-

fassen sollten [45].  

Digitale Kompetenzanforderungen für den öD wurden wiederholt systematisiert und verschie-

denen Verwaltungsprofilen oder -rollen zugeordnet [20, 159, 150]. Dabei wurde stets betont, 

dass diese Rahmenwerke bis zu einem gewissen Grad institutionalisiert werden müssen, um 

wirksam zu werden. In der Praxis sind diese Vorstöße allerdings noch nicht angekommen: Die 

„Verordnung über die Berufsausbildung zum Verwaltungsfachangestellten/zur Verwaltungs-

fachangestellten“ ist seit 1998 nicht aktualisiert worden. Doch seit Mitte der 2020er nimmt das 

Thema Fahrt auf: Auf Bundesebene wird an einer bundeseinheitlichen Fortbildungsordnung für 

Verwaltungsfachwirt:innen gearbeitet [35, 188] und die Hochschulen für den öffentlichen 

Dienst (HöD) haben 2025 Empfehlungen zur Verankerung digitaler Grundkompetenzen in ih-

ren Verwaltungsstudiengängen verabschiedet [147]. Aktuelle Untersuchungen zur Personalbe-

schaffung im öffentlichen Dienst in Deutschland offenbaren jedoch, dass Anforderungen an 

Digitalkompetenzen in Stellenanzeigen nach wie vor, wenn überhaupt, nur selektiv berücksich-

tigt werden [14, 15, 21, 42]. 

Für eine gezielte Entwicklung von Digitalkompetenzen ist also zunächst ein gemeinsames Ver-

ständnis grundlegender Begriffe, Modelle und Zusammenhänge erforderlich. Die folgenden 

Abschnitte erläutern, wie Wissen, Kompetenzen und Handlungsfähigkeit zusammenhängen, 

wie Kompetenzen erfasst und systematisiert werden können und wie sich Kompetenzanforde-

rungen aus konkreten Aufgaben und Rollen ableiten lassen. Darauf aufbauend wird aufgezeigt, 

welche Bedeutung ein systematisches Kompetenzmanagement hat. 
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 Wissen, Kompetenzen, Handlungsfähigkeit 

Kompetenzen sind zu verstehen als eine Kombination aus Wissen, Fähigkeiten und Fertigkei-

ten sowie Einstellungen, Motivation und Haltung [24, 155]. Gemeint ist nicht einfach die Fähig-

keit zu handeln, sondern der erfolgreiche, selbstorganisierte und verantwortungsvolle Einsatz 

von Wissen und Fähigkeiten zur Lösung konkreter Probleme [189]. Kompetenzen sind somit 

eng mit eigenständiger Handlungsfähigkeit in offenen Problem- und Entscheidungssituatio-

nen verbunden, weshalb sie auch als Selbstorganisationsdispositionen bezeichnet werden [59]. 

Berufliche Handlungskompetenzen werden in Methoden-, Fach-, Sozial- und Selbstkompeten-

zen unterschieden [42], welche z. B. auch in der Bundeslaufbahnverordnung (s. § 56 Abs. 1 BLV) 

aufgegriffen werden. Sie sind also mehr als erworbenes Wissen, weshalb zu klären ist, wie be-

rufliche Handlungskompetenz festgestellt werden kann. Denn tatsächlich zeigt sich in der Pra-

xis, dass „Wissen oft nicht zu situationsadäquatem Handeln“ [122] führt. 

 Kompetenzsystematisierung, -messung, und Qualifikationen 

Kompetenzsystematiken schaffen eine gemeinsame Sprache und geben Orientierung, ma-

chen Kompetenzen konkret und beschreibbar. Einer der einflussreichsten und reichweiten-

stärksten Digitalkompetenzrahmen, ist der Europäische Rahmen für digitale Kompetenzen 

(DigComp 3.0). Weiterhin gibt es branchen- oder organisationsspezifische Kompetenzmodelle. 

So hat die Schweizerische Bundesverwaltung ihr eigenes Kompetenzmodell [163] und Öster-

reich seinen eigenen „Nationalen Referenzrahmen für Digitale Kompetenzen“ [34]. Einen sol-

chen Nationalen Referenzrahmen für digitale Kompetenzen, wie ihn die Initiative D21 fordert 

[91], gibt es in Deutschland aktuell nicht [42]. Für den öffentlichen Dienst könnten die Ergeb-

nisse des Projekts „Qualifica Digitalis“ als Grundlage für eine solche Systematik dienen. 

Kompetenzrahmen sind Grundlage für Kompetenzmessungen, können aber auch zur Struktu-

rierung von Bildungsangeboten, oder auch als Grundlage für Personalentwicklung bzw. Kom-

petenzmanagement [154] herangezogen werden3. Kompetenzerhebungen sollen helfen zu be-

urteilen, ob Personen über bestimmte Kompetenzen verfügen. Dazu wird versucht diese zu 

messen und nachzuweisen, was allerdings nicht ohne Weiteres möglich ist [195]. Kompetenz-

messung kann zu unterschiedlichen Zwecken durchgeführt werden. Kompetenzdiagnostische 

Verfahren zielen primär auf die Erfassung und Beschreibung vorhandener Kompetenzen unab-

hängig von einem Lernangebot ab [97]. Sie können zur Validierung von Kompetenzen [117, 

 
3  Die Überblicksrecherche der Digitalagentur Brandenburg zeigt zudem, wie Digitalkompetenzrahmen auch zur Information 

von Strategien und Projekten genutzt werden [50]. 
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191], zur Identifikation von Entwicklungsbedarfen [99] oder Empfehlung passender Weiterbil-

dungsangebote eingesetzt werden. Je nach Zielsetzung werden unterschiedliche Messverfah-

ren wie Selbsteinschätzungen, Führungskräftebeurteilungen oder Test- und Prüfungsformate 

wie Assessment Center eingesetzt [58, 98]. 

Von Kompetenzen zu unterscheiden sind Qualifikationen [9]. Als Qualifikationen bezeichnet 

man „das formale Ergebnis eines Beurteilungs- und Validierungsprozesses, bei dem eine zu-

ständige Stelle feststellt, dass Lernergebnisse nach vorgegebenen Standards erreicht wurden“ 

[140]. Während Kompetenzen unabhängig von Nachweisen existieren können, setzen Qualifi-

kationen eine entsprechende offizielle Bestätigung voraus, belegen jedoch nicht automatisch 

Handlungsfähigkeit. Dementsprechend systematisieren Qualifikationsrahmen – wie der Euro-

päische Qualifikationsrahmen (EQR) oder der Deutsche Qualifikationsrahmen (DQR) – nicht 

Kompetenzen, sondern Qualifikationen. Sie bilden somit die Grundlage für die Strukturierung 

von formalen Bildungsnachweisen, z. B. dem Verwaltungsfachwirt [142]. 

Letztlich schaffen Kompetenz- und Qualifikationsrahmen also ein Vokabular bzw. eine Ord-

nung, an der sich auch digitale Selbstlernangebote ausrichten können. Sie sagen für sich ge-

nommen jedoch noch nicht, welche Kompetenzen in einer konkreten Behörde, Rolle oder zur 

Erfüllung einer bestimmten Aufgabe benötigt werden. 

 Kompetenzanforderungen und Kompetenzmanagement 

Damit Kompetenzrahmen zur Systematisierung von Aus- und Weiterbildung, Personalentwick-

lung oder Stellenbeschreibung genutzt werden können, erfordert es einer Verbindung dieser 

Systematiken mit beruflichen Anforderungen. In der deutschen Verwaltungspraxis wird jedoch 

immer wieder eine fehlende Verbindung der Kompetenzmodelle mit praktischen Herausforde-

rungen kritisiert [149]. Eine solche Verbindung schaffen z. B. Kompetenzprofile für spezifische 

Jobfamilien, Rollen oder Personas4. Im Personalmanagement wird stattdessen weiterhin eher 

mit stellenspezifischen Tätigkeits- und Anforderungsprofilen gearbeitet [74]. Digitale Kompe-

tenzprofile für den öffentlichen Dienst, die in verschiedenen Forschungsprojekten entwickelt 

wurden, z. B. im Rahmen des EU-Projekts COMPATeGov [160], des IT-Planungsrat-Projekts „E-

Kompetenzen“ [20] oder von der Bertelsmann Stiftung speziell für KI-Kompetenzen [67] sind 

scheinbar nicht hinreichend bekannt oder ausreichend ausgereift.  

 
4  Diese werden vor allem in der Information Systems Forschung als Grundlage für Designentscheidungen – z. B. von digitalen 

Lernangeboten – herangezogen [7]. 
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Um Kompetenzorientierung in Organisationen zu verankern, braucht es darüber hinaus ein 

umfassendes Kompetenzmanagement als Teil systematischer Personalentwicklung [74] bzw. 

ein kompetenzorientiertes Bildungsmanagement [113]. Kompetenzmanagement dient dazu, 

individuelle und institutionellen Kompetenzbedarfe zu erheben und zu steuern sowie Bildungs-

prozesse in Organisationen systematisch zu gestalten [122]. Institutionelles Kompetenzma-

nagement zielt darauf ab, Kompetenzen im Sinne der organisationalen Ziele zu entwickeln und 

zu nutzen [122]. Dabei werden Kompetenzerhebungen statt Qualifikationen für Personalaus-

wahl, -einsatz, -entwicklung und Organisationsentwicklung zu Grunde gelegt und Weiterbil-

dungen auf die Entwicklung von Handlungsfähigkeit statt bloß auf die Erreichung von Lernzie-

len ausgerichtet [74, 98]. 

Gezielter Kompetenzaufbau setzt also voraus, dass eine Behörde ihr Kompetenzzielbild in kon-

krete Anforderungen übersetzt, vorhandene Kompetenzen und Entwicklungsbedarfe erfasst 

und Weiterbildung systematisch an den festgestellten Kompetenzlücken ausrichtet. Erst dann 

kann eine Behörde Weiterbildungsnachweise sinnvoll be- und verwerten, weil sie weiß, welche 

Kompetenz ausgebaut werden soll und für wen bzw. welche Aufgabe oder Rolle diese Kompe-

tenz überhaupt relevant ist. 

2.2 Personalentwicklung, behördliche Weiterbildung und organisationales Lernen 

In Kapitel 2.1 wurde verdeutlicht, dass Digitalkompetenzen eine gezielte Entwicklung berufli-

cher Handlungsfähigkeit erfordert, die weit über reine Wissensvermittlung hinausgeht. So wie 

durch Lernen nicht zwangsläufig Kompetenzaufbau folgt [10], zeigt sich auch, „dass individu-

elles Wissen und Kompetenz sich nicht unbedingt in der Handlungs- und Veränderungsfähig-

keit der Gesamtorganisation niederschlagen“ [122]. Wirksam für die Organisation wird indivi-

duelles Lernen erst, wenn Lernerfolge wirksam in geteilte Deutungsmuster, Routinen, Prozesse, 

Entscheidungen, Strukturen oder Wissensbestände überführen können. Um Lernprozesse für 

Digitalkompetenzen nachhaltig zu verankern, muss daher die organisationale Ebene in den 

Blick genommen werden. Diese Erkenntnis markiert den entscheidenden Übergang von der 

individuellen zur organisationalen Ebene. 

Um die empirischen Befunde zur Anerkennung digitaler Selbstlernangebote in Kapitel 3 ein-

ordnen zu können, ist zunächst zu klären, wie individuelles und organisationales Lernen zu-

sammenhängen und wie sie durch die behördliche Weiterbildung eingebettet werden können. 

Dabei rücken die Instrumente und Prozesse der Weiterbildung in den Fokus, welche in der 

deutschen Verwaltungspraxis häufig noch durch reaktive Ansätze geprägt ist [168]. Es wird 
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herausgearbeitet, dass organisationales Lernen einerseits als Rahmen fungiert, der individuel-

les Lernen einhegt, und andererseits als Mechanismus, durch den Lerntransfer ermöglicht wird. 

 Lernen in Organisationen: Weiterbildung 

Beim öD in Deutschland handelt es sich um ein karrierebasiertes System [145]. Das bedeutet, 

dass die Kontinuität der Zugehörigkeit zum öD hoch ist und es eine geringe Fluktuation mit 

der Privatwirtschaft gibt. Folglich können organisationale Kompetenzbedarfe weniger durch 

Neueinstellungen als durch Kompetenzaufbau abgedeckt werden. Das bis in die 1980er zu-

rückgehende „70:20:10“-Modell geht ohnehin davon aus, dass 70% des Lernens im Arbeitsall-

tag stattfindet, 20% in informellen Kontexten wie Mentoring und nur 10% durch organisierte 

formale oder non-formale Lernangebote [5, 61, 114]. Daran setzt auch Differenzierung von 

Lernen ‚off the job‘ und ‚on the job‘ an [48]. Letzteres ist auch bekannt unter dem Titel arbeits-

integriertes Lernen, was zuletzt wieder an Bedeutung gewinnt [48, 85]. Obwohl auch Lernen in 

Behörden demnach nicht nur in organisierten formalen Lernprozessen stattfindet, fokussieren 

sowohl die verwaltungswissenschaftliche als auch die politische Debatte hierauf [36, 135].  

Dementsprechend erscheint Weiterbildung auch zur Steigerung von Digitalkompetenzen der 

naheliegendste Hebel. 

Gemeint ist dabei die behördliche Weiterbildung – die betriebliche Weiterbildung im öffent-

lichen Dienst. Sie lässt sich definieren als: „alle Weiterbildungsaktivitäten, die vom Betrieb allein 

oder in Kooperation mit anderen veranlasst, durchgeführt oder verantwortet werden und an 

betrieblichen oder damit verbundenen Lernorten stattfinden“ [49]. Dabei stehen die Ziele der 

Organisation im Mittelpunkt. Entsprechend müssen ihre Ziele „nicht identisch mit den Bil-

dungs- und Entwicklungszielen des Einzelnen sein“ [99]. Trotz dieser immer wieder beschwo-

renen strategischen Relevanz des Themas, haben Lernen und Entwicklung sowohl in der Ver-

waltungswissenschaft als auch in der Praxis wenig Beachtung gefunden [66, 144]. Trotz ihrer 

hohen Bedeutung ist vergleichsweise wenig über die Strukturen und Prozesse der behördlichen 

Weiterbildung bekannt. Grundlagen zur Weiterbildungslandschaft im öffentlichen Dienst kön-

nen Bahnmüller und Hoppe [17] sowie Siegemund und Kuscher [168] entnommen werden und 

werden hier nicht im Detail vorgestellt. 

Betriebliche Weiterbildung wird im strategischen Kontext zwischen Personal- und Organisati-

onsentwicklung verortet [48, 74, 96, 162]. Die Personalentwicklung im öffentlichen Dienst 

hat mit strukturellen Schwächen zu kämpfen [17, 85, 165, 184]: Weiterbildung und Personal-

entwicklung in öffentlichen Verwaltungen werden als eher reaktiv als strategisch und proaktiv 
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vorangetrieben [184]5. Bereits frühere Studien zur Entwicklung von Digitalkompetenzen wiesen 

darauf hin, dass ein stärker kompetenzorientierter Ansatz erforderlich sei. Hier sind die Emp-

fehlungen aus dem Projekt „Qualifica Digitalis“ wegweisend [135]. 

Entscheidend ist demnach, die Entwicklung von Digitalkompetenzen nicht nur bezogen auf 

Weiterbildung von Individuen, sondern – so wie im Schwerpunktthema der Föderalen Digital-

strategie angelegt –, auch im Kontext der organisationalen Einbettung sowie als Teil eines or-

ganisationalen (und auch kulturellen) Wandels und organisationalem Lernen zu betrachten [72, 

78].  

 Lernende Organisationen: Lernkultur und Lerntransfer 

Organisationale Handlungsfähigkeit entsteht nicht aus der bloßen Summe individueller Kom-

petenzen, sondern aus der Fähigkeit Wissen, Routinen, Technologien und Koordinationsfor-

men so einzusetzen, dass Organisationen wiederholt und verlässlich Probleme lösen können 

[79]. Organisationales Lernen meint also die Prozesse, durch die Erfahrungen und Wissen 

nicht nur von einzelnen Organisationsmitgliedern erworben, sondern organisationale Struktu-

ren, Routinen oder Handlungsweisen verändert werden [121, 131]. Organisationales Lernen 

kann Anlass für organisationale Veränderungen sein. Organisationale Veränderungen z. B. im 

Zuge der digitalen Transformation können sowohl passiv stattfinden als auch durch Organisa-

tionsentwicklung proaktiv vorangetrieben werden [158]. Dazu bedarf es organisationaler Ver-

änderungsfähigkeit. Diese Fähigkeit einer Organisation, kontinuierlich auf neue Herausforde-

rungen zu reagieren und sich an neue Gegebenheiten anzupassen, wird als Dynamic Capabi-

lities beschrieben [55, 183]. 

Das Konzept der Lernenden Organisation überführt diesen theoretischen Ansatz in ein norma-

tives Leitbild, das Organisationen beschreibt, die kontinuierlich Lernen, sich an neue Heraus-

forderungen anpassen und ihre Leistungsfähigkeit verbessern [6, 166]6. Im öffentlichen Dienst 

findet das Konzept unter dem Namen „Lernende Verwaltung“ vermehrt Resonanz [4, 139], es 

ist jedoch ein erheblicher Nachholbedarf diesbezüglich festzustellen [115]. Angesichts dessen 

empfehlen Stifterverband und McKinsey die „Erarbeitung von Organisationsentwicklungsplä-

nen für zukünftige Verwaltungsstrukturen, um den Kulturwandel und die Modernisierung der 

Verwaltung zu beschleunigen, die Erhebung daraus abgeleiteter Kompetenzbedarfe bei den 

 
5  Zur Ausgestaltung von Personalentwicklungsstrategien in Kommunen angesichts des digitalen Wandels: [194] 
6  Zur Relevanz von Lernkultur für die Digitale Transformation: [107] 
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Mitarbeiter:innen, eine Ausweitung der Weiterbildungstage und -budgets sowie de[n] deutli-

che[n] Ausbau digitaler Weiterbildungsformate“ [175]. 

Denn essenzielle Aspekte sind erstens, die Übertragung des individuell Gelernten in den Ar-

beitskontext – auch bezeichnet als Lerntransfer und als Teil der Personalentwicklung betrach-

tet [74, 126]. Gelerntes kann jedoch auch gezielt im Rahmen von Change-Management nutzbar 

gemacht werden, um organisationale Veränderungen herbeizuführen [76, 102]. Zweitens, ver-

fügen lernende Organisationen über eine organisationale Kultur kontinuierlichen, reflexiven, 

individuellen sowie kollektiven Lernens – auch bezeichnet als Lernkultur [172]. Sie gilt als we-

sentliche Voraussetzung für eine erfolgreiche digitale Transformation [109]. Auch sie kann als 

Teil einer kompetenzorientierten Personalentwicklung angesehen werden [194], da sie beein-

flusst, ob individuelle Lernangebote angenommen, Lernerfahrungen reflektiert und neu erwor-

bene Kompetenzen in die Praxis übertragen werden [122]. 

Die erfolgreiche Integration digitaler Selbstlernformate in den Arbeitsalltag und die Bil-

dungsarbeit einer Organisation setzt daher nicht nur die Bereitstellung geeigneter Lernange-

bote voraus, sondern ebenso passende organisationskulturelle Rahmenbedingungen [107]. So 

führt etwa die Einführung einer Lernplattform automatisch zu deren wirksamer Nutzung – ent-

scheidend sind vielmehr der digitale Reifegrad der Organisation7, das Engagement der Verwal-

tungsführung sowie ein begleitendes Veränderungsmanagement [78, 103]. Selbstlernen zum 

Kompetenzaufbau profitiert folglich von einer Organisation, die Lernprozesse durch eine för-

derliche Lernkultur systematisch einbettet sowie Lerntransfer begleitet und unterstützt [153].  

2.3 Digitale Selbstlernangebote als Instrument behördlicher Weiterbildung 

Um die im Kontext der digitalen Transformation wachsenden Kompetenzbedarfe zu decken, 

rücken digitale Selbstlernangebote in den Fokus. Denn öffentliche Verwaltungen benötigen 

zur Entwicklung der notwendigen Digitalkompetenzen Lernangebote, die den vielfältigen Lern-

bedarfen unter den Gegebenheiten begrenzter Zeit und Ressourcen gerecht werden [20, 80, 

89, 116, 184]. Digitales Lernen meint zunächst den Einsatz digitaler Medien in Lernprozessen – 

sowohl in Präsenz, Blended-Learning oder reinen Online-Lernformaten. Digitale Selbstlernfor-

mate beschreiben letztlich selbstgesteuert nutzbare rein digitale, asynchrone Lernangebote, 

die unter dem Label des E-Learning schon in den 1990ern diskutiert wurden8. Davon abzu-

 
7  Für dessen Analyse steht ein Selbstevaluationstool speziell für den öffentlichen Sektor über die Website des eGov-Campus 

zur Verfügung. 
8  Weitere verwandte Begriffe sind z. B. “[…] web-based learning, online learning, mobile learning, and technology-enhanced 
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grenzen sind die in der öffentlichen Verwaltung verbreiteteren Online-Seminare [18] und Blen-

ded-Learning-Formate9. 

E-Learning-Angebote gelten als besonders skalierbar und daher kosten- und ressourceneffi-

zient sowie an unterschiedlichste Bedarfe anpassbar [11, 27, 40]. Weiterhin sind sie zeitlich und 

örtlich flexibel nutzbar, was den Lernenden mehr Kontrolle darüber geben kann, wann und wie 

sie was lernen möchten [11, 10]. Auf der anderen Seite können E-Learning-Angebote auch die 

Verwaltung des Lernprozesses vereinfachen [101]. Ihr Einsatz ist jedoch sowohl technisch, or-

ganisational, personell und unter Umständen rechtlich voraussetzungsvoll [11, 18, 27, 77], wes-

halb sich hier Einsatz insbesondere in der betrieblichen Weiterbildung nur langsam entwickelte 

[48]. Der Einsatz digitaler Selbstlernangebote im öffentlichen Dienst wurde schon in den 

2000er-Jahren vorangetrieben (s. Kapitel 5.1.1). Eine besondere Form sind Massive Open On-

line Courses (MOOCs), auf die auch der eGov-Campus spezialisiert ist [48, 74, 152]. Wie der 

Name sagt, bieten sie einem breiten Publikum über Online-Kanäle einen einfachen Zugang zu 

Bildung [104, 179]. 

 Kompetenzerwerb als Ergebnis von Lernprozessen 

Mit Aufkommen des Neoliberalismus in den 1980er Jahren und vermehrt seit der Übernahme 

durch die EU in den 2000er Jahren, verschiebt sich auch in Deutschland der Fokus von der 

Bereitstellung von Bildung (Input-Orientierung) auf die Funktionalität von Bildung, also die 

Produktion von Lernergebnissen bzw. die Entwicklung von Kompetenzen (Output-Orientie-

rung) [3, 86]. Lernen meint das Phänomen im Rahmen dessen sich Verhaltens-, Wahrneh-

mungs-, Handlungs- oder Denkmöglichkeiten bzw. -gewohnheiten verändern [51]. Lernpro-

zesse können zu Kompetenzerwerb im Sinne der Erhöhung der Handlungsfähigkeit führen, 

müssen es aber nicht [10]. Lernergebnisse beschreiben sodann das Ergebnis von Lernprozes-

sen. Bildungsangebote zielen auf bestimmte Lernergebnisse ab, sogenannte Lernziele, die be-

schreiben, welche Veränderungen, nach einem Lernprozess erreicht werden sollen. Zur Be-

schreibung von Lernzielen dient z. B. Bloom’s Lernziel Taxonomie als beliebte Grundlage [20, 

24]. Diese differenzierten Lernziele in Erinnern, Verstehen, Anwenden, Analysieren, Evaluieren 

und Erschaffen. Lernerfolg folgt aus der Bewertung – beschreibt also das Ausmaß, in dem die 

Lernziele tatsächlich erreicht wurden [24]. Die Überprüfung bzw. der Nachweis des Lernerfolgs 

 
Learning“ [197] 

9  Mit eGov-Campus PRO bietet auch der eGov-Campus – mit Unterstützung der Universität Speyer – Blended-Learning-For-

mate an. 
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im Rahmen von Lernergebnisüberprüfungen macht Kompetenzerwerb für Bildungssysteme 

oder Arbeitsmärkte verwertbar [41, 190, 191].  

Ob Lernerfolge erzielt werden, wird von diversen Faktoren beeinflusst10: Eigenschaften des 

Lernangebots, der Lernenden und der Lernumwelt, also der organisationalen Rahmenbedin-

gungen (s. Kapitel 3.3.1). In Bezug auf die Eigenschaften des Lernangebots ist anzumerken, 

dass Lernerfolg „vor allem eine Frage der didaktischen Methode […] [ist], die sich auf den Lern-

erfolg niederschlägt“, welche „in hohem Maße von der Wahl des Mediums unabhängig“ ist 

[100]. Dem Konzept des „Constructive Alignment" [23] liegt gar die Annahme zu Grunde, dass 

Lernziele, Assessment, Unterrichtsmaterialien, Lernaktivitäten und Kurstechnologie zusammen-

passen müssen, um die Erreichung von Lernergebnissen sicherzustellen [136, 170]. Konkret 

gelten im Kontext digitalen Lernens Lernangebote als besonders förderlich, die interaktiv, mul-

timedial, spielerisch, selbstgesteuert, adaptiv, problembasiert, sozial angelegt sind [100]. Für 

einen erfolgreichen Aufbau von Digitalkompetenzen sind wiederum Formate gefragt, welche 

„den nötigen Rahmen [bieten], um Theorie und Praxis zu verbinden und im Bildungsprozess 

die für die Kompetenzentwicklung nötige Handlungsdimension zu eröffnen“ [122]. Dies erklärt 

letztlich, warum Lernangebote typischerweise nicht primär nach dem eingesetzten Medium, 

sondern nach der Art der angestrebten Lernergebnisse und den zugrunde gelegten didakti-

schen Prinzipien unterschieden werden. Angesichts der Relevanz der didaktischen Gestaltung 

für den Lernerfolg, sind folglich auch mediendidaktische Kompetenzen der Trainer:innen rele-

vant für den individuellen Lernerfolg. Erhebungen zeigen, dass die in der behördlichen Weiter-

bildung eingesetzten Dozierenden auch im Jahr 2025 noch nicht in ausreichendem Maße über 

diese Kompetenzen verfügten [18]. 

Auch die Eigenschaften der Lernenden beeinflussen den Lernerfolg – insbesondere Akzep-

tanz [27, 120], Lernmotivation11 und Selbstlernkompetenzen. Denn auch „[s]elbstgesteuertes 

Lernen erfolgt nicht voraussetzungsfrei, sondern erfordert gerade hinsichtlich Planung, Gestal-

tung und Reflexion der Lernprozesse weitreichende Kompetenzen“ [11]. Lernen hingegen kann 

extrinsisch oder intrinsisch motiviert sein. Dabei zeigen Forschungsergebnisse, dass „die intrin-

sische Motivation und die Leistungsmotivation vor allem durch die direkte Anknüpfung der 

Lernprozesse an den aktuellen Erfahrungs- und Wissensstand der Mitarbeiter:innen“ [60] – also 

eine Individualisierung statt einer Standardisierung des Lernerlebnisses, z. B. durch adaptive 

 
10  Zum Lernerfolg von Studierenden der Verwaltungswissenschaft: [12] 
11  Zur Steigerung der Lernmotivation von Mitarbeitenden: [156] 
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Lernpfade – sowie Autonomie, Selbstwirksamkeit und soziale Eingebundenheit positiv auf die 

intrinsische Lernmotivation erhöht wird [47]. In Bezug auf die Eigenschaften der Lernumwelt 

erscheint es daher geboten „lernförderliche Arbeitsbedingungen zu schaffen, individuelle Lern-

prozesse bedarfsgerecht zu begleiten und selbstbestimmtes und eigenverantwortliches Lernen 

zu unterstützen“ [11]. 

 Systematisierung von Lernangeboten 

Lernangebote bestehen aus mehreren Lerneinheiten und können zu größeren Lernangeboten 

wie Modulen, Kursen oder Programmen zusammengefasst werden [54, 130]. Sie werden durch 

Lerndesigns didaktisch konzeptioniert und in Lernarrangements umgesetzt (s. Kapitel 2.3.1). 

Unterschiede zwischen digitalen Lernangeboten ergeben sich nicht nur aus dem Lerndesign, 

sondern auch ihrer technischen Umsetzung und Verortung in digitalen Lernökosystemen. Hie-

raus können sich Kompatibilitätsprobleme ergeben, welche ihren organisationalen Einsatz – 

also auch im Rahmen der behördlichen Weiterbildung – beeinflussen können. 

Das Zusammenspiel von Lernangeboten, Infrastrukturen, Akteuren und Prozessen – z. B. in der 

behördlichen Weiterbildung – wird als Bildungssystem oder auch Lernökosystem bezeichnet 

[185]. Dessen Gestaltung erfolgt durch Lernarchitekturen – organisationsintern z. B. in Form 

von Weiterbildungsstrategien. Diese regeln u. a. die Bereitstellung digitaler Lernangebote in 

digitalen Lernumgebungen bzw. -infrastrukturen. Konkret werden digitale Selbstlernangebote 

über Lernplattformen bereitgestellt; Lernmanagementsysteme (LMS) weisen zusätzlich admi-

nistrative Funktionen auf, z. B. zur Verwaltung von Kursen, Nutzenden und Nachweisen. Lern-

angebot und digitale Lerninfrastruktur sind eng miteinander verwoben, weshalb ihre techni-

sche Implementation ihre (Nach-)Nutzbarkeit beeinflusst [111]. 

Auch E-Learning-Anbieter sind Akteure in Lernökosystemen und müssen sich als solche im 

System positionieren. Für ihre Positionierung auf dem E-Learning-Markt setzen sie unter-

schiedliche Schwerpunkte zwischen Infrastruktur- und Angebotsbereitstellung. Vereinfacht 

können Technologie- und Plattformanbieter, E-Learning-Dienstleister, E-Learning-Marktplät-

zen und Weiterbildungsinformationsplattformen unterschieden werden.12 

Technologie- und Plattformanbieter stellen die digitale Lerninfrastruktur bereit. In einigen 

Fällen sind in diese Systeme bereits Autorentools zur Erstellung digitaler Lernangebote wie 

H5P integriert. Anbieter und Betreiber von Lernmanagementsystemen und -plattformen kön-

 
12  Hierzu auch: Siepmann [169]. 
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nen dabei auch auseinanderfallen: So können Open-Source-Lösungen wie Moodle oder Ilias 

sowohl selbst, z. B. über eigene IT-Dienstleister, als auch von Dritten betrieben werden. Bei-

spielsweise bietet das Land Brandenburg anerkannten Weiterbildungseinrichtungen des Lan-

des mit dem DigitalCampus Brandenburg eine trägerübergreifende Plattform für die Umset-

zung von E-Learning-Angeboten an.  

Darüber hinaus gibt es auf mediendidaktische Gestaltung spezialisierte E-Learning-Dienst-

leister. Nicht gemeint sind hier z. B. Softwareanbieter, die auch Schulungsangebote zu ihren 

Produkten bereitstellen. Digitale Selbstlernangebote werden sowohl als Dienstleistung durch 

etablierte Weiterbildungsanbieter bereitgestellt, die auch Präsenzformate oder Online-Semi-

nare durchführen, als auch von auf digitales Lernen spezialisierten Anbietern angeboten. Rich-

ten sich ihre Angebote nicht an die individuellen Lernenden, sondern an Arbeitgeber, handelt 

es sich um sogenannte Corporate-E-Learning-Anbieter (B2B). Sie kaufen entweder fertige Lern-

angebote, ganze Lernangebotsbibliotheken werden lizensiert oder sie werden mit der Erstel-

lung maßgeschneiderter Angebote beauftragt. Einzelne Lernangebote können über interope-

rable Standardformate wie z. B. SCORM bereitgestellt werden, was jedoch voraussetzt, dass die 

Kunden über eine eigene kompatible Lernplattform verfügen. Lernangebotsbibliotheken wer-

den in der Regel direkt über eigene Lernplattformen des Dienstleisters geliefert, z. B. bei Pink-

tum. Diese können auch spezialisiert auf Fachbereiche oder Branchen sein, z. B. für Fach- und 

Führungskräfte oder WTT Campus One für den öffentlichen Sektor. Eine besondere Form der 

E-Learning-Dienstleister sind die MOOC-Plattformen, die Lernangebote nach dem OPEN-An-

satz [193] anbieten und Lernangebote für eine große Zahl von Menschen ohne Zugangsbe-

grenzung bereitstellen. Diesen Ansatz verfolgt der eGov-Campus aktuell [88]. Mehr zur aktuel-

len Verortung des eGov-Campus als E-Learning-Anbieter folgt in Kapitel 5.1.  

E-Learning-Marktplätze grenzen sich dadurch ab, dass sie bestehende Lernangebote bün-

deln bzw. kuratieren. Einige verfolgen den Anspruch durch ihre Auswahl auch eine Art Quali-

tätssicherung vorzunehmen, z. B. das WebKollegNRW [73]. Teilweise werden ergänzend auch 

eigene Angebote bereitgestellt. Andere stellen Lernangebote auf Hochschulniveau bereit, z. B. 

FutureLearn oder edX. Der Digital Learning Campus (DLC) Schleswig-Holstein wiederum soll 

Bildungsangebote zu Zukunftskompetenzen thematisch bündeln. Zu den bekanntesten E-Lear-

ning-Marktplätzen gehören hingegen die privaten Anbieter Coursera und Udemy, die nicht nur 

von Dritten erstellte Lernangebote über ihre Plattform bereitstellen, sondern auch selbst Zer-

tifikate ausstellen.  
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Davon zu unterscheiden sind Weiterbildungsinformationsplattformen, die Metadaten nut-

zen, um eine Kursübersicht zur Verfügung stellen und so als Wegweiser oder Navigator zu 

fungieren, ohne jedoch Lernangebot oder -infrastruktur selbst bereitzustellen. Dabei handelt 

es sich nicht um E-Learning-Anbieter im eigentlichen Sinne. Vielmehr stellen sie Informationen 

bereit oder empfehlen basierend auf Kompetenztests konkrete Weiterbildungsangebote. Als 

Beispiele zu nennen sind das Weiterbildungsportal der Bundessagentur für Arbeit „MeinNOW“, 

die österreichische Initiative „Fit4Internet“ oder auch „findig.sh“, ein Projekt der Fachhoch-

schule für Verwaltung und Dienstleistung (FHVD). Letzteres listet auch die Angebote des eGov-

Campus. 

 Bedingungen und Hürden für erfolgreichen Einsatz digitaler Selbstlernangebote 

Die Anerkennung digitaler Selbstlernangebote in organisationalen Kontexten wird nicht nur 

von den Eigenschaften des Lernangebots selbst, sondern von weiteren Kontextfaktoren be-

einflusst. Aus Sicht der Information Systems Forschung ist die Anerkennung digitalen Lernens 

zunächst eine Frage der Technologieakzeptanz [2, 46, 181]: Die Technologieakzeptanz der Mit-

arbeitenden gilt als „wesentliche Voraussetzung für erfolgreiche Implementation von E-Learn-

ing“ [39]. Darüber hinaus identifizierten Stoffregen et al. organisationale, kontextuelle, sozi-

ale, technische und kulturelle Faktoren, die den für den erfolgreichen Einsatz digitaler Selbst-

lernangebote im öffentlichen Dienst beeinflussen [176, 177, 178]. Konkret genannt werden auf 

organisationaler Ebene z. B. Ressourcenverfügbarkeit, Management und Policy sowie Füh-

rungs- und Organisationskultur, dazu Verständnis und Werte auf den verschiedenen Ebenen 

in Bezug auf Lernen und Wissen. Auf individueller Ebene spielen grundlegende IT-Kompeten-

zen und ihre ungleiche Verteilung beim Personal sowie kognitive Präferenzen eine Rolle. Hinzu 

kommen technische Faktoren wie die Verfügbarkeit passender Infrastruktur, Interoperabilität 

und Referenzrahmen, Datenschutz und IT-Sicherheit sowie die wahrgenommene technologi-

sche Eignung, Nützlichkeit und Nutzerfreundlichkeit [178]. Schon 2003 wurde festgestellt, dass 

der Einsatz von E-Learning im öffentlichen Dienst ein organisatorisches und verwaltungstech-

nisches Neudenken der Weiterbildungsorganisation sowie eine neuartige Zusammenarbeit mit 

Anbietern von Inhalten, Technologien und Dienstleistungen erfordert [107]. Gerade kleinere 

Einheiten seien dazu auf Unterstützung angewiesen. 

Der Erfolg einzelner Lernangebote hingegen hängt maßgeblich mit deren Qualität zusam-

men13. Qualitätsrahmenwerke beschreiben Qualitätsanforderungen entlang verschiedener Di-

 
13  Eine ausführliche Diskussion des Begriffs findet sich bei Arnold et al. (2018) [8]. 
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mensionen [171]. Das europäische Quality Reference Framework (QRF) für MOOCs umfasst 

beispielsweise den gesamten Lebenszyklus von MOOCs [179, 180]. Andere Qualitätsmodelle 

wie die „Five Dimensions of Quality“ des Online Learning Consortiums (OLC) sind stärker insti-

tutionszentriert und bewerten Qualitätssicherungsprozesse von Weiterbildungsanbietern 

[127]. Neben offiziellen Stellen wie Akkreditierungsagenturen oder der Zentralstelle für Fern-

unterricht (ZFU) gibt es in Deutschland verschiedene Drittanbieter, die die Qualität verschie-

denster Lernangebote entlang spezifischer Kriterien überprüfen und über Gütesiegel oder ISO-

Zertifizierungen absichern [8]. Qualität kann also letztlich durch Lernende, Dozierende, den 

Anbieter oder Externe überprüft und bewertet werden. Im Falle des eGov-Campus erfolgt die 

Qualitätssicherung und Weiterentwicklung durch die Einbindung von Hochschulen und einen 

wissenschaftlichen Beirat [88, 173]. 

In Bezug auf konkrete Qualitätskriterien offenbart eine vergleichende Analyse von zwölf Qua-

litätsrahmenwerken für Online-, Blended- und flexibles Lernen 15 übergreifende Qualitätsthe-

men auf drei Ebenen [28]: Auf institutioneller Ebene dominieren "Infrastruktur, Finanzen und 

Lernumgebung" (n=12) sowie "Governance, Management und Führung" (n=9). Bemerkenswert 

ist, dass nur ein Rahmenwerk Organisationskultur explizit thematisiert. Auf Programmebene 

steht "Lerndesign und Kursdurchführung" (n=15) am häufigsten im Fokus, während "Bewer-

tungs- und Feedback-Praktiken" (n=4) und "Akademische Integrität" (nur ein Rahmenwerk) 

weniger stark repräsentiert sind. Auf Lernendenebene ist "Studierendenunterstützung, -ent-

wicklung und -erfahrung" das häufigste Thema (n=12), während Lernergebnissen (n=2) nur 

begrenzte Aufmerksamkeit finden. Für die behördliche Weiterbildung gibt es solche Qualitäts-

kriterien noch nicht, obwohl deren Entwicklung bereits 2023 gefordert wurde [135]. 

Bezüglich der Gestaltung digitaler Lernprozesse in der behördlichen Weiterbildung lässt sich 

festhalten, dass diese weit über die bloße Wahl eines Mediums hinausgeht. Wie in Kapitel 2.3.1 

dargelegt, hat sich der Fokus von einer Input-Orientierung hin zur Output-Orientierung ver-

schoben, bei der die messbare Entwicklung von Kompetenzen und Lernergebnissen im Zent-

rum steht. Damit dieser Kompetenzerwerb gelingt, müssen Lernziele, didaktische Methoden, 

und individuelle Voraussetzungen ineinandergreifen. Lernangebote sind in komplexe Lernöko-

systeme eingebettet und auf das Zusammenspiel verschiedener E-Learning-Anbieter angewie-

sen. Um ihre Qualität zu gewährleisten, bedarf es klar definierter Qualitätsrahmenwerke, wobei 

für den öffentlichen Dienst noch keine spezifischen Kriterien vorliegen. Doch die Bereitstellung 
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hochwertiger Lernangebote reicht allein nicht aus. Der Erfolg digitaler Selbstlernangebote 

hängt maßgeblich von sozialen, technischen und kontextuellen Faktoren ab. 

2.4 Anerkennung als Verbindungsglied 

Die Rahmenbedingungen und Grundlagen für kompetenzorientiertes Lernen – von der didak-

tischen Gestaltung bis zur infrastrukturellen Einbettung – wurden somit definiert. Eine entschei-

dende Lücke bleibt jedoch bestehen. Denn damit die erworbenen Kompetenzen sowohl für die 

Lernenden als auch für die Personalentwicklung einen praktischen Wert entfalten, müssen sie 

sichtbar und verwertbar gemacht werden. In diesem Kontext fungieren Nachweise als Verbin-

dungsglied, das die Kommunikation zwischen den Anbietern von Bildung und den nachfragen-

den Organisationseinheiten ermöglicht. Im Folgenden wird daher vertieft, inwiefern Nachweise 

und Anerkennung verschränkt sind. 

Anerkennung meint einerseits offizielle Gültigkeit und andererseits die (inoffizielle) Würdi-

gung. Anerkennung resultiert daraus, dass soziale Felder bestimmte Personen, Leistungen oder 

hier Kompetenzen als wertvoll anerkennen und andere nicht [133]. Anerkennung – z. B. akade-

mische, professionelle, marktliche, staatliche oder auch organisationale Anerkennung – ist 

demnach ein Mechanismus zur Herstellung sozialer Ordnung. 

Nachweise können Digital Badges, Teilnahmebescheinigungen, einfache oder qualifizierte 

Leistungsnachweise, Zertifikate oder formale Bildungsabschlüsse sein [53, 124]. Sie machen 

Informationen – z. B. zu Lernergebnissen – für alle Beteiligten transparent. Nachweise können 

sowohl formal, also anschlussfähig an das formale Bildungssystem, oder non-formal, also or-

ganisierte aber nicht staatlich geregelte Lernprozesse sein [22, 148]. Die Anerkennung von 

Nachweisen setzt voraus, dass die Akteure – Lernende, Arbeitgeber, Hochschulen – der Aussa-

gekraft, Verlässlichkeit bzw. Glaubwürdigkeit der Nachweise vertrauen [192]. Dieses Vertrauen 

entsteht z. B. durch Qualitätssicherungsmaßnahmen wie Lernergebnisüberprüfungen und 

Standardisierung [53], Transparenz [123] und Vergleichbarkeit [87]. Empfehlungen zu Steige-

rung der Anerkennung von in MOOCs erworbenen Kompetenzen für den Hochschulbereich 

formulieren Rampelt et al. (2018) [138]. 

Ein zentrales Spannungsfeld von Nachweisen liegt zwischen ihrer Legitimacy also Allgemein-

gültigkeit und der Legibility also Aussagekraft von Nachweisen [26, 167]. Stark formalisierte 

Nachweise wie Studienabschlüsse setzen auf Legitimacy, sind jedoch weniger flexibel an sich 

verändernde inhaltliche Lernanforderungen anpassbar [148]. Vereinfacht kann man sagen: Je 
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höher der Formalisierungsgrad, desto abstrakter bzw. allgemeingültiger die Lerninhalte und 

desto wahrscheinlicher eine breite Anerkennung. Je geringer der Formalisierungsgrad, desto 

konkreter und spezifischer auf berufliches Handeln bezogen, desto weniger wahrscheinlich ist 

eine breite Anerkennung. Entsprechend unterscheidet sich die Schwerpunktsetzung: Während 

betriebliche Weiterbildung auf direkten Mehrwert für die Organisation setzt [16], legen wis-

senschaftliche Weiterbildungen eher Wert auf einen hohen Abstraktionsgrad [48]. 

Nachweise erfüllen zudem unterschiedliche Funktionen für die unterschiedlichen Akteurs-

gruppen: Wenn die Ausstellung von Zertifikaten an bestimmte Bedingungen gebunden ist, 

können sie Lernende motivieren und disziplinieren. Beim Einsatz von selbstgesteuerten MOOCs 

in betrieblichen Kontexten konnte jedoch festgestellt werden, dass Zertifikate die Motivation 

zur Weiterbildungsteilnahe nicht signifikant erhöhen, sehr wohl aber die Abschlussquoten [82, 

106]. Zudem können Nachweise für Lernende identitätsstiftend wirken und deren Arbeits-

marktchancen erhöhen, indem sie Arbeitgebern vertrauenswürdige Informationen liefern und 

so Unsicherheit reduzieren. Dies setzt jedoch voraus, dass Zertifikate nachweisen, wofür der 

Arbeitsmarkt Verwertung hat, wie z. B. die Machbarkeitsstudie zum European Digital Skills Cer-

tificate (EDSC) darlegt [43]. Gleichzeitig erfüllen Zertifikate eine Allokations- und Selektions-

funktion am Arbeitsmarkt – etwa im Fall von Kammerberufen [53, 114, 167]. Im deutschen Be-

rufsbildungssystem „werden die Zugangs-, Selektions- und Allokationsprozesse auf dem Ar-

beitsmarkt wesentlich über die beruflich strukturierten und standardisierten Zertifikate gere-

gelt“ [71]. 

Eine besondere Nachweisform sind Micro-Credentials. Dabei handelt es sich um standardi-

sierte, qualitätsgesicherte Zertifikate, die den erfolgreichen Abschluss einer kleineren, klar um-

rissenen Lerneinheit dokumentieren. Sie bescheinigen, dass spezifische Lernergebnisse erzielt 

wurden, diese anhand transparenter Kriterien überprüft und bewertet wurden, und beschrei-

ben die Lernergebnisse in Bezug auf Umfang, Niveau und Workload eindeutig [126]. Zentrales 

Ziel ist es, lebenslanges Lernen zu fördern, indem flexible und überprüfbare Lernwege geschaf-

fen werden, die Anerkennung von einzelnen Lernleistungen ermöglichen, ohne die Struktur 

traditioneller Abschlüsse zu ersetzen [132, 141]. Im Kontext von MOOCs und Micro-Credentials 

wird Anerkennung vor allem im Sinne akademischer Anschlussfähigkeit und arbeitsmarktlicher 

Verwertbarkeit diskutiert [29, 70]. Die arbeitsmarktliche Verwertbarkeit von Zertifikaten hängt 

dabei mit ihrer rechtlichen Anbindung, der Bekanntheit und Reichweite ihrer Zertifikate sowie 

Image und Kooperationen ihres Anbieters zusammen [62, 114]. 
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Für klassische Verwaltungsberufe greift eine marktliche Perspektive jedoch nur begrenzt, da 

Profession, Fachgemeinschaft, (Arbeits-)Markt, Normgeber und Kontrollinstanz nicht klar zu 

trennen sind. Es ergibt sich ein eher selbstreferenzielles binnenadministrativ geprägtes Aner-

kennungsregime. Kompetenzanforderungen von Verwaltungsberufen werden stärker durch 

„organizational professionalism“ [63], also organisationsinterne Verwaltungslogiken, z. B. Ma-

nagement, Verfahren und Strategien, geformt. Die klassischen Merkmale einer Profession14 

weisen klassische Verwaltungsberufe – z. B. Verwaltungsfachangestellte oder Verwaltungs-

fachwirte – nur eingeschränkt auf [1, 13, 69]. 

2.5 Zwischenfazit 

Das Kapitel hat die begrifflichen und theoretischen Grundlagen der Abschlussstudie mit Fokus 

auf die drei Themenbereiche Entwicklung von Digitalkompetenzen, organisationales Lernen 

und Kompetenzaufbau mithilfe digitaler Selbstlernangebote gelegt. Die Entwicklung von Digi-

talkompetenzen wird hierbei als zentrales Ziel behördlicher Weiterbildung definiert und die 

Unterscheidung zwischen beruflicher Handlungsfähigkeit und reinem Wissenserwerb betont. 

Weiterhin wurde herausgearbeitet, dass individuelles Lernen erst durch einen systematischen 

Lerntransfer innerhalb einer „Lernenden Verwaltung“ organisational wirksam wird, dies macht 

die strategische Verschränkung von persönlicher und organisationaler Kompetenzentwicklung 

sowie die Etablierung einer Lernkultur erforderlich. Digitale Selbstlernangebote werden als aus-

sichtsreiche Instrumente zum Kompetenzaufbau charakterisiert, deren Erfolg jedoch von der 

didaktischen Gestaltung der Lernangebote, den Eigenschaften der Lernenden sowie kontextu-

ellen (v. a. organisationalen, sozialen, technischen und kulturellen) Gegebenheiten beeinflusst 

wird. Als bisheriges Verbindungsglied wird die Anerkennung von Nachweisen und Zertifikaten 

analysiert, die den Wert des Gelernten sichtbar und damit für die Organisation verwertbar 

macht. Diese konzeptionellen Überlegungen gliederten die empirische Forschung und bilden 

die Basis für das dritte Kapitel.  

 

 
14  Hierzu: [1, 69] 
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3 Empirische Befunde und ihre Analyse 

Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass die Anerkennung digitaler Selbstlernangebote 

nicht allein an fehlenden Zertifikaten scheitert und damit auch die Hypothese des Vorhabens 

widerlegt wurde. Vielmehr treffen digitale Selbstlernangebote auf eine Weiterbildungspraxis, 

die stark durch unklare Kompetenzziele, Teilnahmeverwaltung statt Weiterbildungssteuerung, 

und eine mangelnde Integration individueller Lernprozesse in eine strategische Organisations-

entwicklung geprägt ist. Die folgenden Kapitel stellen die empirischen Befunde der Gesamtun-

tersuchung dar und leiten darauf aufbauend bestehende Defizite ab. 

3.1 Digitale Kompetenzentwicklung als Ziel behördlicher Weiterbildung 

Im Folgenden wird dargestellt, wie Digitalkompetenzen in der Verwaltungspraxis verstanden 

und in Weiterbildungsbedarfe übersetzt werden. Im Mittelpunkt stehen dabei zum einen die 

verwendeten Begriffe und Kompetenzsystematiken und zum anderen die Verfahren, mit denen 

organisationale und individuelle Bedarfe festgestellt werden. Die Befunde zeigen damit, welche 

praktischen Voraussetzungen für einen gezielten Kompetenzaufbau und eine kompetenzbe-

zogene Einordnung von Lernangeboten und Zertifikaten bereits bestehen. 

 Empirische Befunde 

Der folgende Abschnitt stellt die empirischen Befunde rund um das Verständnis von Digital-

kompetenzen in der öffentlichen Verwaltung sowie ihre Verankerung in Strategien und Lern-

bedarfe dar. Die empirischen Befunde zeigen, dass es sowohl an einem gemeinsamen Ver-

ständnis und Zielbild als auch an einer systematischen Übersetzung von Kompetenzanforde-

rungen in Anforderungs- bzw. Kompetenzprofile, individuelle Entwicklungsbedarfe und zuge-

hörige Lernergebnisse fehlt. 

Kompetenzanforderungen? Unklar. 

Die Ergebnisse machen deutlich, dass die untersuchten Behörden – trotz Studien wie „Qualifica 

Digitalis“ – weder intern noch behördenübergreifend über ein gemeinsames Verständnis von 

Digitalkompetenzen verfügen: Sie haben ein unterschiedliches Verständnis von Digitalkompe-

tenzen, operationalisieren diese – wenn überhaupt – über unterschiedliche Kompetenzrahmen 

und nutzen diese Operationalisierung vor allem zur thematischen Sortierung von Lernangebo-

ten, jedoch kaum zur Erarbeitung von Kompetenzprofilen. 
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Das Verständnis von Digitalkompetenzen unterscheidet sich zwischen den Inter-

viewpartner:innen stark: Die eine Hälfte hat ein eher enges Verständnis von Digitalkompeten-

zen und sieht diese vor allem als Kompetenz zur Anwendung von Informationstechnik, digita-

len Tools usw. Die andere Hälfte hat ein eher breites Verständnis von Digitalkompetenzen und 

fasst hierunter auch Schlüsselkompetenzen im Kontext von Digitalisierung sowie die Kompe-

tenz zur Gestaltung der digitalen Transformation. 

„Im Wesentlichen fassen wir darunter alle Kenntnisse, Fähigkeiten und Fer-

tigkeiten, die notwendig sind, um diesen Transformationsprozess in der Ver-

waltung mitzugestalten, zu begleiten und auch umzusetzen. Das sind natür-

lich keineswegs nur die technischen Kompetenzen, sondern auch die Ma-

nagement- und Soft-Skills und die persönlichen Kompetenzen, die dazu er-

forderlich sind. Also ein großes Gesamtpaket, das eigentlich in alle Bereiche 

des Verwaltungshandelns hineinwirkt.” (I06) 

Daher sprechen Akteure über Digitalkompetenzen, ohne dass Einigkeit darüber besteht, wer 

welche Digitalkompetenzen braucht, woran man diese festmacht oder fördert. Dabei geben 

die Interviewpartner:innen an für ihre Arbeit durchaus bereits teilweise Digitalkompetenzrah-

men zu nutzen, z. B. DigComp, Qualifica Digitalis oder den KI-Kompetenzrahmen der Bertels-

mann Stiftung. Einige Behörden haben auch ihre eigene Kompetenzsystematik gebildet. So 

entwickelte eine befragte Fortbildungseinrichtung 2025 ein ‚Curriculum für digitale Kompeten-

zen‘. 

Die Verwendung dieser Systematiken fungiert jedoch laut den Inteviewten vor allem zur the-

matischen Strukturierung des Weiterbildungsangebots. Eine grundlegende Kompetenzori-

entierung im Personalwesen sei jedoch nicht zu beobachten. Kompetenzprofile werden nicht 

verwendet und Stellenanforderungen nicht kompetenzbasiert beschrieben. Für digitale Lern-

angeboten und ihre Zertifikate fehlt daher eine Orientierungsmöglichkeit: 

“Das macht für mich eigentlich immer nur dann Sinn, wenn die Verwaltung 

[…] denn tatsächlich auch dasselbe Verständnis zum Beispiel von benötigten 

Kompetenzen oder Kompetenzprofilen hat. Ich sage immer: Wir sind zehn 
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oder elf Königreiche und jeder macht es so, wie er es irgendwie denkt. […] 

Und das liegt daran, dass wir überhaupt gar kein Leitbild haben.“ (I15) 

Weil die benötigten Digitalkompetenzen nicht rollen- und aufgabenbezogen konkretisiert sind, 

fehlt zugleich ein belastbarer Bezugspunkt für die Feststellung organisationaler und individu-

eller Entwicklungsbedarfe. 

Prozessperspektive: Bedarfsfeststellung 

Entscheidend dafür, dass digitale Selbstlernangebote zur Steigerung von Digitalkompetenzen 

der Beschäftigten beitragen, ist jedoch, dass Kompetenzanforderungen in Lernbedarfe über-

setzt und mit Weiterbildungsangeboten unterlegt werden. Dabei ist zwischen den Weiterbil-

dungsbedarfen der Organisation und den Lernbedarfen der Mitarbeitenden zu unterscheiden. 

Der Weiterbildungsbedarf der Organisation ist relevant, um zu entscheiden, welche Weiterbil-

dungsangebote in den Weiterbildungskatalog (oder auch Fortbildungskatalog) aufgenommen 

werden. 

Der Weiterbildungsbedarf der Organisation wird aktuell nicht systematisch aus definierten 

Kompetenzanforderungen abgeleitet. Laut den Interviewpartner:innen mehrheitlich aus einer 

Mischung aus Fortschreibung, jährlichen Bedarfsabfragen und unterjährigen Bedarfsmel-

dungen von Führungskräften, Projektverantwortlichen oder auch des (Haupt-)Personalrats 

oder auch aus Strategiedokumenten oder Gesetzesänderungen abgeleitet (s. Kapitel 3.2.1). Ty-

pischerweise melden die Fachbereichsleitungen ihre Bedarfe an die Weiterbildungsverantwort-

lichen. Auf Landesebene koordinieren Vertreter:innen der Staats-/Senatskanzlei die Bedarfs-

meldungen und leiten die Bedarfe an die ressortübergreifende Weiterbildungseinrichtung wei-

ter: 

“Zum Thema Digitalisierung ist die […] federführend und da sprechen wir mit 

denen/sind wir im engen Austausch mit verschiedenen Abteilungen, welche 

Themen relevant sind für die Zukunft und entscheiden auf dieser Basis dann, 

welche Themen wir zukünftig anbieten“ (I17) 
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Einzelne Interviewpartner:innen berichteten von Personalbefragungen, welche jedoch auf-

grund aufwendiger und langwieriger Auswertungen mit negativen Erfahrungen verbunden wa-

ren. 

Mangels Kompetenzprofilen und Kompetenztransparenz werden Lernbedarfe überwiegend 

durch Mitarbeitende und Führungskräfte situativ eingeschätzt: Sie müssen individuelle Kom-

petenzbedarfe eigenständig identifizieren, passende externe Lernangebote identifizieren und 

bewerten. In keinem der untersuchten Fälle wurden die Kompetenzen von Mitarbeitenden ge-

trackt. In nur einer der untersuchten Behörden – und zwar auf Bundesebene – wurden Kompe-

tenzprofile z. B. für Jobfamilien verwendet. Gap-Analysen sind damit nicht systematisch mög-

lich. Die Ableitung der individuellen Lernbedarfe erfolgt daher eher intuitiv. Eine bedarfsge-

rechte Kompetenzentwicklung hängt somit stark von der Erfahrung, der Intuition und dem En-

gagement von Mitarbeitenden und Führungskräften ab. Für Ableitung und Nutzbarmachung 

von Kompetenzbedarfen sind Führungskräfte und Mitarbeitende auf sich gestellt. Ihre Ent-

scheidungen werden laut Interviewpartner:innen weder durch Informationsangebote – z. B. 

zentral bereitgestellte Entscheidungshilfen zur Bewertung und Einordnung insbesondere digi-

taler Lernangebote – unterstützt noch an organisationale Entwicklungsziele rückgebunden. 

Selbst erkannte Bedarfe führen insbesondere bei kleinen oder spezialisierten Zielgruppen 

nicht automatisch zu behördlichen Weiterbildungsangeboten. Es ist damit zu beobachten, 

dass sich organisationale Kompetenzbedarfe nicht direkt in behördliche Weiterbildungsange-

bote übersetzen. Entscheidend dafür, ob organisationale Kompetenzbedarfe zur Angebotsbe-

reitstellung bzw. -integration führen, ist die Zielgruppengröße: 

„Zum einen ist die Zielgruppengröße ziemlich wichtig. Dann ist es auch wich-

tig, dass wir nur Dinge anbieten, die behördenübergreifend sind. Also jetzt 

nicht für eine spezielle Behörde. Weil dann können Sie die intern schulen. […] 

wenn es nur 30 Leute sind, dann sagen wir ‚Das machen wir nicht. Das kann 

man auch anders machen. Es kann die Behörde dann eben entsprechend 

schulen‘.“ (I17) 

Gibt es nur eine oder wenige Personen mit einer bestimmten Spezialisierung im Zuständig-

keitsbereich, dann werden keine eigenen Weiterbildungsangebote unterbreitet, da nicht ge-

nug Nachfrage bestünde. Da Digitalkompetenzen sowohl Fach- als auch Querschnittskompe-



 

 

 | Abschlussstudie: eGov-Zert | SHI | Stein-Hardenberg Institut | MID Sachsen-Anhalt  | Stand: 07.07.2026 S. 37 von 

136 

 

tenzen umfassen, kann die Förderung von Digitalkompetenzen sowohl aus „Spezialist:innen“-

Perspektive betrachtet werden – Verwendung von Geoinformationssystemen als Kompetenz 

für Planer:innen – als auch aus „Generalist:innen“-Perspektive – Digitalkompetenzen als Quer-

schnittskompetenz. Je nach Betrachtungsweise ändert sich die Zielgruppengröße. Daraus folgt 

die aktuell zu beobachtende Situation der zersplitterten Zuständigkeiten. Entsprechend stellen 

interne Weiterbildungseinrichtungen und Behörden zwar qualifizierende Weiterbildungsange-

bote für (Nachwuchs-)Führungskräfte bereit, jedoch i.d.R. keine eigenen qualifizierenden An-

gebote für Digitalisierungsbeauftragte oder IT-Fachkräfte. Letztlich übersetzen sich Kompe-

tenzbedarfe von Spezialist:innen oder Funktionsrollen also nicht automatisch in Lernangebote 

der behördlichen Weiterbildung. Personalentwicklung und Weiterbildung fallen auseinander. 

 Analyse: Zielbild- und Übersetzungsdefizit 

Damit eine Behörde Digitalkompetenzen gezielt aufbauen und Zertifikate entsprechender 

Lernangebote sinnvoll anerkennen kann, benötigt sie erstens ein Zielbild der erforderlichen 

Digitalkompetenzen und zweitens eine Übersetzung dieses Zielbilds in Anforderungs- bzw. 

Kompetenzprofile, konkrete Bedarfsermittlung und Kompetenzmanagement. Die Ergebnisse 

zeigen jedoch, dass dies in öffentliche Verwaltungen nicht der Fall ist. Es fehlt ein gemeinsames 

Zielbild. Die vorhandenen Zielbilder werden nicht hinreichend operationalisiert – d. h. die abs-

trakt beschriebenen Kompetenzen werden nicht in Kompetenzprofile übersetzt oder bestehen-

den Anforderungsprofilen zugeordnet. Statt eines gemeinsamen föderalen Verständnisses 

konkreter Digitalkompetenzbedarfe für Beschäftigte des öffentlichen Dienstes sind in der Pra-

xis viele unterschiedliche Systematiken ohne behördenübergreifende Anschlussfähigkeit vor-

zufinden.  

Aktuell werden Stellen eher mit Qualifikationen im Sinne formaler Zugangsvoraussetzungen 

unterlegt als mit Kompetenzanforderungen. Kompetenzen werden nicht getrackt und sowohl 

Kompetenzbestände als auch Kompetenzlücken bleiben weitgehend unsichtbar. Das kann zum 

Beispiel dann zur Gefahr werden, wenn Mitarbeitende mit relevanten Kompetenzprofilen die 

Behörde verlassen. Im Ergebnis bleiben auch die der Auswahl von Weiterbildungsangeboten 

zugrunde liegenden Bedarfserhebungen themen-, nachfrage- und erfahrungsorientiert, statt 

die tatsächlichen zukünftigen Bedarfe zu adressieren. Hochwertige rollenspezifische Pro-

gramme zur Spezialisierung für Fachpersonal liegen aktuell nicht im Handlungsbereich der Per-

sonal- und Weiterbildungsverwaltung, sondern in den Händen von Führungskräften und Mit-

arbeitenden. 
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De facto fehlt jedoch nicht nur einzelnen Behörden das Bewusstsein oder Vokabular, um Digi-

talkompetenzbedarfe zu formulieren und zu managen, sondern dem gesamten öffentlichen 

Dienst. Die Besonderheit des öffentlichen Dienstes ist es, dass Behörden einerseits in Konkur-

renz um ihr Personal stehen, aber andererseits gemeinsam Einfluss auf die Anforderungen an 

das Verwaltungspersonal haben. Sie sind nicht nur Arbeitgeber, sondern gerade Bundes- und 

Landesverwaltungen beeinflussen auch maßgeblich Ausbildungs-/Fortbildungs-, Laufbahn- 

und Prüfungsordnungen. Wenn der öffentliche Dienst insgesamt seine Kompetenzbedarfe 

nicht strategisch strukturiert, fehlt damit sowohl potenziellen Mitarbeitenden als auch Weiter-

bildungsanbietern eine wichtige Orientierungsgröße. Das ist insofern problematisch, als der 

Standard im öffentlichen Dienst der Verwaltungsgeneralist ist, dessen Fokus auf einer mög-

lichst hohen Verwendungsbreite liegt. Digitalkompetenzen werden für diese Profile bisher als 

nachrangig angesehen. Sie werden zwar gefordert, aber bei Abwägungsentscheidungen de-

priorisiert. Stellen für digitalisierungsspezifische Rollen wie IT-Projektmanager:innen oder Data 

Scientists sind wiederum nur bedingt vorgesehen und schwer zu besetzen. Ohne mit anerkann-

ten Weiterbildungsangeboten unterlegte Karrierepfade hängt es jedoch an jedem Einzelnen, 

dass aufgebaute Kompetenzen sichtbar oder gar wirksam werden. 

3.2 Personalentwicklung, behördliche Weiterbildung und organisationales Lernen 

Organisationales Lernen entsteht, wenn individuelles Wissen, Erfahrungen und Kompetenzen 

in geteilte Deutungsmuster, Routinen, Prozesse, Entscheidungen, Strukturen oder Wissensbe-

stände überführt werden. Vor diesem Hintergrund kann Anerkennung digitaler Selbstlernan-

gebote nicht allein über Zertifikate hergestellt werden. Zertifikate können Lernaktivitäten sicht-

bar machen und Vertrauen schaffen; entscheidend ist jedoch, ob und wie individuelles Lernen 

in der Organisation aufgegriffen, unterstützt und verwertet wird. Die empirischen Befunde zei-

gen, dass digitale Lernangebote aktuell nicht in ein größeres Framework persönlicher Entwick-

lung oder organisationalen Lernens integriert sind, sondern als losgelöste Maßnahmen durch-

geführt werden. 

 Empirische Befunde 

Die empirischen Befunde deuten auf eine systematische Schwäche von Personal- und Organi-

sationsentwicklung hin, die sich auf allen Ebenen von der Verteilung von Zuständigkeiten über 

die Formulierung strategischer Ziele bis hin zu ihrer Umsetzung erstreckt. Konkret haben die 

im Rahmen des Projekts durchgeführten Erhebungen gezeigt, dass die Zuständigkeiten für die 

strategische, personelle und organisationale Entwicklung unklar verteilt sind, diese verteilten 
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Akteure werden nicht durch gemeinsame strategische Zielvorgaben gesteuert. Personal- und 

Organisationsentwicklung wird angesichts dessen primär mittels Maßnahmensammlungen 

verwaltet. Eine systematische Anerkennung digitalen Lernens zum Zwecke des Aufbaus digita-

ler Kompetenzen konnte nicht beobachtet werden. 

Strategische Orientierung 

Die Untersuchung bestätigt, dass Personalentwicklung im Allgemeinen in der Verwaltungspra-

xis keinen hohen Stellenwert genießt: 

„Personalentwicklung ist zwar gerade wichtig für uns, aber nicht in der Pra-

xis. Personalentwicklung muss erstmal mehr Wahrnehmung erreichen – dass 

klar ist, dass Weiterbildungsangebote eine Priorität haben im Alltag. Mo-

mentan ist es so, dass alle anderen Termine wichtiger sind als die der Perso-

nalentwicklung.“ (I04) 

Nach Auswertungen von Strategiedokumenten zum Thema zeigt sich, dass von allen Inter-

viewpartner:innen nur zwei der untersuchten Organisationen über Konzepte für die Personal-

entwicklung bzw. Weiterbildung verfügen, deren Detaillierungsgrad sehr unterschiedlich aus-

fällt. Entsprechend viel Verantwortung und Gestaltungsspielraum kommt Führungskräften in 

Bezug auf die Entwicklung ihrer Mitarbeitenden zu. Allerdings wurde genau das – die man-

gelnde institutionelle Unterstützung – in der Lernendenbefragung als wesentlicher Hinde-

rungsgrund für die Nutzung digitaler Selbstlernangebote genannt. Konkret nannten Befragte 

fehlende Zeitressourcen (n=30), sowie fehlende Unterstützung durch Vorgesetzte und Dienst-

stellen (n=18). Gerade in den Fachbereichen kann festgestellt werden, dass der Aufbau von 

Digitalkompetenzen bei Fachpersonal keine Rolle spielt. So beschreibt ein:e Inter-

viewpartner:in, die Anforderungen von Beschäftigten und Führungskräften wie folgt: 

„[…] ich brauche ein Format, […] [dass] diese Inhalte abdeckt, die man 

braucht […] dass dann die Praktiker wieder sagen würden: Da werden Leute 

ausgebildet, […] die wissen, was ist ein Verwaltungsakt und wie schreibe ich 

einen Widerspruch, also die das draufhaben, dieses Wissen“ (I24) 
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Auf einer praktischen Ebene gehört zur Anerkennung digitalen Lernens in der behördlichen 

Weiterbildung vor allem die strategische Verankerung im größeren Kontext. Eine systematische 

Integration von Weiterbildung in das Lernökosystem von Behörden könnte sich z. B. darin äu-

ßern, dass Lerntransfer systematisch stattfindet. Das scheint aktuell nur begrenzt der Fall zu 

sein, obwohl in Strategiepapieren gefordert. So hat der Lerntransfer der gemäß der „Hausord-

nung Fortbildung“ über „Gespräche zwischen den unmittelbaren Vorgesetzten und den Teil-

nehmenden“ oder wahlweise Erfahrungsberichte oder „durch unmittelbare Anfrage des Refe-

rates Z I 3 bei der/dem Vorgesetzten festzustellen, inwieweit die durchgeführte Maßnahme die 

 dienstliche Tätigkeit der Beschäftigten beeinflusst hat“. 

Prozessperspektive: Genehmigungs- statt Lernkultur 

Weiterbildungspflichten – z. B. für Führungskräfte oder Pflichtschulungen zu Daten- oder Ar-

beitsschutz – stehen vergleichsweise starren Genehmigungsprozesse gegenüber. Sowohl die 

Berichte in den Interviews als auch die Prozessdiskussionen haben gezeigt, dass für eine Wei-

terbildungsteilnahme typischerweise ein formaler Antrag gestellt werden muss, welcher min-

destens von der Führungskraft und einer weiteren Person – i. d. R. Fortbildungsbeauftragte 

oder nächsthöhere Führungsebene –, teilweise auch noch vom Personalrat genehmigt werden 

muss. Die Entscheidung erfolgt nicht im Sinne einer kompetenzorientierten Personaldiagnos-

tik, sondern entsprechend der Laufbahngruppe, der Stellenbeschreibung, nach Ressourcenver-

fügbarkeit oder nach Quote – z. B. jedes Ressort darf zwei Personen zu einer Weiterbildung der 

zentralen Weiterbildungseinrichtung schicken. Denn neben der Freigabe der zeitlichen Kapa-

zitäten der Mitarbeitenden ist dieser Prozess für den Standardfall geschaffen, dass Teilnahme-

kapazitäten begrenzt sind und Mittel freigegeben werden müssen, weil die Teilnahme kosten-

pflichtig ist.  

„Also ich muss das beantragen bei den Vorgesetzten, die sagen ja oder nein, 

dann geht das an die Fortbildung, die Fortbildung geht auf die BAköV zu und 

irgendwann kriege ich dann vielleicht einen Platz zugewiesen.“ (I26) 

Entsprechend berichteten einige Projektbeteiligte bereits vom Einsatz von Micro-Learning-An-

geboten, die selbstorganisiert von den Mitarbeitenden genutzt werden können:  
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„Das sind Selbstlernangebote, die man sich dann als Mitarbeiter frei aus-

wählen kann. […] Da kann man sich dann das raussuchen, was man für sich 

selbst passend empfindet.“ (I09) 

Ab welchem Zeitumfang eine Genehmigung notwendig ist und wann eigenverantwortlich in 

der Arbeitszeit gelernt werden kann, bleibt jedoch in der Praxis häufig unklar. Die im Rahmen 

von M4 untersuchte Behörde auf Bundesebene setzt die Schwelle bei einem zeitlichen Umfang 

von einer Stunde, begrenzt die Erlaubnis jedoch auf Lernangebote, die im eigenen LMS zur 

Verfügung stehen. Ähnlich funktioniert die Anrechnung externer Lernangebote auf die Weiter-

bildungsverpflichtung für Führungskräfte: Eine:r der interviewten Vertreter:innen einer Landes-

verwaltung gab gar an, dass für eine Anrechnung eines externen Lernangebots auf die Weiter-

bildungsverpflichtung zunächst dessen Äquivalenz durch die Personalabteilung überprüft wer-

den müsse. 

Digitale Selbstlernangebote mit höherem Zeitumfang, die aber ohne personenabhängige 

Kosten und ohne begrenztes Platzkontingent auskommen – wie z. B. die Lernangebote des 

eGov-Campus – fallen entsprechend durch dieses Raster. Das Vorliegen einer Dienstvereinba-

rung, die Mitarbeitenden und Führungskräften Sicherheit im Umgang mit (digitalem) Selbst-

lernen geben könnte, ist nur einem der Interviewpartner:innen bekannt. Dort heißt es: „Alle auf 

dem Portal angebotenen E-Learning-Kurse stehen den Beschäftigten ohne vorherige Beantra-

gung oder Anmeldung und ohne eine quantitative oder zeitliche Beschränkung zur Verfügung. 

Im Verständnis einer jederzeit verfügbaren Wissensressource kann das E-Learning-Angebot 

mit seinen kurzen Lerneinheiten von den Beschäftigten selbstständig und flexibel in den Ar-

beitsalltag integriert werden.“ [65] Selbst diese Regelung betrifft jedoch ebenfalls nur das haus-

eigene Lernmanagementsystem und schließt keine externen E-Learning-Kurse wie die des 

eGov-Campus mit ein. In der Mehrheit der untersuchten Fälle gibt es keine Regelung. 

„Wenn das den ganzen Tag geht, dann müssen die Leute einen Fortbildungs-

antrag machen. Die können nicht einfach sagen ‚Leute, ich arbeite heute ei-

nen Tag nicht. Ich setze mich heute einen Tag in unserer E-Learning Portal.‘ 

Das funktioniert nicht. Also ist die Idee es möglichst niederschwellig zu ma-

chen und nur so überhaupt die Akzeptanz dafür zu gewinnen.“ (I20) 
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Die Unsicherheit über die Nutzung solcher digitaler Selbstlernangebote in der Arbeitszeit ist 

daher prävalent: Wann darf ich ein digitales Selbstlernangebot eigenverantwortlich nutzen und 

wann riskiere ich den Vorwurf des Arbeitszeitbetrugs? Gilt die zeitliche Begrenzung je Lernein-

heit oder für das gesamte Lernangebot? Darf ich das Lernvideo auch am Wochenende gucken? 

Wie dieser große Spielraum von Führungskräften und Mitarbeitenden genutzt wird, ist Aus-

druck der behördlichen Lernkultur und von Führung. 

„Also es ist – eigentlich in Ermangelung einer Dienstvereinbarung – dann 

eben auch nicht so, dass die Menschen bei uns im Hause/ dass man sagt 

‚Macht alles, was ihr wollt, was Wissensgewinn ist für euch ist und nutzt alle 

Zugänge, die ihr habt.‘ Das ist so nicht ausgesprochen.“ (I26) 

Die Interviewpartner:innen berichten vorwiegend von Sorgen – der Sorge, dass Mitarbeitende 

(Arbeitszeit-)Betrug begehen, der Sorge, dass aus dem Besuch von Weiterbildungen Wünsche 

nach Veränderung entstehen, der Sorge, dass Weiterbildungen zu Ansprüchen auf höherwer-

tige Stellen und somit Personalabgängen führen, wenn diesen Entwicklungszielen nicht nach-

gekommen werden kann. Gerade angesichts von Personalengpässen und zunehmender Ar-

beitszeitverdichtung werde Lernen von Führungskräften z. T. auch als Zumutung für den „Be-

triebsablauf“ wahrgenommen. Gleichzeitig machen die Aussagen der Interviewpartner:innen 

deutlich, dass rechtliche Regelungen, z. B. zur Weiterbildungsverpflichtung von Beamt:innen, 

in der Praxis nicht gleichermaßen gelebt werden. So heißt es zwar im Thüringer Laufbahngesetz 

„Die Beamten sind verpflichtet, an dienstlichen Qualifizierungen nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 

teilzunehmen sowie sich selbst fachlich und methodisch fortzubilden.“ (§ 56 Abs. 2 Thür-

LaufbG), doch die Interviewpartner:innen aus der Thüringer Landesverwaltung bemängeln: 

„Also wir, wir müssen ja auch mal dahin kommen und sagen, jeder Mitarbei-

ter hat ja eine Pflicht, sich auch fit zu halten, auch sich weiterzubilden […] 

Diese Denke oder diese Selbstverpflichtung die fehlt mir komplett.“ (I21) 

Prozessperspektive: Anerkennung (Zertifikatsverwertung) 

Die Interviewergebnisse zeigen, dass Personalrekrutierung, -entwicklung und Weiterbildung in 

weiten Teilen additiv statt integrativ organisiert und verstanden werden. Personalentwicklungs-
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maßnahmen und Weiterbildungsmaßnahmen werden also weitgehend unabhängig voneinan-

der implementiert und verfolgt. Das beeinflusst auch, wie Weiterbildungsnachweise anerkannt 

werden. Ob Weiterbildungen in Personalgesprächen angesprochen oder bei Beurteilungen be-

rücksichtigt werden, bleibt den Führungskräften überlassen. Zertifikate werden bei Stellen-

vergaben interpretiert als Zeichen von Engagement15, aber nicht als Kompetenznachweis. 

„[…] zur Übernahme von anderen Tätigkeiten oder sowas ist eher seltener 

der Fall. Das [behördliche Weiterbildung, Anm. d. A.] ist eher so für die aktu-

elle Wissenssicherung oder auch für die Einarbeitung.“ (I22) 

Verbreitet ist das kulturelle Verständnis, dass Lernen zum Kompetenzerhalt selbstverständ-

lich und Lernen zur individuellen Entwicklung ein Privileg ist. Die Interviewpartner:innen ver-

stehen Weiterbildung vor allem als Anpassung der Kompetenzen einer Person an die Anforde-

rungen der Stelle, die sie aktuell innehat – also im Sinne von Erhaltungs- und Anpassungsfort-

bildung. Die Interviewpartner:innen bekräftigen das Prinzip, dass Personalentwicklung Mitar-

beitende weniger auf eine Stelle hin entwickelt als sie nachzuqualifizieren.  

„[…] es natürlich die Chance, je nachdem, ob eine Fach- oder eine Führungs-

karriere anvisiert wird, über weitere Fortbildungen sich da einfach noch mal 

anders aufzustellen, sich auf ein Thema stärker zu fokussieren. Und das kann 

dann natürlich dabei helfen, auch den Zuspruch für andere Stellen zu bekom-

men. […] Aber ich sag mal, das ist auch dann eher das Zünglein an der 

Waage, wenn es denn das überhaupt ist.“ (I01) 

Die einzigen ‚präemptiv‘ eingesetzten Weiterbildungen mit Qualifizierungsziel sind demnach 

Aufstiegslehrgänge, berufsbegleitende Studiengänge und Nachwuchsführungskräftepro-

gramme. Für die ersten beiden werden typischerweise Qualifizierungsvereinbarungen getrof-

fen, um die Ressourcenallokation zu steuern und Personal längerfristig zu binden. Karriere-

pfade und somit Personalentwicklung sind entsprechend stets auf Laufbahnaufstieg ausgerich-

 
15  “What is for certain is that freely choosing to partake in a MOOC demonstrates the participant’s interest and passion for a 

subject above and beyond the norm.” Banks & Meinert (2016) 
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tet und nicht auf fachliche Spezialisierung, z. B. im Bereich Verwaltungstransformation. Dem-

entsprechend gibt es z.Zt. keine Anerkennungssysteme für qualifizierende Spezialisierungen. 

Ob Weiterbildungen bei der Stellenvergabe berücksichtigt werden, entscheiden laut den In-

terviewpartner:innen die Einstellungsverantwortlichen individuell. Weiterbildungsnachweise 

oder Zertifikate in Stellenausschreibungen zu integrieren sehen die Interviewpartner:innen auf-

grund der ohnehin geringen Bewerber:innenzahlen kritisch: 

„Wenn Sie sich horizontal auf bestimmte Positionen bewerben wollen, […] 

wenn Sie anständige Arbeit leisten, dann sind eigentlich alle um Sie herum 

froh, wenn Sie sich auf offene Stellen bewerben, weil es sowieso keine aus-

reichenden Bewerbungen gibt. Da müssen Sie aktuell zumindest herzlich we-

nig Qualifikationen nachweisen.“ (I12) 

Dennoch würden Weiterbildungen informell wohlwollend berücksichtigt. So gelten Teilnahme-

bescheinigungen, welche als in der behördlichen Weiterbildung der Regelfall sind, als Zeichen 

von Weiterbildungspartizipation und Engagement:  

“Hat sich diese Person denn überhaupt irgendwie um persönliche Weiterent-

wicklung gekümmert in der Vergangenheit?” (I24) 

Zertifikatslehrgänge oder Zertifikatsstudiengänge mit formalisierten Lernergebnisüberprüfun-

gen, die von renommierten Institutionen angeboten werden, hätten jedoch eine höhere 

Chance positiv berücksichtigt zu werden. 

Obwohl einschränkend anzumerken ist, dass die Interviewpartner:innen größtenteils nicht bei 

der Personalauswahl eingebunden sind, deckt sich die Einschätzung mit der bestehenden For-

schung [14, 15, 21, 42]: Weiterbildungen erfüllen im öffentlichen Dienst nicht die Funktion 

eines Kompetenznachweises im laufbahnrechtlichen Sinne (z. B. § 48 Abs. 4 ThürLaufbG). 

Dies ist typischerweise Qualifikationen in Form formaler Bildungsabschlüsse vorbehalten. Den-

noch können – gerade non-formale Weiterbildungsnachweise mit Lernergebnisüberprüfungen 

– als relevante Zusatzqualifikationen gewertet werden: 
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“Ich sitze dann auch gelegentlich in Vorstellungsgesprächen und allem da-

bei, so als Personalratsmitglied. Wenn man da bestimmte Zertifikate oder 

bestimmte Schulungsnachweise vorliegen hat […] man erhöht seine Chan-

cen. Gerade sage ich mal jetzt im konkreten IT-Bereich […].“ (I09) 

Zuletzt ist anzumerken, dass die Teilnahme an Weiterbildungsangeboten nicht systematisch in 

Entwicklungsgesprächen aufgenommen wird und typischerweise auch nicht in Beurteilungen 

einfließt. Entsprechend zeigen die Ergebnisse, dass die Weiterbildungsteilnahme im öffentli-

chen Dienst nicht flächendeckend oder systematisch dokumentiert wird, sondern lediglich z. T. 

direkt im Lernmanagementsystem oder freiwillig in der Personalakte. Eine Nachnutzung von 

Weiterbildungsnachweisen z. B. Berücksichtigung in Personalgesprächen o. ä. erfolgt i.d.R. 

nicht. Einzig die im Rahmen der Prozesserhebung untersuchte Einrichtung der Bundesebene 

erstellt einen dedizierten Bildungsverlauf für ihre Beschäftigten. Die Dokumentation in der Per-

sonalakte führt dazu, dass die Nachweise laut den Interviewpartner:innen zwar bei Behörden-

wechsel ‚mitgenommen‘ werden können soll, es jedoch angesichts verschiedener Personalma-

nagementsysteme nicht immer möglich ist. Die Portabilität von Nachweisen, ein wichtiger As-

pekt von Micro-Credentials, ist dennoch keine Anforderung. Für Lösungen wie sogenannte Bil-

dungswallets besteht entsprechend wenig Interesse bei den Interviewpartner:innen.  

Es ist daher folgende Dichotomie zu beobachten: Es wird dringend fähiges Personal benötigt, 

jedoch weder ein kultureller Rahmen für intrinsische Motivation noch ein verbindlicher Anreiz 

für extrinsische Motivation gegeben, sich entsprechend weiterzubilden. Daher sind interne 

Weiterbildungsangebote zwar der Standardweg, für die individuelle Karriereentwicklung aller-

dings nahezu bedeutungslos. Zertifikatslehrgänge können zwar für die individuelle Karriere-

entwicklung förderlich sein, werden aber typischerweise von Dritten angeboten – nicht von den 

internen Weiterbildungseinrichtungen in öffentlicher Trägerschaft. Ein:e Interviewpartner:in 

fasst das folgendermaßen zusammen: 

„Ich glaube, für die Leute ist es so lange egal, solange sie keinen Benefit von 

diesen Zertifikaten haben. Und damit sie einen Benefit haben, müssten sie 
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rechtlich anerkannt werden […]. Also, dass sie irgendwie berücksichtigt wer-

den könnten in einem Bewerbungsverfahren. Solange das nicht der Fall ist, 

ist das den Leuten total egal, glaube ich.“ (I12) 

Zuständigkeitsstrukturen 

Wie in Kapitel 3.1.1 dargestellt ist die Weiterbildungslandschaft im öffentlichen Dienst frag-

mentiert: 

„Das Angebot ist mittlerweile so groß und so unübersichtlich geworden. Jede 

Behörde macht irgendwie ihr eigenes Ding. Die Landschaft ist einfach brutal 

divers, wenig effizient – Verwaltungsakademien vom Land, die BAköV […]. Es 

ist nicht so zentralisiert, dass man jetzt wirklich sagen würde: Es gibt da ein 

Haus für uns, was das wirklich koordinieren und orchestrieren würde. Es 

wäre schön, wenn es das gäbe.“ (I26) 

Die Projektergebnisse zeigen, dass die Zuständigkeiten für Personalentwicklung, Weiterbil-

dung und E-Learning keineswegs zwangsläufig in einer Verwaltungseinheit gebündelt sind. Die 

Verantwortung für E-Learning ist beispielsweise mal an den Digitalisierungsbereich angeglie-

dert (I19), mal an den Bereich der Weiterbildung (I12) und mal werden digitale Lernangebote 

vom Wissensmanagement bereitgestellt (I20). Die Interviews machen deutlich, dass es keine 

gesamtheitliche Verantwortung für Lernen in der Organisation gibt, sondern die Verantwor-

tung maßnahmenorientiert verteilt ist. So ist typischerweise ein:e Sachbearbeiter:in für die Pla-

nung des Weiterbildungskatalogs zuständig. Begleitende oder anschließende Lerntransfer-

maßnahmen sind in einzelnen Fällen durchaus Teil des behördlichen Weiterbildungsgesche-

hens und wurden auch in den Prozesserhebungen als Bestandteil des Weiterbildungsprozesses 

angesehen. Besonders beliebt ist das Konzept des:r Multiplikator:in. Dabei ist allerdings zu be-

obachten, dass Lernende sich nach Abschluss von Weiterbildungsmaßnahmen als Multiplika-

tor:innen melden können, jedoch nicht auf diese Rolle vorbereitet werden, was die Wirksamkeit 

der Maßnahme gefährdet.  

„Also ich bin Sachbearbeiter im Bereich Fortbildung. Das heißt, ich bin zu-

ständig für die Planung und für die Durchführungsorganisation. Das heißt, 
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vor den Fortbildungen, die Absprache mit Trainern, die Suche nach Trainern, 

nach Räumlichkeiten. Räumlichkeiten sind immer ein Problem. […] dann na-

türlich auch die Teilnehmer anmelden. Dann gibt es natürlich auch viele Ab-

sagen. Teilnehmer ummelden, kurzfristige Sachen noch organisieren.” (I03) 

Die Schwerpunkte sind jedoch unterschiedlich in der Zielgruppe verteilt: Die internen Weiter-

bildungseinrichtungen fokussieren eher auf umfangreichere ein- oder mehrtätige Seminare – 

also klassische Weiterbildungsformate – zu Themen von ‚allgemeiner Relevanz‘. Die ressort-

spezifischen Einrichtungen auf Bundes- und Landesebene ergänzen dieses Angebot – nicht nur 

um Fachthemen, sondern z. T. auch wenn die ressortübergreifenden Angebote nicht in ausrei-

chender Kapazität vorhanden sind. Behörden selbst ergänzen um kürzere behördenspezifische 

Formate für Bedarfe, die anderweitig nicht abgedeckt werden können. Typischerweise greifen 

alle diese Akteure zusätzlich auf stärker spezialisierte Angebote von Drittanbietern – z. B. bietet 

der Bundesverband Wohnen und Stadtentwicklung (vhw) einen Zertifikatslehrgang für „Digi-

talisierungsbeauftragte/r in der öffentlichen Verwaltung“ – und externe Dozierende – bei aus-

reichendem Bedarf Dozierende für hausinterne Schulungen. Diese Logik wird auch auf den 

Bereich des E-Learnings übertragen und Behörden beauftragen z. T. externe Anbieter, die maß-

geschneiderte digitale Selbstlernangebote für sie bauen. 

Keine:r der Interviewpartner:innen war originär für Qualifizierungsangebote zuständig. Diese 

werden gesondert also nicht vom selben Bereich wie Weiterbildungsangebote verantwortet. 

Dabei verstehen die Interviewpartner:innen Qualifizierung im Sinne von Aufstiegsfortbildung: 

„Langfristige Qualifizierungsangebote sind mir nicht bekannt. Ich kenne nur 

das, was bei uns immer als Aufstiegsfortbildung firmiert.“ (I25) 

Diese Aufteilung ist vermutlich darauf zurückzuführen, dass es sich bei Aufstiegsfortbildungen 

um formale Lernangebote handelt, deren Spezifikationen im Laufbahnrecht – in der Regel 

durch Verordnungen – geregelt sind. Für das Land Sachsen-Anhalt sind dies z. B. die Lauf-

bahnverordnung des Landes-Sachsenhalt (LVO LSA) und die Verordnung über den Aufstieg in 

der Fachrichtung Allgemeiner Verwaltungsdienst im Land Sachsen-Anhalt (AufstAllgVerwVO 
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LSA).16 Der Einsatz von digitalen Selbstlernangeboten als Teil von Aufstiegslehrgängen scheint 

nicht ausdrücklich ausgeschlossen, wurde jedoch von keinem der Interviewpartner:innen er-

wähnt. 

 Analyse: Strategie- und Verantwortungsdefizit 

Das vorliegende Kapitel befasst sich mit dem Argument, dass behördliche Weiterbildung als 

Baustein gesamtorganisationalen Lernens betrachtet und integriert werden muss, wenn indivi-

dueller Kompetenzaufbau durch digitales Selbstlernen im Rahmen der behördlichen Weiterbil-

dung Verwaltungsorganisationen bei der digitalen Transformation unterstützen soll. Grund-

lage ist das Verständnis, dass behördliche Weiterbildung auf marginale Verbesserungen be-

stehender Prozesse abzielt, statt auf transformative Wirkungen (vgl. Kapitel 2.2.2). In Digital-

strategien werden Weiterbildungsmaßnahmen gefordert. Personalentwicklung wird mit Wei-

terbildung gleichgesetzt. Doch die empirischen Ergebnisse zeigen, dass Ziele und Wirksamkeit 

von Weiterbildungsmaßnahmen in den einzelnen Verwaltungsorganisationen nicht reflektiert 

oder auf organisationale Gesamtziele ausgerichtet werden. Die Ergebnisse decken sich mit den 

Feststellungen aus der Desk Research, dass der öffentliche Dienst eine strategische Personal-

entwicklung vermissen lässt [81, 135]. 

Insgesamt ist Lernen in den untersuchten Behörden nicht strategisch verankert – weder im 

Sinne von Dienstvereinbarungen, die auch digitales, selbstgesteuertes und arbeitsintegriertes 

Lernen thematisieren, noch im Sinne einer größeren Weiterbildungs- oder Personalentwick-

lungsstrategie. Organisationsentwicklung, Wissensmanagement, Personalentwicklung und 

Weiterbildung werden nicht ganzheitlich betrachtet und auf organisationale Entwicklungsziele 

z. B. Digitale Transformation ausgerichtet. Der Kompetenzaufbau im Zuge der digitalen Trans-

formation bleibt z. T. Aufgabe der Digitalisierungsverantwortlichen, welche jedoch keine „Ho-

heit“ über Personal- oder Organisationsentwicklung haben. Die Zielsetzungen der föderalen 

Digitalstrategie überträgt sich also auch deshalb nicht auf Landes- und Kommunalverwaltun-

gen, weil IT-Planungsrat und FITKO die Digitalisierungsverantwortlichen ansprechen – nicht die 

Verantwortlichen für Personal- und Organisationsentwicklung. Das legt erneut ein kulturelles 

Problem der Verwaltung offen, was nicht auf den Weiterbildungsbereich beschränkt ist: Das 

 
16  Konkret schreiben diese vor, dass für einen Laufbahnaufstieg eine Prüfung abgelegt werden muss und unter welchen Kon-

ditionen dies zu erfolgen hat sowie, dass zuvor ein Aufstiegslehrgang absolviert werden muss und wie dieser ausgestaltet 

zu sein hat – z. B. welche Inhalte in welchem Umfang zu vermitteln und wie diese durch wen zu überprüfen und zu bewer-

ten sind. Aufstiegsfortbildungen werden von formal festgelegten Einrichtungen (z. B. Ausbildungszentren, Hochschulen) 

oder innerhalb der zentralen Fortbildungseinrichtungen aber innerhalb eigener Bereiche verantwortet. 
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Denken in Zuständigkeiten sowie das Problem des „Beauftragtenwesens“. Digitalisierung/digi-

tale Transformation wird vielfach noch immer von den klassischen Bereichen wie Organisati-

ons- und Personalentwicklung als Sonderbereich wahrgenommen, der jenseits ihrer Zustän-

digkeit liegt. 

Auf operativer Ebene hängt der erfolgreiche Einsatz digitaler Selbstlernformate wesentlich 

davon ab, ob die Organisation Lernzeiten ermöglicht, Lernaktivitäten wertschätzt, den Aus-

tausch über Lernerfahrungen fördert und Lernen als Teil des Arbeitsprozesses versteht. Die 

fehlende strategische Ausrichtung äußert sich hier durch ein oftmals unsystematisches Vorge-

hen. Eine systematische Qualifizierung von Mitarbeitenden, deren Kompetenzprofile durch den 

digitalen Wandel obsolet zu werden drohen, ist aktuell nicht vorgesehen. Diese wird in der 

Verantwortung des Einzelnen belassen. Eine Lernkultur, die Lernen anregt und Raum für Lern-

transfer schafft, gibt es nicht: Weiterbildungen sind gleichzeitig zu genehmigen und selbstver-

ständlich. Wenn Lernen zu Qualifizierung führt, ist es gleichzeitig „Individualvergnügen“ und 

Belohnung. Lernzeit wird angesichts von Arbeitszeitverdichtung und steigender Arbeitsbelas-

tung nur zurückhaltend zur Verfügung gestellt. Einerseits fließen Ressourcen in die Bereitstel-

lung verwaltungs- und organisationsspezifischer Weiterbildungsangebote, andererseits wer-

den gerade rollenspezifische Weiterbildungsangebote von externen Anbietern bereitgestellt.  

Die fehlende strategische Anbindung von behördlicher Weiterbildung an die Organisations-

entwicklung äußert sich auch darin, dass die Aufgabe der Weiterbildungsverantwortlichen sich 

größtenteils darin erschöpft, Angebote bereitzustellen und den eigenen Fortbildungskatalog 

zu füllen, nicht Lernerfolg zu sichern oder Lerntransfer zu fördern. Daher sind interne Weiter-

bildungsangebote zwar der Standardweg, für die individuelle Karriereentwicklung allerdings 

nahezu bedeutungslos. Das behindert nicht nur individuelles Lernen, sondern führt auch dazu, 

dass Lernen individuell bleibt und nur begrenzt organisational wirksam wird.  

Wenn zudem nicht klar ist, wer für nachhaltige Lernprozesse im Allgemeinen und die Wirksam-

keit von Weiterbildungsangeboten zum Erwerb von Digitalkompetenzen im Speziellen verant-

wortlich ist, fällt eine systematische Umsetzung selbst bei existierenden strategischen Zielvor-

gaben schwer. Entsprechend droht die Verfolgung der strategischen Zielsetzungen der föde-

ralen Digitalstrategie oberflächlich zu bleiben. Es ist zu attestieren, dass die Anerkennung von 

Zertifikaten digitaler Selbstlernangebote im Rahmen der behördlichen Weiterbildung nicht pri-

mär an den Eigenschaften ihrer Zertifikate, sondern einem Strategie- und Steuerungsdefizit in 

der behördlichen Personal- und Organisationsentwicklung scheitert. Behörden benötigen nicht 



 

 

 | Abschlussstudie: eGov-Zert | SHI | Stein-Hardenberg Institut | MID Sachsen-Anhalt  | Stand: 07.07.2026 S. 50 von 

136 

 

bloß digitale Weiterbildungsangebote mit ‚den richtigen‘ Zertifikaten, sondern einen ganzheit-

lichen Ansatz dafür, wie diese organisational aufgegriffen, unterstützt und verwertet werden 

sollen. Unter diesen Bedingungen kann der Aufbau digitaler Kompetenzen und ihre Anerken-

nung nicht allein über die Bereitstellung von Zertifikaten hergestellt werden. 

3.3 Digitale Selbstlernangebote als Instrument behördlicher Weiterbildung 

Digitale Selbstlernangebote tragen nicht allein aufgrund ihres digitalen Formats oder ihrer Ska-

lierbarkeit zum Kompetenzaufbau bei. Entscheidend ist die Passung zwischen Kompetenzbe-

darf, Lernziel, Zielgruppe, Inhalt, Lerndesign und Lernergebnisüberprüfung. 

 Empirische Befunde  

Die Ergebnisse zeigen, dass solche Angebote zusätzlich in technische, administrative und qua-

litätssichernde Prozesse integrierbar sein müssen, damit sie innerhalb der behördlichen Wei-

terbildung genutzt und ihre Nachweise verwertet werden können. Der Nachweis digitaler 

Selbstlernangebote kann dabei nur so aussagekräftig sein wie der zugrunde liegende Lern- 

und Prüfungsprozess. 

Es wurde argumentiert, dass eine Form der Anerkennung digitaler Selbstlernangebote im Kon-

text der behördlichen Weiterbildung über ihre institutionelle Verankerung abläuft. Das fol-

gende Kapitel beschreibt, inwiefern digitale Selbstlernangebote bereits in Behörden eingesetzt 

werden und wie über ihren Einsatz entschieden wird. Entscheidungskriterien beziehen sich auf 

die Eigenschaften des Anbieters bzw. der Dozierenden, der Lerninfrastruktur insbesondere der 

Lernplattform sowie das Lernangebot selbst. 

„Wir haben mittlerweile ein durchaus kleines, aber feines Portfolio an reinen 

Selbstlernangeboten, die wir über unsere hauseigene Lernplattform an die 

Beschäftigten zur Verfügung stellen.“ (I19) 

Verständnis und Nutzung/ Einsatz digitaler Selbstlernangebote 

Die Interviewpartner:innen bestätigen Befunde, wonach die Nutzung digitaler Selbstlernange-

bote im Rahmen der Corona-Pandemie auch im öD zugenommen hat [18, 115] – nicht nur in 

der Privatwirtschaft [105, 169]. Ein:e Interviewpartner:in von kommunaler Ebene berichtet zu-

dem, dass die steigende Altersdurchmischung dazu beiträgt, dass digitales Selbstlernen an Be-

deutung gewinnt: 
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„Vor zehn Jahren wurden solche Themen tendenziell eher zur Seite gelegt 

und vielleicht nicht totgeschwiegen, aber nicht beachtet.“ (I09) 

Neben Online-Seminaren sind Learning Nuggets – sowohl synchron als Mittagspausenfor-

mate oder asynchron als kurze digitale Selbstlerneinheiten – besonders prominent. Die Ziel-

gruppe versteht hierunter besonders kurze Lernangebote mit einem Umfang von wenigen Mi-

nuten bis zu vier Stunden. Diese kommen mal in Form kurzer Erklärvideos, mal in Form von 

„Klick-Anleitungen“. Motiviert wird ihre Nutzung durch die Möglichkeit zur arbeitsintegrierten 

Nutzung. Allerdings wurde in den Prozesserhebungen deutlich, dass diese nicht als Teil des 

normalen Weiterbildungsprozesses wahrgenommen werden, sondern zur unmittelbaren Ar-

beitsfähigkeit beitragen sollen.  

Diese kurzen Lerneinheiten werden dann z. T. verbunden zu Lernreisen oder -pfaden. Diese 

Reihenfolge kann sich aus individuellen Bedarfen oder konkreten Kompetenzanforderungen 

einer Stelle oder Rolle ergeben. So berichten einzelne Interviewpartner:innen von digitalen Be-

gleitangeboten für Auszubildende und neue Mitarbeitende, aber auch für Personen, die erst-

mals im Homeoffice arbeiten: 

„Da sind Empfehlungen drin und Pflichtinhalte. Also man hat eine total gute 

Struktur, an der man sich orientieren kann, wenn man neu zu uns kommt.“ 

(I24) 

Insgesamt ist die Situation in Bezug auf die aktuelle Nutzung digitaler Selbstlernangebote als 

sehr heterogen zu beschreiben. Insbesondere kleinere Behörden hatten noch vergleichsweise 

wenige Berührungspunkte mit digitalem Selbstlernen. Manche Weiterbildungseinrichtungen 

wiederum erstellen sogar selbst digitale Selbstlernangebote. Trotzdem lassen sich bestimmte 

wiederkehrende Nutzungsszenarien identifizieren. So zeigen die Ergebnisse, dass digitale 

Selbstlernangebote vor allem dann eingesetzt werden, wenn: 

„Bei uns ist es so, dass die Berührungspunkte [mit digitalem Selbstlernen, 

Anm. d. A.] überschaubar sind. Es sind in der Regel […] Standardschulungen, 

so was wie eine Datenschutzschulung oder zu Informationssicherheit. Das 

sind Dinge, die wir digital nutzen.“ (I04) 
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1) eine große Nutzergruppe bedient werden muss, z. B. bei Compliance-Schulungen (Daten-

schutz, IT-Sicherheit, AGG, Arbeitsschutz/-sicherheit, etc.) oder Anwender:innenschulungen 

zu neuen Softwarelösungen. 

2) die Wissensvermittlung und nicht der Kompetenzerwerb im Vordergrund steht, z. B. bei 

Gesetzesänderungen. 

3) die zeitliche Flexibilität im Vordergrund steht, z. B. bei Onboarding insbesondere für Quer-

einsteigende. 

4) es sich um freiwillige Zusatzangebote handelt, die nicht genehmigungspflichtig sind, z. B. 

zu Stressmanagement oder Fast Reading. 

Insbesondere die Nutzung im Kontext von Pflichtschulungen im Compliance-Bereich erfolgt 

bereits lange und war bzw. ist für viele der befragten Behörden der erste Kontakt mit solchen 

Angeboten. So heißt es in einem den Autor:innen vorliegenden Personalentwicklungskonzept: 

„Die Einführung einer E-Learning-Plattform in der Kreisverwaltung fokussiert zunächst die Be-

reiche Datenschutz und Informationssicherheit.“ 

„Aber wenn man sich viele Tätigkeiten in der öffentlichen Verwaltung an-

schaut, braucht man auch gewisse Persönlichkeiten, die in Routinetätigkei-

ten sehr sorgfältig immer wieder die gleichen Themen und Aufgaben durch-

prüfen und das möglichst fehlerfrei. Wenn Sie jetzt von diesem Menschen-

schlag verlangen, alles umzustellen… das ist sehr, sehr schwierig. Deswegen 

haben wir auch häufig sehr gute Erfahrungen gemacht mit ganz klassischen 

Präsenzveranstaltungen. Der Punkt ist halt: Der Wurm sollte dem Fisch 

schmecken und nicht dem Angler.“ (I18) 

Die Nutzungsszenarien spiegeln die Einschätzungen der untersuchten Zielgruppe in Bezug auf 

die Chancen und Grenzen digitaler Selbstlernangebote wider. Dieser Überblick vermittelt be-

reits einen Eindruck darüber, welche Faktoren bei der Entscheidung für oder gegen digitale 

Selbstlernangebote entscheidend sind: Die zeitliche und räumliche Flexibilität, die letztlich auch 

eine Reduktion der Raum- und Reisekosten sowie eine Verkürzung der Lerneinheiten erlaubt, 

erleben die Interviewpartner:innen vorwiegend als Chance. Andererseits sind sich die Inter-

viewpartner:innen der Voraussetzungen insbesondere mit Hinblick auf Lernmotivation, Tech-

nologieaffinität und Selbstlernkompetenzen bewusst. Bei einigen Mitarbeitenden werde Wei-

terbildung eher mit einer Auszeit vom Alltag und Passivität assoziiert. Gleichzeitig schaffen 
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Weiterbildungstage aufgrund der zunehmenden Verdichtung von Arbeit und Überlastung im 

Arbeitsalltag den notwendigen Abstand: 

„[…] zum anderen wissen wir aber auch, dass ein gewisses Tagesgeschäft 

anliegt und dass nicht jeder unbegrenzt Zeit hat für diese Selbstlernkurse“ 

(I09) 

Obwohl einige Interviewpartner:innen durchaus Potenzial in der Individualisierung von Lerner-

fahrungen sehen, äußern sie doch auch Bedenken hinsichtlich des damit einhergehenden Auf-

wands. Vor allem erforderte Individualisierung eine andere Form der Zielausrichtung, welche 

Informationen zu aktuellen und notwendigen Kompetenzen (s. Kapitel 2.1) erfordere. Die Po-

tenziale der Skalierbarkeit sehen die Interviewpartner:innen angesichts der daraus resultieren-

den geringen individuellen Betreuung,  fehlender sozialer Interaktion, der hohen Initialkosten 

und trotz knapper Kassen eher kritisch. Als herausfordernd erleben die Interviewpartner:innen 

die Passung digitaler Selbstlernangebote zur organisationalen Kultur, zum Weiterbildungspro-

zess sowie den Organisationsstrukturen der behördlichen Weiterbildung, wie sie auch schon 

von Siegemund und Kuscher [168] thematisiert wurden. Hier sind beispielsweise die Angst vor 

Kontrollverlust über den Lernprozess sowie fehlende oder gar entgegenstehende rechtliche 

Regelungen zu nennen. Andere Interviewpartner:innen beschreiben, dass der Einsatz digitaler 

Lernmanagementsysteme das Tracking von Lernaktivitäten sogar vereinfacht habe, z. B. wenn 

Teilnahmenachweise automatisch ausgestellt und über Schnittstellen in die HR-Systeme ein-

gespielt werden können.  

„Gleiches Prozedere beim E-Learning. […] alles, was das Haus tut, muss im-

mer irgendwie beantragt werden“ (I26) 

„Wir wollten die ganzen Prozesse, also alle Lernangebote an einem Ort, so 

dass wir dann auch ein Controlling machen können, dass wir Statistiken aus-

werten können etc. auf Knopfdruck. Das ist vorher alles in sehr aufwendigen 

Excelauswertungen dann gelaufen.“ (I24) 
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Wo bisher Teilnahme als ausreichend für die Ausstellung eines Nachweises galt, lenken digitale 

Selbstlernangebote den Blick nun eher auf Lernergebnisse. Lernergebnisüberprüfungen oder 

das Tracking von Lernaktivitäten erfordern jedoch den Einbezug der Personalräte. Diese seien 

zwar nicht per se kritisch, allerdings versuchen die Behördenvertreter:innen diese in ihrer Wahr-

nehmung „Extra-Schleife“ zu vermeiden. Potenziale sehen die Interviewpartner:innen jedoch 

insbesondere in unterschiedlichsten Blended-Learning-Formaten, denen digitale Selbstlernele-

mente vorgeschaltet sind bzw. diese um synchrone Lernbegleitung von Dozierenden ergänzen. 

Prozessperspektive: Auswahl von Lernangeboten 

Die Bereitstellung von behördlichen Weiterbildungsangeboten ist ein wesentlicher Schritt im 

Weiterbildungsprozess (s. Kapitel 3.2.1, 4.2). Die Integration digitaler Selbstlernangebote in das 

behördliche Weiterbildungsangebot unterscheidet sich hiervon und wurde explizit in den Pro-

zesserhebungen erfasst17.  

Ausgangspunkt für diesen Prozess sind die erfassten Bedarfe (s. Kapitel 3.1.1), typischerweise 

kommuniziert als Aussage zu benötigten Themen und Mengen sowie gewünschten Umfängen. 

Im Fall von Präsenzseminaren wird mit diesen Spezifikationen zunächst auf vorhandene Dozie-

rende zugegangen, welche dann die konkrete didaktische Ausgestaltung der Seminare über-

nehmen. Dass diese bereits ausgewählten Dozierende digitale Selbstlernangebote integrieren, 

scheint jedenfalls nicht bekannt zu sein. Auch Unterstützungsmaßnahmen, um Dozierende auf 

den Einsatz digitaler Lernformate vorzubereiten, scheinen jedenfalls in der Stichprobe nicht 

verbreitet zu sein. 

Bei der Auswahl der Dozierenden wird einerseits auf die Fachkompetenz und Erfahrung der 

Dozierenden geachtet. Andererseits werden auch Lehrevaluationen genutzt – also das nach 

Durchführung einer Weiterbildung eingeholte Feedback der Lernenden. Außerdem beeinflus-

sen auch die zeitliche Verfügbarkeit der Dozierenden, Verfügbarkeit von Räumlichkeiten und 

die Kosten die Entscheidung. In einzelnen Fällen gibt es unverbindliche Checklisten mit Aus-

wahlkriterien. Feste Kriterien oder Grenzwerte waren jedoch keiner:m Interviewpartner:in be-

kannt. Für die Entscheidung setzen die Weiterbildungsverantwortlichen somit auf Erfahrungs-

werte und Bauchgefühl. Die Folge: 

 
17  Die hieraus abgeleiteten Empfehlungen in Bezug auf die prozessuale Gestaltung der Integration digitaler Selbstlernange-

bote in das Weiterbildungsangebot werden in Kapitel 4 vorgestellt. 
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“In der Verwaltung wird ja auch für Weiterbildungsveranstaltungen alles ge-

nommen was bei drei nicht auf dem Baum ist. Ein ganz konkreter Anlass ist 

z. B. der KI Act. Was sich da alles als Schulungsanbieter tummelt…“ (I11) 

Sollten in diesem Pool keine passenden Anbieter identifiziert werden, wird eine Recherche bzw. 

Markterkundung durchgeführt. Wurde ein passender Anbieter identifiziert, wird Rücksprache 

mit internen Fachleuten gehalten und bei Zustimmung ein Testlauf inkl. Hospitation durchge-

führt. Die Überprüfung wird dabei in seltenen Fällen durch Usability-Expert:innen, sondern re-

gelmäßiger durch die Mitarbeitenden der Personalabteilung durchgeführt. Grundlegend folgt 

das Auswahlsystem der Logik „Trial-and-Error“:  

„Das Modell Try and Error ist für uns das effizienteste, weil man dann tat-

sächlich die Eignung beurteilen kann. Das ist mehr wert und sagt mehr aus 

als verschiedenste Qualifikationen, die man so vorlegen kann.“ (I07) 

Lernangebote selbst stehen in diesem Prozess nicht im Fokus. Entsprechend ist diese Logik 

zur Auswahl von Weiterbildungsangeboten nicht ohne Weiteres auf digitale Selbstlernange-

bote übertragbar. Digitale Selbstlernangebote werden angeboten, wenn 1) die Bedarfsanfrage 

bereits den Formatwunsch beinhaltet oder 2) die Weiterbildungsverantwortlichen dies direkt 

zu Beginn festlegen. Auch hier gilt: Hat die Behörde bereits Kontakte zu einem E-Learning-

Anbieter, wird zunächst hier auf Passung geprüft (s. u.). Sollten bestehende Anbieter nicht ge-

eignet erscheinen, werden entweder Anbieter recherchiert, die maßgeschneiderte Angebote 

erstellen, oder aber bereits fertige Lernangebote nachgefragt. Die Interviewpartner:innen be-

richten jedoch, dass Weiterbildungsverantwortlichen Übersichten über verfügbare Lernange-

bote fehlen. Aufgrund der unübersichtlichen Lage am Weiterbildungsmarkt und der Vielfalt 

verschiedener Lernangebote, geben sie daher an, stärker auf Empfehlungen und Erfahrungs-

werte zu setzen als systematisch zu vergleichen. Statt Hospitationen werden Testzugänge be-

antragt. Gerade bei maßgeschneiderten Lösungen stößt die Logik „Trial-and-Error“ an ihre 

Grenzen. Im Unterschied zu den klassischen Weiterbildungsangeboten wird bei der Beschaf-

fung digitaler Selbstlernangebote vor einer Entscheidung mit internen Fachleuten und ggf. mit 

dem IT-Dienstleister Rücksprache gehalten. Letzteres kann erforderlich sein, da digitale Lern-

angeboten häufig mit technischen Infrastrukturen verbunden sind, über die sie erstellt wurden. 



 

 

 | Abschlussstudie: eGov-Zert | SHI | Stein-Hardenberg Institut | MID Sachsen-Anhalt  | Stand: 07.07.2026 S. 56 von 

136 

 

Welche Auswirkungen das auf die Auswahl digitaler Selbstlernangebote hat, wird im folgenden 

Abschnitt erläutert. 

Anforderungen an Lernplattformen und -anbieter 

Während der klassische Weiterbildungsprozess auf die Auswahl von Dozierenden ausgerichtet 

ist, wird die Entscheidung für oder gegen die Integration digitaler Selbstlernangebote in das 

behördliche Weiterbildungsangebot von den Anforderungen an die Lernangebote, -anbieter 

und -plattformen beeinflusst. Zunächst ist festzustellen, dass eine nennenswerte Anzahl von 

Behörden über eigene Lernmanagementsysteme verfügen. Der Betrieb wird wahlweise von IT-

Dienstleistern, privaten Anbietern oder bei größeren Behörden wie Weiterbildungseinrichtun-

gen z. T. selbst übernommen. Das führt zu einer maximal heterogenen Infrastruktur, in die sich 

externe digitale Selbstlernangebote, auch der eGov-Campus, einfügen müssen.  

Einbindung in die Lerninfrastruktur 

So geben einige Interviewpartner:innen an, nur Lernangebote in ihr Angebot aufzunehmen, die 

mit ihrer eigenen Lernplattform kompatibel sind, sodass sie darüber ausgespielt werden kön-

nen:  

„Wir haben uns mal auf die Fahne geschrieben, dass wir nur noch Sachen 

anbieten wollen, die wir in unser eigenes LMS einbinden können und eben 

nicht mehr auf Fremdplattformen verweisen.“ (I02) 

Gerade auf kommunaler Ebene setzen einige Gesprächspartner:innen auf All-In-One-Anbieter, 

die nicht nur eine Lernplattform betreiben, sondern auch direkt ganze Kursbibliotheken bereit-

stellen: 

„Also wir haben praktisch bei denen die Library eingekauft oder Teile zumin-

dest, die wir dann den Beschäftigten kostenfrei anbieten.“ (I02) 

Andere arbeiten mit Verweisen. Die Durchführung bzw. Nutzung erfolgt dann über eine externe 

Lerninfrastruktur. Hinzu kommt der Nachteil, dass Nachweise und Auswertungen zur Nutzung 

manuell übertragen werden müssen. Grundsätzlich werden externe digitale Selbstlernange-
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bote entweder (1) verlinkt und über eine externe Infrastruktur genutzt, was ggf. mit administ-

rativen Hürden einhergeht, (2) technisch in die eigene Infrastruktur integriert, was mit techni-

schen Hürden bzgl. Interoperabilität einher geht, oder (3) direkt mit der Infrastruktur gemein-

sam beschafft, was jedoch die Abhängigkeit von einzelnen Anbietern erhöht. Einige Behörden 

beauftragen zusätzlich einzelne Anbieter zur Erstellung maßgeschneiderter digitaler Selbstlern-

angebote. 

In den Prozesserhebungen zeigte sich, dass meist eine fragmentierte IT-Architektur besteht, 

welche das Heben der Potenziale digitaler Lernangebote erschwert. Neben einem eigenen LMS 

werden punktuell auch externe Plattformen genutzt. Hinzu kommen Fachverfahren für die Se-

minarverwaltung sowie Personalmanagementsysteme, die häufig lose nebeneinanderstehen. 

Gemeinsam mit z. T. noch analoge oder nur elektrifizierte Genehmigungs- und Anmeldepro-

zesse führt dies im Prozess zu Medienbrüchen. Wenn die Nutzung auch kleinteiliger digitaler 

Lernangebote einzeln genehmigt und die Anmeldung händisch verwaltet wird, erhöht eine hö-

here Teilnahmequote jedoch auch das Arbeitsaufkommen im Personalbereich. Diese Mehrauf-

wände binden die ohnehin knappen Kapazitäten für Personalentwicklung und Weiterbildung, 

sodass sie zum Flaschenhals einer organisationsweiten Nutzung digitaler Selbstlernangebote 

werden können. 

Gerade bei Rückgriff auf externe Lernplattformen äußern die Interviewpartner:innen zudem 

Bedenken in Bezug auf die Erfüllung der Datenschutzvorgaben. In jedem Fall ist festzustellen, 

dass die Weiterbildungsverantwortlichen sich in Bezug auf die digitale Lerninfrastruktur wün-

schen, dass Zugangshürden für die Mitarbeitenden möglichst niedrig und die administrativen 

Möglichkeiten für die Weiterbildungsverwaltung möglichst groß sind: 

„[…] war uns schon wichtig, eine Plattform einzukaufen, die irgendwo selbst-

erklärend ist, die gut und einfach im Handling ist“ (I01) 

Eigenschaften von Anbietern und Dozierenden 

Die Auswahl der Dozierenden für Präsenzformate erfüllt laut den Interviewpartner:innen eine 

Art Qualitätssicherungsfunktion für die Behörden und Weiterbildungseinrichtungen. Denn die 

didaktischen Kompetenzen der Dozierenden entscheiden letztlich über die Qualität der Lern-

angebote. Die Entscheidung für oder gegen eine Integration digitaler Selbstlernangebote in 

das behördliche Weiterbildungsangebot ergibt sich hingegen durch die Auswahl institutionel-
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ler Anbieter und/oder einzelner Lernangebote. Entscheidend ist daher die „Seriosität des An-

bieters“ (I08): 

„Ich habe jetzt bisher selber nicht auf irgendein Zertifikat geguckt, aber wir 

würden jetzt auch nicht irgendeinen Wald und Wiesen Anbieter nehmen.“ 

(I08) 

Seriosität zeigt sich aus Sicht der Zielgruppe (1) in der Kommunikation z. B. eine transparente 

Bereitstellung von Informationen und eine belastbare kundenfreundliche Organisation, (2) 

durch Zertifizierungen, Gütesiegel oder sonstige Hinweise auf Qualitätssicherungsmaßnah-

men, (3) die fachliche und didaktische Eignung der Dozierenden sowie (4) in der Reputation 

des Anbieters unterstützt durch Referenzen von oder Partnerschaften mit renommierten Ver-

waltungsakteuren. Gerade Kommunalverwaltungen sehen sich jedoch z. T. nicht in der Lage 

die Qualität von Lernangeboten zu beurteilen. Denn während Landes- und Bundesverwaltung 

mit ihren internen Weiterbildungseinrichtungen zumindest indirekt über Fachleute verfügen, 

fehlt gerade kleinere Kommunen die Kapazität für eine solche spezialisierte Stelle. Die einen 

sehen daher die Anbieter in der Verantwortung, Qualität zu gewährleisten –  z. B. indem die 

Anbieter eine Zusammenarbeit mit geeigneten Fachleuten sicherstellen: 

„Bestimmte Plattformen […] sind zum Beispiel komplett durchgefallen, ein-

fach deswegen, weil die Zugänge – wie Contents da reingespielt werden – 

überhaupt keinen Qualitätsansprüchen genügen müssen.“ (I26) 

Die anderen wünschen sich eine Zertifizierung durch eine vertrauenswürdige Stelle, um die 

eigene Entscheidungsunsicherheit zu reduzieren: 

„[…] es [sollte] auch eine Qualifizierung für Weiterbildungsanbieter geben [.] 

oder zumindest vielleicht mal eine Blacklist von schwarzen Schafen in der 

Branche.“ (I11) 
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Anforderungen an digitale Selbstlernangebote 

Die Weiterbildungsbedarfe beschreiben in der Regel bereits Quantität, Inhalt und Umfang, wel-

che Entscheidungskriterien für die Auswahl darstellen. Bei digitalen Selbstlernangeboten ist 

zudem relevant, inwiefern Teilnehmende bei der Nutzung selbst aktiv werden und ob Compli-

ance-Vorschriften eingehalten werden. Insgesamt ist festzustellen, dass die Inter-

viewpartner:innen die Anforderungen an digitale Lernangebote danach differenzieren, welche 

Anerkennungsziele mit ihnen verfolgt werden.  

Für die Interviewpartner:innen hat es Priorität, dass die vermittelten Inhalte zu den Bedarfen 

der Behörde passen. Um das zu beurteilen, werden in der Regel entsprechende Fachleute ein-

gebunden – zur Auswahl von Datenschutzschulungen z. B. die Datenschutzbeauftragten. Die 

Inhalte sollen insofern aktuell sein, als dass zuverlässig nur korrekte Informationen vermittelt 

werden – insbesondere bezüglich der Rechtslage. Konkrete Aussagen zu Aktualisierungszyklen 

konnten die Interviewpartner:innen nicht machen. Außerdem soll ein möglichst klarer Verwal-

tungsbezug vorliegen – am besten mit Bezug zur Verwaltungsebene bzw. zur konkreten Be-

hörde – und verwaltungsspezifische Sprache verwendet werden. So gab die Zielgruppe im ers-

ten Fragebogen an, dass die Entscheidung für ein digitales Selbstlernangebot besonders stark 

davon beeinflusst wird, ob die Lerninhalte verwaltungsspezifisch sind (96% Zustimmung) und 

weniger davon, ob sie den Stand der Forschung aufgreifen (75% Zustimmung). Wichtig ist 

ihnen außerdem, dass Lernziele klar formuliert sind und der Komplexitätsgrad zur Zielgruppe 

passt (96% Zustimmung). Gleichzeitig erheben die Interviewpartner:innen selbst Bedarfe ent-

lang von Themenbereichen und nicht entlang von Lernzielen: 

„[…] wir haben einen Bedarf aus irgendeinem Fachbereich heraus. Die sagen 

‚Wir brauchen was zum Thema XY‘. Dann recherchieren wir […].“ (I24) 

In Bezug auf den Umfang wünschen sich die Weiterbildungsverantwortlichen möglichst kurze 

Lerneinheiten und Lernangebote. Dabei variiert die Definition von ‚kurz‘ zwischen den Inter-

viewpartner:innen von zwei Stunden bis wenige Tage Gesamtumfang sowie von 2-3 Minuten 

bis 30-60 Minuten je Lerneinheit. 
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„Wir haben verschiedene Formate. Wir haben kurze Formate, wir haben 

Halbtagesformate, wir haben Ganztagesformate. Beim E-Learning setzen 

wir eher auf kurze Formate, also weniger als zwei Stunden.“ (I14) 

Das angestrebte niedrigschwellige Lernniveau ergibt sich aus der Ausrichtung der behördli-

chen Weiterbildung auf die Breite der Mitarbeiterschaft. Gleichzeitig wird der Wunsch geäu-

ßert, dass digitale Selbstlernangebote möglichst zielgruppenspezifisch sein sollen. In der Praxis 

erfolgt eine Zielgruppenauswahl jedoch eher nach Organisationszugehörigkeit und Lauf-

bahnebene. Darüber hinaus wird auch von Lernangeboten berichtet, die sich speziell an Aus-

zubildende, Quereinsteiger:innen, neue Mitarbeitende, Führungskräfte oder Mitarbeitende im 

Homeoffice richten. Darüber hinaus fehlen also Zielgruppenbeschreibungen entlang derer di-

gitale Selbstlernangebote entwickelt werden könnten. Themen, die allerdings nur für einzelne 

Spezialist:innen in der Organisation relevant sind, werden typischerweise nicht von den behör-

deninternen Weiterbildungsangeboten abgedeckt. Gerade für rollenspezifische umfangrei-

chere Lernangebote oder Qualifizierungen wird auf externe Angebote gesetzt, wobei die inter-

nen Weiterbildungseinrichtungen durchaus spezifische Curricula der Lernpfade zum Thema Di-

gitalisierungsmanagement anbieten, z. B. für Digitallotsen. 

„Das muss methodisch und didaktisch gut gemacht sein, also abwechslungs-

reich.“ (I24) 

Die Ergebnisse des ersten Fragebogens zeigen, dass die Zielgruppe digitale Selbstlernange-

bote besonders dann für geeignet hält, wenn fachliche Kompetenzen vermittelt werden sollen 

(96% Zustimmung bei geringer Varianz) und weniger, wenn es um soziale Kompetenzen geht 

(63% Zustimmung bei höherer Varianz). Die mediendidaktische Gestaltung – also z. B. ob 

reflexive Methoden oder Gamification eingesetzt werden, halten nur 46% bzw. 67% für rele-

vant. Klassische behördliche Weiterbildungsangebote wie Seminare folgen eher der klassi-

schen „behaviouralistischen“ Tradition. Die Interviewpartner:innen hingegen geben an, dass bei 

der Auswahl digitaler Selbstlernangebote hingegen auf das Lerndesign geachtet wird: 
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„Das muss methodisch und didaktisch gut gemacht sein, also abwechslungs-

reich.“ (I24) 

Die Mitarbeitenden in den Personalabteilungen verfügen jedoch i. d. R. über keinen betriebs-

pädagogischen oder bildungswissenschaftlichen Hintergrund, sondern sind klassisch verwal-

tungssozialisiert. E-Learning-Expert:innen gibt es ggf. in den Weiterbildungseinrichtungen. An-

sonsten wird nicht von Expert:innen für digitale Didaktik berichtet. 

Nachrangig bei der Entscheidung für oder gegen die Integration digitaler Selbstlernangebote 

in das behördliche Fortbildungsangebot sind hingegen Nachweise. Ein Grund dafür ist, dass 

sie im auf Präsenzangebote ausgerichteten Weiterbildungszyklus üblicherweise keine Rolle 

spielen. Der Nachweis der aktiven Teilnahme (87% Zustimmung im Fragebogen) ist jedoch 

bei digitalen Selbstlernangeboten weiterhin wichtig, da er nicht wie üblich auf Anwesenheit 

basieren kann: 

„Die müssen alle mit Kamera arbeiten, damit keiner sagen kann, er hat da 

teilgenommen und war es nicht.“ (I06) 

„Also wir werden nur Programme nehmen, die garantieren, dass man am 

Ende sieht ‚Der hat es wirklich gemacht.‘“ (I07) 

Dieser Nachweis kann und wird auch bereits in einigen der verwendeten Lernmanagementsys-

temen automatisiert ausgestellt. Die Interviewpartner:innen sorgen sich jedoch zum Teil um 

Betrug und wollen zuverlässig die Teilnahme kontrollieren können. Dementsprechend wün-

schen sie sich formative Assessments in Form von interaktiven Übungsaufgaben oder nied-

rigschwelligen Selbsttests. Andere weisen auf Tracking-Möglichkeiten im Lernmanagement-

system hin (I11) oder wünschen sich „in irgendeiner Weise Regelungen in Dienstvereinbarun-

gen“ (I06). Dienstvereinbarungen zur Nutzung digitaler Selbstlernangebote sind jedoch eine 

absolute Rarität. Die vorliegenden Dienstvereinbarungen haben sehr unterschiedlichen Fokus: 

In der Dienstvereinbarung „Qualifizierung und Fortbildung“ des Landeskreises Oberspreewald-

Lausitz wird das Format der Fortbildungsmaßnahme nicht thematisiert. Die DV Führungskräf-

tequalifizierung des Regionalverbands Saarbrücken weist explizit digitale Selbstlernangebote 
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aus, die als Teil des modularen Qualifizierungsprogramms genutzt werden können. Auch die 

Dienstvereinbarung der Landesverwaltung Mecklenburg-Vorpommern bezieht sich explizit auf 

die Nutzung digitaler Selbstlernangebote – allerdings nur auf der hauseigenen Lernplattform. 

Während die einen auf Vertrauen und Selbstauskunft setzen (I16), denken andere Behörden 

über Identitätsprüfungen für die Teilnehmenden nach. 

Außerdem rücken digitale Selbstlernangebote plötzlich Fragen des Lernerfolgs stärker in den 

Mittelpunkt: 

„Also man kann auch nicht sehen ‚Hat er auch wirklich was mitgenommen?‘. 

Das sind natürlich alles Dinge, die können Sie bei asynchronem Lernen sehr 

viel schwieriger beurteilen.“ (I06) 

Dennoch sind Leistungsüberprüfungen laut Interviewpartner:innen entweder nicht notwen-

dig oder gar explizit nicht gewünscht. Entsprechend werden Lernerfolgskontrollen (78%) und 

ein transparentes Prüfungs- und Bewertungssystem (74%) von den Befragten als weniger rele-

vant eingeschätzt. Die Interviewergebnisse zeigen deutlich, dass dies i. d. R. auf (befürchtete) 

Widerstände bei den Personalräten zurückzuführen ist, welche sich sorgen, dass Mitarbeitende 

überwacht oder bei schlechtem Abschneiden benachteiligt werden können. Besonders an-

schaulich macht das die Dienstvereinbarung der Landesverwaltung Mecklenburg-Vorpom-

merns zum Einsatz des E-Learning-Portals „LEON MV“. Dort heißt es sinngemäß: ‚Eine Überwa-

chung des Verhaltens oder der Leistung der Beschäftigten findet nicht statt. Dies wird technisch 

und organisatorisch ausgeschlossen. Die Lernfortschritte der Beschäftigten werden zwar tech-

nisch erfasst – damit Lernende ihre Kurse unterbrechen und zu einem späteren Termin an der 

zuletzt bearbeiteten Stelle fortsetzen können – sind jedoch ausschließlich von den Lernenden 

selbst einzusehen. Lediglich bei Pflichtschulungen erhalten die jeweiligen Gruppenadministrie-

renden eine einfache Rückmeldung, ob die Beschäftigten die Pflichtschulung tatsächlich ab-

solviert haben.‘ 

„Sobald eine Prüfung in etwas geschrieben wird, wird dann auch der Perso-

nalrat ganz hellhörig.“ (I09) 
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Höherwertige Zertifikate als Teilnahmebescheinigungen erscheinen den Interviewpartner:in-

nen insbesondere auch deswegen nicht relevant, weil „es nicht eingruppierungsrelevant ist“ 

(I18). Eine deutliche Unterscheidung treffen die Interviewpartner:innen lediglich hinsichtlich der 

Anforderungen an Nachweise, die arbeitsmarktlichen Konsequenzen haben sollen. Diese erfor-

dern demnach Lernergebnisüberprüfungen, werden jedoch nicht im Rahmen der behördlichen 

Weiterbildung angeboten. 

Zuletzt scheinen auch Compliance-Anforderungen – neben Datenschutz (z. B. ISO/IEC 27701) 

und IT-Sicherheit (z. B. BSI-Zertifizierung) auch die Barrierefreiheit (z. B. BITV 2.0, WCAG) als 

wichtige Voraussetzungen. Denn Barrierefreiheitsanforderungen richten sich stets sowohl an 

Lerninfrastruktur als auch das Lernangebot. Auch hier handelt es sich um einen Aspekt, bei 

dem typischerweise der Personalrat involviert wird:  

„Die [Datenschutzbeauftragte und IT-Sicherheitsbeauftragte, Anm. d. A.] 

werden immer involviert, gemeinsam mit dem Personalrat und auch zum 

Thema Barrierefreiheit“ (I09) 

Es ist jedoch festzustellen, dass Compliance-Anforderungen auf Bundes- und Landesebene hö-

her sind bzw. strenger gehandhabt werden als auf kommunaler Ebene: 

„Ich sage mal so Barrierefreiheit ist ein Thema, keine Frage. Aber es wird 

jetzt nicht die oberste Priorität haben.“ (I07) 

 Analyse: Passungs- und Integrationsdefizit 

Das Kapitel hat gezeigt, dass der Einsatz digitaler Selbstlernangebote zum Aufbau digitaler 

Kompetenzen im Rahmen der betrieblichen Weiterbildung nicht primär von ihren Zertifikaten, 

sondern von ihrer Integration in das kuratierte Weiterbildungsangebot abhängt, insbesondere 

der eigenen Weiterbildungseinrichtungen. 

Die Strukturen und Prozesse der behördlichen Weiterbildung sind jedoch aktuell nur bedingt 

auf Kompetenzaufbau ausgerichtet. Stattdessen fokussieren sie auf die Administration von 

Ressourcen und steuern den Zugang zu Weiterbildungsangeboten. Bedarfe werden thematisch 

formuliert, kurze wissensorientierte Formate dominieren, Lernergebnisse werden nur in Aus-
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nahmefällen überprüft und i. d. R. nicht nachträglich verwertet – z. T. nicht einmal systematisch 

dokumentiert. Es wird primär mit Teilnahmebescheinigungen gearbeitet, da Nachweise ledig-

lich für Teilnahmeadministration oder Compliance-Zwecke verwendet werden und nicht zum 

Kompetenznachweis. So besteht die Gefahr, dass Lernen nicht zu Transformation, sondern ei-

nem Haken in einer Akte führt. 

„Also wir haben einmal im Jahr verpflichtende Schulungen […], die die Leute 

dann entsprechend erledigen müssen, bekommen dann Zertifikat und müs-

sen das nachweisen.” (I09) 

Die Anerkennung digitaler Selbstlernangebote ist jedoch höchst abhängig von der Integration 

der Lernangebote in bestehende Weiterbildungsprozesse und -strukturen. Diese Integration 

ist aktuell als defizitär zu beschreiben, da hierfür Verfahren fehlen und der Einsatz digitaler 

Selbstlernangebote bestehende Auswahl- und Genehmigungsprozesse in Frage stellt. Die Aus-

wahlprozesse sind weiterhin auf Präsenzangebote und die Auswahl von Dozierenden zuge-

schnitten. Zur Integration digitaler Selbstlernangebote müssen jedoch sowohl Lernangebote 

als auch -plattformen verglichen werden und zusätzlich die technisch-administrative Passung 

von Lernangeboten zu -plattformen und von Lernplattformen in Hinblick auf Datenschutz, In-

teroperabilität, Usability und Administrationsmöglichkeiten geprüft werden. Für die einen 

reicht dabei schon eine Verlinkung, andere wünschen sich spezielle Zugriffsrechte, andere SSO-

Optionen und wieder andere Lerneinheiten als SCORM-Dateien, die man einfach in eigene 

Lernpfade integrieren kann. Statt einzelner Dozierender erfordert E-Learning zudem das Ma-

nagen von Stakeholderstrukturen aus verschiedenen institutionellen E-Learning-Anbietern. 

Gleichzeitig rücken durch die vertrauensstiftende Instanz der Dozierenden Fragen nach Lern-

zielen und dem Beitrag von behördlicher Weiterbildung zum Kompetenzerwerb beim Einsatz 

digitaler Selbstlernangebote stärker in den Vordergrund. Dieses Passungs- und Integrations-

defizit führt zu Spannungen, da eine wirkungsorientierte Steuerung im Sinne eines Abgleichs 

von Kosten und Lernerfolg bisher nicht stattfand. 

Die Ergebnisse zeigen, dass Verwaltungsorganisationen digitale Selbstlernangebote bereits auf 

unterschiedlichsten Wegen einbinden. Da es sich aktuell primär um kurze auf Wissensvermitt-

lung fokussierte Formate handelt, werden sie z. T. äquivalent zu Angeboten des Wissensmana-

gements eingesetzt, die neues Wissen oder neue Kompetenzen in die Behörde bringen sollen. 
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Entsprechend scheint der Einsatz digitaler Selbstlernangebote dazu beizutragen, dass die 

Grenzen zwischen Wissensmanagement und Weiterbildung bzw. die damit verbundenen Lern-

prozesse verschwimmen. Das deckt sich mit bestehenden Erkenntnissen [44, 57, 115]: […] der 

Übergang von E-Learning zum Wissensmanagement [ist] fließend.“ [84] 

3.4 Anerkennung als Kopplungsproblem 

Die vorangegangenen Kapitel konnten zeigen, dass die Untersuchungsfrage nicht auf die An-

erkennung von Zertifikaten begrenzt werden kann (s. Tabelle 1). 

Zielbild- und Übersetzungs-

defizit 

Es besteht kein verbindliches Ver-

ständnis davon, wer welche Digi-

talkompetenzen braucht. Die 

Übersetzung in Anforderungs-

profile, Weiterbildungsbedarfe 

und Lernergebnisse fehlt eben-

falls. Zertifikate finden so keinen 

Anschluss. 

Strategie-, Verantwortungs- 

und Lernkulturdefizit 

Individuelles Lernen ist nicht mit 

strategischer Organisationsent-

wicklung verschränkt. Es fehlen 

Lernräume und Lernanreize. Wei-

terbildungsentscheidungen fol-

gen dem Bauchgefühl. 

Passungs- und Integrations-

defizit 

Weiterbildung wird administriert, 

aber nicht gestaltet. Digitale 

Lernangebote passen nicht in 

Weiterbildungsprozesse, die 

nach wie vor auf Präsenzsemi-

nare ausgelegt sind. Technisch-

administrative Hürden verstärken 

das Problem. 

Tabelle 1 Zusammenfassung der strukturellen Defizite für Online-Lernangebote 

Es wurde aufgezeigt, dass der Aufbau von Digitalkompetenzen im öffentlichen Dienst nicht 

primär an fehlenden Lernangeboten scheitert. Vielmehr fehlt bis heute sogar in vielen Behör-

den die Erkenntnis, dass Beschäftigte Digitalkompetenzen benötigen. Selbst wenn die Notwen-

digkeit eingesehen wird, besteht die Unsicherheit, was Digitalkompetenzen genau umfassen 

und wie diese erworben werden können und sollen. Damit werden auch möglicherweise zerti-

fizierte Weiterbildungsangebote zum Erwerb digitaler Kompetenzen nicht genutzt, weil über 

ihren Nutzen für die Beschäftigten Unsicherheit besteht. Das bedeutet auch, dass ohne Anreiz 

zum Erwerb von Digitalkompetenzen diese auch nicht im Rahmen von Weiterbildungsmaß-

nahmen nachgefragt werden. Weiterbildung und auch der Aufbau digitaler Kompetenzen sind 

vielfach nicht strategisch in Personal- und Organisationsentwicklung integriert. Zudem ist die 

behördliche Weiterbildung generell häufig eher auf Teilnahmeverwaltung statt strategisch auf 

die Qualifikation der Mitarbeitenden ausgerichtet. Die fehlende Verbindung von individuellem 

und organisationalem Lernen – insbesondere im Sinne fehlenden Lerntransfers und fehlender 

Lernkultur – verhindert nicht nur Selbstlernen, sondern auch, dass Kompetenzerwerb organi-
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sationale Entwicklung und digitale Transformation fördert. Die Untersuchung hat aktuelle Prak-

tiken und Rahmenbedingungen des Kompetenzerwerbs mit Hilfe digitaler Lernangebote auf-

gezeigt und Anforderungen der Behörden an digitale Selbstlernangebote identifiziert. Es zeigt 

sich, dass Lernergebnisse typischerweise nicht überprüft und Zertifikate vorwiegend zur Doku-

mentation der Teilnahme und ggf. zum Nachweis von Compliance-Vorgaben eingesetzt wer-

den. Entsprechend erfolgt auch die Entscheidung zu ihrem Einsatz auf Basis von Kriterien wie 

der didaktischen Qualität, der technisch-administrativen Passung oder der Reputation der An-

bieter. 

Anerkennung scheitert somit nicht an der Verfügbarkeit passender Nachweise, sondern an der 

fehlenden systematischen und strategischen Kopplung von Kompetenzbedarfen, Kompe-

tenzaufbau und organisationaler Verwertung von Nachweisen. Vor der Teilnahme beeinflussen 

sie die Auswahl von Lernangeboten kaum. De facto laufen behördliche Weiterbildung und 

Qualifikation parallel – Zertifikate sind hier untypisch. Für Kompetenzmanagement, Personal- 

oder Organisationsentwicklung werden Nachweise behördlicher Weiterbildungsangebote ge-

nerell kaum verwertet. Dies gilt also nicht nur für digitale Selbstlernangebote. 

Damit digitale Selbstlernangebote anerkannt werden und zum Aufbau von Digitalkompeten-

zen beitragen, braucht es einen klaren Zielbezug: Wer soll welche Kompetenzen aufbauen? 

Wie sollen sie aufgebaut werden? Wie werden die so erworbenen Kompetenzen für die Orga-

nisation nutzbar gemacht – z. B. über Zertifikate? Diesen Fragen wird in der folgenden Kon-

zeptionalisierung aufgegriffen. 

4 Anerkennungskonzept für Online-Lernangebote 

Im Kern des Projekts „eGov-Zert“ steht die Frage: Welche Anforderungen müssen Online-Lern-

angebote erfüllen, damit ihre Zertifikate in der behördlichen Fort- und Weiterbildung auf Bun-

des-/Landes- und Kommunalebene anerkannt werden? Vor diesem Hintergrund stellt das fol-

gende Kapitel die zentralen konzeptionellen Ergebnisse des Projekts bzw. der vorliegenden 

Studie vor. 

Um die Untersuchungsfrage zu beantworten, muss zunächst erfasst werden, wie Anerkennung 

in der Praxis verstanden wird. Wie in Kapitel 2.4 dargelegt, unterscheiden sich die Anforderun-

gen an Lernangebote und ihre Zertifikate, je nachdem wie sie wirksam werden sollen. Entspre-

chend wurde der Begriff „Anerkennung“ für die Interviewführung nicht vorab eindeutig defi-
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niert. Stattdessen erfolgte gemeinsam mit den Interviewpartner:innen eine Annäherung an den 

Begriff aus verschiedenen Blickwinkeln. Die daraus abgeleiteten Anerkennungsformen werden 

zunächst im nächsten Kapitel vorgestellt, woraus dann im darauffolgenden Abschnitt, die aus 

den Projektergebnissen (insb. M4) abgeleiteten Referenzprozesse bzw. Anerkennungspfade ab-

geleitet werden. Diese bilden die verschiedenen prozessualen Perspektiven auf Anerkennung 

ab und zeigen, wann, durch wen und wie Zertifikate der Fort- und Weiterbildung anerkannt 

werden. Da in den Erhebungen keine klaren, bzw. harten Anforderungen nachgewiesen werden 

konnten, wird Anerkennung im Rahmen der behördlichen Weiterbildung als Soft-Regime ver-

standen. Kapitel 4.3 befasst sich mit relevanten Einflussfaktoren, die als Stellschrauben der An-

erkennung erläutert werden. Kapitel 4.4 hingegen benennt typische Lernangebotskonstellatio-

nen, basierend auf in der Empirie identifizierte Kombinationen aus Stellschrauben und Aner-

kennungspraxis. Es schlägt somit eine Brücke zwischen Konzept und der Verwaltungspraxis. 

Abbildung 3 zeigt die verschiedenen Elemente des Konzepts im Überblick. Zum Abschluss wer-

den Schlussfolgerungen der Konzeptionierung dargestellt (4.5). 

 

Abbildung 3: Bereiche der Anerkennungskonzeption 

Das Konzept soll Behörden und Weiterbildungseinrichtungen bei der zielgerichteten Auswahl 

passender Lernangebote unterstützen und Anbietern digitaler Selbstlernangebote eine 

Anerkennungsformen 

Welche Formen der Anerkennung existieren? 

Lernangebotskonstellationen 

Wie werden verschiedene Lernangebots-

Anerkennungspfade 

In welchen Prozessen wird 

diese Anerkennung umgesetzt? 

Mikro Meso Makro 
Stellschrauben 

Welche anerkennungsrelevanten 

Einflussfaktoren gibt es?  
Konzeptionalisierung 

Anwendung 
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Ausrichtung auf bestimmte Anerkennungsformen erleichtern. Es dient als Rahmen sowohl für 

die Pilotierung als auch für die Weiterentwicklung des eGov-Campus. 

4.1 Drei Formen der Anerkennung: symbolisch, organisational, karriererelevant 

Um genauer zu beschreiben, mit welchem Ziel und mit welchen Auswirkungen Anerkennung 

in der behördlichen Praxis erfolgt, wurden aus den Interviewergebnissen drei Anerkennungs-

formen kondensiert: symbolische Anerkennung, organisationale Anerkennung und karrierere-

levante Anerkennung (s. Abbildung 4). 

 

Symbolische Anerkennung meint, dass die Teilnahme an einem digitalen Selbstlernangebot 

als gleichwertig mit anderen Fortbildungen gilt und von Führungskräften und/oder Kolleg:in-

nen akzeptiert bzw. wertgeschätzt wird. Die Akzeptanz informellen Lernens durch Führungs-

kräfte kann z. B. hierzu gehören. Hier ist die Grenze zwischen Wissensbeschaffung und Lern-

prozess bzw. zwischen Wissensmanagement und Weiterbildung besonders unscharf. In der or-

ganisationalen Praxis kann symbolische Anerkennung verschiedene Formen einnehmen: Lern-

angebote können als legitime Informationsbeschaffung im Arbeitsprozess angesehen werden 

und eine Teilnahme undokumentiert bleiben. Die Teilnahme kann freiwillig in der Personalakte 

dokumentiert werden, ohne dass diese Information jedoch strategisch von der Organisation 

Rahmenbedingungen (rechtlich, kulturell, …) 

Symbolische 

Anerkennung 

• Lernen akzeptieren 

und wertschätzen 

• Lernen bleibt Auf-

gabe des Einzelnen 

• Wissensmanage-

ment, Führung 

Organisationale 

Anerkennung 

• Lernen organisie-

ren und administ-

rieren 

• Lernen als Aufgabe 

der Organisation 

‚Behörde‘ 

• Strategische Per-

sonal- u. Organisa-

tionsentwicklung 

Karriererelevante 

Anerkennung 

• Lernen belohnen 

• Lernen als Aufgabe 

des Systems ‚öf-

fentlicher Dienst‘ 

• Ausschreibungs- 

praxis und Stellen-

besetzungsverfah-

ren 

Abbildung 4: Anerkennungsformen 
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genutzt wird. Darüber hinaus kann es für Angebote, die auf symbolische Anerkennung abzie-

len, interessant sein, das Teilen von Nachweisen auf LinkedIn o. ä. oder die Integration in einen 

Bildungspass bzw. ein Bildungswallet wie den Europass zu ermöglichen. Symbolische Anerken-

nung ist vor allen Dingen Teil der gelebten Praxis, und nicht in Regelwerke integriert. 

Organisationale Anerkennung meint, dass digitale Selbstlernangebote bzw. ihre Zertifikate 

von der Organisation in Weiterbildungs- oder Personalentwicklungsprozessen verarbeitet wer-

den. Zertifikate weisen hier primär Weiterbildungsaktivitäten nach und symbolisieren Engage-

ment, nicht Kompetenz. Dabei können zwei Unterformen unterschieden werden: 1) die offizi-

elle Anerkennung eines Lernangebots als gleichwertige Fortbildungsmaßnahme durch die In-

tegration in den Fort-/Weiterbildungskatalog – also das behördliche Weiterbildungsangebot 

(Referenzprozess A) und 2) die institutionelle Steuerung der Teilnahme an digitalen Lernange-

boten (Referenzprozess B). Letztere kann durch Genehmigungsprozesse, offizielle Dokumen-

tation in der Personalakte oder die Einbindung von Nachweisen in Personalentwicklungspro-

zesse, z. B. in Entwicklungsgesprächen, erfolgen. Anerkennung bedeutet in diesem Kontext, 

dass digitale Selbstlernangebote bzw. ihre Zertifikate institutionell verwendet werden – sich 

aber nicht direkt karriereförderlich auswirken. So kann eine Organisation Kompetenztracking 

zur Zuweisung von Personal auf Projekte einsetzen, ohne dass sich daraus karriererelevante 

Entwicklungsschritte ergeben.  

Karriererelevante Anerkennung meint hingegen, dass digitale Selbstlernangebote bzw. ihre 

Zertifikate karrierewirksam werden. Das ist dann der Fall, wenn ihre Nachweise als Kompetenz-

nachweise anerkannt werden, z. B. als Eignungssignal für spezialisierte oder höherwertige Tä-

tigkeiten verstanden werden. Auch hier sind zwei Unterformen zu unterscheiden: Einerseits 

können Nachweise formal wirken, also z. B. den Zugang zu bestimmten Berufen oder Lauf-

bahnstufen steuern. Der Nachweis beeinflusst dann nicht einfach den Zugang, sondern kon-

trolliert den Zugang (s. Kapitel 2.4). Beispielsweise ist das Absolvieren von Aufstiegsfortbildun-

gen oder (berufsbegleitenden) Studiengänge Voraussetzung für die Zuordnung zu Laufbahn- 

bzw. Entgeltgruppen im öffentlichen Dienst. Auch der Besuch eines (Nachwuchs-)Führungs-

kräftekolloquiums ist formal karriererelevant, wenn er Voraussetzung für die Übernahme einer 

Führungsposition ist. Andererseits können Nachweise informell Karriererelevanz entfalten, 

wenn Führungskräfte oder andere an Einstellungs- und Beförderungsverfahren beteiligte Per-

sonen Bildungsnachweise explizit berücksichtigen, diese sich aber nicht zwangsläufig positiv 

auswirken. Die Nachweise beeinflussen dann den Zugang, kontrollieren ihn aber nicht. Diese 
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Form der Anerkennung ist entsprechend volatil. Sie ist vergleichbar mit der in der Literatur als 

arbeitsmarktliche Anerkennung bezeichneten Form der Anerkennung. 

Zusammenfassend kann man sagen, dass symbolische Anerkennung dem Verständnis von An-

erkennung im Sinne von Wertschätzung entspricht. In diesem Falle dienen Nachweise primär 

der Motivation der Lernenden oder der Sichtbarmachung von Engagement. Organisationale 

Anerkennung fokussiert stärker auf den Kernbereich behördlicher Weiterbildung im Sinne von 

Ressourcensteuerung. Anerkannt werden primär Lernangebote, nicht ihre Nachweise. Karrie-

rerelevante Anerkennung hingegen fokussiert auf die Anerkennung von Kompetenzen, nach-

gewiesen durch Zertifikate. Nachweise erfüllen zunächst eine Allokations- und Selektionsfunk-

tion auf dem Arbeitsmarkt – entweder rechtlich geregelt also formal, z. B. bei Aufstiegsfortbil-

dungen, oder aber informell z. B. über Zuschreibungen. 

4.2 Anerkennung als Prozess: Vorstellung der Referenzprozesse 

Drei Anerkennungsformen – symbolisch, organisational und karriererelevant – beschreiben, 

was Anerkennung im jeweiligen Fall bedeutet. Ob und wie eine dieser Formen tatsächlich zu-

stande kommt, entscheidet sich jedoch nicht an einer einzelnen Bewertung, sondern in den 

organisationsinternen Abläufen, die einer Behörde bei der Anerkennung von Online-Lernan-

geboten entstehen. Diese können in einem dreigeteilten Modell aus Anerkennung durch An-

gebotsbereitstellung und -integration, Ex-Ante und Ex-Post Anerkennung von Lernange-

boten erfasst werden (s. Abbildung 5).  

Weiterbildungseinrichtung, 

Personalentwicklung 

Führungskräfte, Fortbil-

dungsbeauftragte 

Personalabteilung, Füh-

rungskräfte 

Fokus auf Lernangebot 

Fokus auf Teilnahme- 

administration 

Fokus auf pers. Entwick-

lung und Karriere 

Angebots- 

bereitstellung und 

-integration 

Ex-Ante Anerkennung 

Ex-Post Anerkennung 

Abbildung 5: Übersicht der Anerkennungsprozesse 
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Im Rahmen der Prozesserhebungen in den Modellbehörden konnten die Ergebnisse weiter 

differenziert und die Hintergründe der Anerkennungsprozesse in der behördlichen Weiterbil-

dung aufgezeigt werden. Während sich die symbolische Anerkennung vor allem in der ge-

lebten Praxis wiederfindet und nicht einheitlich prozessual abbilden lässt, kann die organisa-

tionale Anerkennung über zwei Prozesse beschrieben werden, die Kern der Prozesserhebun-

gen waren: Der Prozess der Angebotsbereitstellung und -integration bezieht sich auf die 

Einbindung digitaler Selbstlernangebote in die behördlichen Lern- und Weiterbildungsstruk-

turen, etwa durch die Aufnahme in interne Weiterbildungsprogramme oder den Verweis auf 

die externe Nutzung. Der Prozess der Ex-Ante-Anerkennung bezieht sich auf die Prozesse vor 

der individuellen Teilnahme bzw. die Teilnahmeadministration, z. B. die Zustimmung von Füh-

rungskräften, formale Freigaben zur eigenverantwortlichen Nutzung oder die Schaffung ver-

pflichtender Lernangebote.  

Die karriererelevante Anerkennung zeigt sich im Prozess der Ex-Post-Anerkennung. Sie er-

folgt nach der Nutzung durch die Berücksichtigung der Lernergebnisse in der Personalentwick-

lung sowie für Karrierewege, etwa durch die Dokumentation der Lernergebnisse, die Einbin-

dung in Entwicklungsgespräche oder die Anerkennung für berufliche Aufstiegs- und Entwick-

lungsmöglichkeiten. In den Gesprächen und Prozesserhebungen wurde jedoch eine begrenzte 

Relevanz und Umsetzung der Ex-Post-Anerkennung deutlich. 

Um die Befunde der Prozesserhebungen für die Nachnutzung aufzubereiten, wurden daher 

insgesamt zwei Referenzprozesse abgeleitet. Die Referenzprozesse A und B sind dabei nicht 

als Standardprozesse, sondern als an den Einzelfall anzupassende Vorlagen zu verstehen, die 

zentrale Prozessschritte und Verantwortlichkeiten strukturieren. Da sich ein Referenzprozess 

für die Ex-Post-Anerkennung nicht aus der Praxis ableiten ließ, setzen die Referenzprozesse 

ihren Schwerpunkt auf die Angebotsbereitstellung und -integration und Ex-Ante-Anerken-

nung, wobei letzterer Aspekte der Ex-Post-Anerkennung ausdrücklich aufgreift. Die Prozess-

visualisierungen auf Grundlage der Prozessdiskussionen in den Modellbehörden stellen den 

abstrahierten Ablauf des Weiterbildungsprozesses dar, werden in Anhang 2 detailliert darge-

stellt18 und nachfolgend kurz textlich umrissen. 

 
18  Bei Bedarf sind die Prozesse im BPMN 2.0-Format verfügbar. Melden Sie sich dazu gern bei der Projektleitung              (ku-

scher@shi-institut.de). 
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 Referenzprozess A: Angebotsbereitstellung bzw. -integration 

Referenzprozess A (s. Abbildung 6) bezieht sich auf die Integration von Lernangeboten in das 

behördliche Weiterbildungsangebot. Der Integrationsprozess umfasst die zentralen Schritte 

Recherche, Auswahlentscheidung und Bereitstellung. In den Prozesserhebungen wurde deut-

lich, dass die Einbindung digitaler Lernangebote nicht flächendeckend abgewogen wird und z. 

T. nur als punktuelle Ergänzung erfolgt. Ziel des Referenzprozesses A ist es daher, die beteilig-

ten Akteure zu besseren Abwägungsentscheidungen zu befähigen und die Organisation für 

digitale Lernangebote anschlussfähig zu gestalten. Auslöser für die Integration eines Lernan-

gebots ist die Feststellung eines Bedarfs. 

Der erste Schritt im Referenzprozess ist somit die Recherche nach entsprechenden digitalen 

Lernangeboten durch die Weiterbildungsverantwortlichen oder Personalentwickler:innen, so 

eine Empfehlung nicht direkt mitgeliefert wurde. Die Bereitstellung und leichte Auffindbarkeit 

hochwertiger und zielgruppenorientierter, anbieterseitig bereitgestellter Informationen sind 

hier zentral. Sie verkürzen Prüfzeiten und ermöglichen es, nachgelagerte Abstimmungsschlei-

fen mit IT- oder Datenschutzbeauftragten frühzeitig zu vermeiden. In der Auswahlentschei-

dung wird die Tauglichkeit der Angebote anhand verbindlicher Qualitäts- und Entscheidungs-

kriterien geprüft; ergänzend unterstützen interne Entscheidungshilfen, sowie die Einbindung 

interner fachlicher Expertise eine fundierte, vereinheitlichte Beurteilung. Die Bereitstellung 

schließt den Prozess ab und überführt das Angebot in ein eigenes LMS oder hinterlegt Zu-

gangsinformationen in internen Informationssystemen. Der Referenzprozess lässt hier offen, 

ob eine administrative oder technische Integration erfolgt. Entscheidend ist, dass der digitale 

Zugang für die Lernenden möglichst nutzerfreundlich gestaltet ist und die Anforderungen des 

Referenzprozesses B mitgedacht werden. Dabei ist auch die übersichtliche Bereitstellung aller 

relevanten Informationen (z. B. Zielgruppe, Inhalt, Umfang, Nutzungsbedingungen, …) und die 

Einbettung in die Fort- und Weiterbildungsorganisation, d.h. inklusive Kommunikationsmaß-

nahmen und einer Betreuung des Angebots, anzustreben. 

Recherche  
Auswahl- 

entscheidung 
Bereitstellung 

Abbildung 6: Referenzprozess A, abstrahierte Darstellung 
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 Referenzprozess B: Teilnahmeadministration 

Der Referenzprozess B (s. Abbildung 7) beschreibt die Teilnahmeadministration als Form 

der organisationalen Anerkennung. Ziel des Prozesses ist die organisationale Verarbeitung ei-

nes individuellen Fortbildungsbedarfs. Dieser Referenzprozess setzt sich aus vier Schritten – 

Recherche, Genehmigung, Dokumentation und Lerntransfer – zusammen. In den Prozesserhe-

bungen zeigten sich Hürden hinsichtlich der Berücksichtigung von Selbstlernangeboten in die 

klassischen Genehmigungsprozesse, was durch das Fehlen von internen Regelwerken zusätz-

lich erschwert wird. Der Referenzprozess B soll daher Behörden einen Weg aufzeigen, wie sie 

digitales Selbstlernen mit klassischen Genehmigungsprozessen zusammenbringen können. 

Der Prozess startet mit dem Erkennen eines individuellen Weiterbildungsbedarfs durch Mitar-

beitende oder Führungskräfte. Ist dieser erkannt, recherchieren sie passende Lernangebote. 

Damit bei der Recherche auch digitale Selbstlernangebote berücksichtigt werden, ist eine Sen-

sibilisierung für Nutzung und Sinn von digitalen Lernformaten – nicht nur in den Weiterbil-

dungsbereichen – notwendig. Ist das Lernangebot ausgewählt, ist in der Regel eine (mehrstu-

fige!) Genehmigung notwendig. Für den Referenzprozess wird hier zwischen zustimmungs-

freien und zustimmungspflichtigen Formaten unterschieden. Kurze Angebote oder Selbstlern-

phasen – etwa bis zu einer Stunde Bearbeitungsdauer – können ohne gesonderte Genehmi-

gung absolviert werden und schaffen Freiräume für eigenverantwortliches, bedarfsgeleitetes 

Lernen; für längere oder externe Angebote bleibt eine formalisierte Zustimmung notwendig. 

Voraussetzung ist, dass Selbstlernen als Lernform strukturell und formal verankert wird. Klare 

organisationsinterne Richtlinien oder Vorgaben zum Selbstlernen schaffen eine Absicherung 

für Teilnehmer:innen und Führungskräfte. Die anschließende Dokumentation sollte über die 

Veraktung der Teilnahmebescheinigung hinaus erworbene Kompetenzen erfassen und so die 

Vorarbeit für eine potenzielle Ex-Post-Anerkennung leisten. Während die karriererelevante An-

erkennung so zwar immer noch entkoppelt bleibt, werden konkrete Anknüpfungspunkte in der 

Organisation geschaffen. Mitgedacht werden sollte zudem der Ausbau von Lerntransfer – 

etwa durch Reflexionsgespräche mit Führungskräften oder die Einbindung in „Communities-

of-Practice“ – überführt individuelles Lernen in organisationalen Nutzen und Lernen. 

Recherche Genehmigung 
 Dokumenta-

tion 
Lerntransfer 

Abbildung 7: Referenzprozess B, abstrahierte Darstellung 
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Letztlich zeigen die Referenzprozesse die Notwendigkeit von organisatorischer Unterstützung, 

transparenter Anerkennungsstrukturen sowie geeigneter Unterstützungsangebote auf. 

4.3 Stellschrauben bei der Ausgestaltung digitaler Selbstlernangebote 

Das folgende Unterkapitel beschreibt die Stellschrauben, die als relevant für die Anerkennung 

digitaler Selbstlernangebote in der behördlichen Weiterbildung identifiziert wurden. Basierend 

auf den Forschungsergebnissen werden dabei drei Ebenen unterschieden: Mikro-, Meso- und 

Makro-Ebene. Die Mikro-Ebene beschreibt das Lerndesign selbst, die Meso-Ebene die infra-

strukturelle und organisationale Verankerung, also durch den Anbieter beeinflusste Rahmen-

bedingungen. Die Stellschrauben auf Makro-Ebene beziehen sich hingegen auf die Verortung 

von Lernangebot und -anbieter im Gesamtsystem (s. Abbildung 8). 
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Abbildung 8: Übersicht der Stellschrauben 
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 Mikro-Ebene 

Auf Mikro-Ebene sind Zielgruppenorientierung, Inhalt und Umfang sowie Lerndesign ent-

scheidende Faktoren. Anerkannte Lernangebote entstehen, wenn die Bedarfe der Zielgruppe 

genau bekannt sind und als Grundlage zur Erstellung dieser dienen. Inhalt, Umfang, Lerndesign 

und Lernergebnisprüfungen sind dann idealerweise auf diese Zielsetzung ausgerichtet (sog. 

Constructive Alignment). Entsprechend ist keine Pauschalaussage zu Anforderungen möglich. 

Der Umfang von Lernangeboten kann in Weiterbildungstagen, Minuten, Stunden, usw. ange-

geben werden. Je nach Umfang ändert sich typischerweise die Bezeichnung von Lernangebo-

ten: Von wenigen Minuten andauernden Lerneinheiten, über mehrere Stunden dauernde Mo-

dule oder Kurse, bis hin zu Monaten oder Jahre dauernden Programme. Inhalte können als 

konkret-situativ oder abstrakt-konzeptionell, praxisorientiert oder wissenschaftlich klassifiziert 

werden. Lernangebote können sich auf Wissensvermittlung zu bestimmten Themen beschrän-

ken oder aber konkrete Lernziele verfolgen, welche das Lernniveau definieren. Je nachdem ob 

Lernende Informationen reproduzieren, verstehen, anwenden, analysieren, bewerten oder ei-

genständig neue Lösungen entwickeln sollen, zielen Angebote eher auf Wissensvermittlung 

oder Kompetenzerwerb ab. Lernziele werden idealerweise entlang von Bloom‘s Lernzieltaxo-

nomie bzw. der an ihr anknüpfenden Ansätzen beschrieben (s. Kapitel 2.3.1). Bei ihrer Struktu-

rierung können Kompetenzrahmenwerke wie der DigComp helfen (s. Kapitel 2.1.2). 

Mit Lerndesign ist sowohl die Produktionsqualität z. B. von Audio- und Videoaufnahmen, die 

mediendidaktische Gestaltung sowie die Gestaltung von Lernergebnisüberprüfungen gemeint. 

Diese können von einfachen Lernergebnisüberprüfungen, z. B. durch Quizze, bis zu qualifizier-

ten Lernergebnisüberprüfungen auf Basis von Prüfungsordnungen reichen. Qualitätsrahmen-

werke, Design-Leitfäden oder Checklisten können sowohl bei der Konzeption neuer Lernange-

bote als auch der Bewertung bestehender Lernangebote unterstützen. 

Die Zielgruppe von Lernangeboten speziell für den öffentlichen Dienst kann z. B. nach Status- 

oder Laufbahngruppen unterschieden werden. Gruppen können unmittelbar nach ihrer recht-

lichen Stellung und mittelbar nach ihrem Bildungsniveau abgegrenzt werden. Jobfamilien und 

Laufbahnen dienen der fachlichen Differenzierung, Rollen und Aufgaben differenzieren die 

Zielgruppe funktional. Personas nehmen ‚typische Merkmale‘ in den Blick und verfolgen einen 

nutzendenzentrierten Ansatz. Weiterhin ist festzuhalten, dass Bundes-, Landes- und Kommu-

nalverwaltungen sowie der gesamte mittelbare Verwaltungsbereich ganz unterschiedliche 

Lernbedarfe aufweisen. Welche Differenzierung wann geeignet ist, hängt eng mit ihrer Ver-
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wendung zusammen, weshalb ein Lernangebot z. B. für eine Jobfamilie empfohlen und gleich-

zeitig für bestimmte Personas, die in dieser Jobfamilie besonders häufig auftauchen, gestaltet 

werden kann. 

 Meso-Ebene 

Die Stellschrauben auf Meso-Ebene beziehen sich auf die Verankerung von digitalen Selbst-

lernangeboten in Lerninfrastrukturen, der Umsetzung von Produktion und Betrieb sowie das 

Qualitätsmanagement des Anbieters. Diese Ebene nimmt schwerpunktmäßig die Governance 

in den Blick. Lerninfrastruktur, Kursbetrieb und Kursproduktion hängen eng zusammen. Die 

Lerninfrastruktur beschreibt die technischen Systeme, über die digitale Selbstlernangebote 

bereitgestellt werden. Digitale Selbstlernangebote können sowohl als Dateien zur Verfügung 

gestellt werden als auch direkt auf einer konkreten Lernplattform bereitgestellt werden (s. Ka-

pitel 2.3.2). Eine Lerninfrastruktur kann mehr oder weniger in ihre Umwelt – Lernmanagement, 

Weiterbildungsmanagement, Personalmanagement – kompatibel und integriert sein. Variation 

besteht außerdem hinsichtlich Compliance, Funktionalität und Usability. Eine Anbindung ex-

terner Lerninfrastrukturen an behördliche Systeme kann sowohl über Verlinkungen (z. B. aus 

Intranet), über Rollen- und Zugriffsmanagement oder standardisierte Austauschformate (z. B. 

SCORM) als auch über Schnittstellen zur Ermöglichung von Single-Sign-On (SSO) geregelt sein. 

Die Kursproduktion umfasst Konzeption und technische Umsetzung von Videoaufnahmen bis 

Umsetzung mit Autor:innentools sowie letztlich die Aktualisierung und alle begleitenden Maß-

nahmen. Variation besteht hier beispielsweise hinsichtlich der Kombination aus fachlich und 

didaktisch Zuständiger – von auf sich gestellten nebenberuflichen Dozierenden bis hin zu er-

fahrenem Fachpersonal, dass durch Weiterbildungsangebote oder E-Learning-Expert:innen un-

terstützt wird. Für diese Akteure können unterschiedliche Unterstützungsstrukturen wie Schu-

lungen oder Guidelines bereitgestellt werden. Behörden können selbst Lernangebote erstellen 

und intern bereitstellen, die Produktion an Weiterbildungseinrichtungen auslagern, die Pro-

duktion extern in Auftrag geben oder aber bereits erstellte digitale Selbstlernangebote von 

externen Anbietern einkaufen. Der Kursbetrieb wiederum umfasst unterstützende Maßnah-

men, die die Durchführung und Nutzung digitaler Selbstlernangebote ermöglichen. Hierunter 

fallen sowohl die Organisation von Teilnahme und Zugriff als auch Betreuungs- und Support-

angebote sowie Feedbackmechanismen. Je nach Konstellation können Betrieb und Produktion 

auseinanderfallen. 
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Das Qualitätsmanagement ist nicht einfach Teil der Governance-Strukturen, sondern ent-

scheidender Verbindungspunkt der verschiedenen Stellschrauben von Mikro- bis Makro-

Ebene: Qualitätsstandards und Qualitätssicherungsmaßnahmen können von Makro-Ebene z. B. 

durch Akkreditierungsvoraussetzungen vorgegeben sein, typischerweise im Zuge der Kurspro-

duktion (Meso-Ebene) implementiert werden und wirken sich auf die Qualität der Lernange-

bote (Mikro-Ebene) aus. Qualitätssicherungsmaßnahmen können nur implizit gelten, doku-

mentiert aber nicht verbindlich sein oder auf standardisierten Referenzrahmen aufbauen. Sie 

reichen von Dokumentationsvorschriften, Checklisten und definierten Aktualisierungszyklen, 

über formalisierte interne Prozesse, bis hin zu externer Akkreditierung. Zwar beeinflussen Qua-

litätssicherungsmaßnahmen die Qualität von digitalen Selbstlernangeboten, sie sind jedoch 

keine notwendige Bedingung für qualitativ hochwertige digitale Selbstlernangebote. Insge-

samt ist die Meso-Ebene also von der unterschiedlichen Ausprägung von E-Learning-Gover-

nance, technischen Systemen und Kooperationsstrukturen geprägt. 

 Makro-Ebene 

Die Makro-Ebene bezieht sich auf die Einbettung digitaler Selbstlernangebote in den überge-

ordneten rechtlichen, institutionell-strategischen und marktlichen Kontext. Der Policy-Bezug 

beschreibt für den öD, inwieweit Lernangebote in übergeordnete Zielsysteme eingeordnet 

werden können. Digitale Selbstlernangebote können z. B. an die Umsetzung fachrechtlicher 

Vorgaben wie die KI-Verordnung, an strategische Prioritäten wie Digital- oder Weiterbildungs-

strategien, an Referenzmodelle wie den DigComp oder an bildungsrechtliche Rahmenbedin-

gungen wie den DQR anknüpfen und so personalrechtlich relevant werden. Gerade letztere 

machen Vorgaben zu Qualitätsdimensionen und wirken sich so von Makro über die Meso- auf 

die Mikro-Ebene aus. 

Die Verortung im Lernökosystem bezieht sich auf konkrete Lernangebote und -anbieter und 

darauf, wie diese sich in das Gesamtsystem einfügen. Der Grad der Integration kann sich ent-

weder über Sichtbarkeit und Reputation – also Quantität und Qualität der Bekanntheit eines 

Lernangebots bzw. Zertifikats, äußern. Sichtbarkeit kann durch Profilbildung und Auffindbarkeit 

– z. B. durch Metadatenverfügbarkeit oder die Integration in Weiterbildungsinformationsplatt-

formen – gesteigert werden. Letztlich gilt: „[e]in wesentlicher Aspekt dafür, dass Zertifikate 

wirksam sind, ist ihr Marketing“ [123]. Die Vertrauenswürdigkeit eines Zertifikats hängt nicht 

nur von der Qualität, sondern der Wahrnehmung dieser Qualität ab. Je nach Zielsetzung und -

gruppe kann Reputation durch institutionelle Verankerung – z. B. an Hochschulen –, 
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Kooperationen mit etablierten Institutionen – z. B. mit renommierten Praxispartnern – oder 

Referenzen gefördert werden. Je höher die Reputation der unterstützenden Akteure, desto ein-

flussreicher deren Empfehlung. 

4.4 Lernangebotstypen und passende Anerkennungslogiken 

Die Differenzierung zwischen Mikro-, Meso- und Makro-Ebene zeigt, dass die Anerkennung 

digitaler Selbstlernangebote von einem Bündel zusammenhängender Faktoren abhängt. We-

der das Vorhandensein von Lernergebnisüberprüfungen, die Qualität eines Lernangebots noch 

seine technische oder administrative Einbettung für sich genommen erklären, ob ein digitales 

Selbstlernangebot anerkannt wird. Je nach Anerkennungsziel, Einsatzzweck und organisatio-

naler Einbettung kommt den einzelnen Stellschrauben mehr oder weniger Bedeutung zu. Dies 

gilt auch für die Zertifikate digitaler Selbstlernangebote. 

Zwar lässt sich nicht pauschal sagen, wie ein Lernangebot gestaltet sein muss, um anerkannt 

zu werden, wohl aber, welche Lernangebotskonstellationen typischerweise zu welchen Aner-

kennungsformen führen. Bei den im Folgenden vorgestellten Konstellationen handelt es sich 

daher explizit nicht um klar abgrenzbare Kategorien, sondern um eine deskriptive Typologie. 

Diese beschreibt empirisch beobachteten Kombinationen von Stellschrauben und daraus typi-

scherweise resultierenden Anerkennungsentscheidungen. Im Folgenden werden sechs typi-

sche und in der Praxis beobachtete Lernangebotskonstellationen vorgestellt (s. Abbildung 9). 
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Abbildung 9: Lernangebotskonstellationen 
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Dabei gilt übergreifend: Die Teilnehmendenzahl ist bei Learning Nuggets deutlich höher als 

bei Aufstiegslehrgängen und sinkt dazwischen sukzessive ab, während Umfang und Niveau 

steigen. Anforderungen an Lernergebnisüberprüfungen und Qualität variieren, sind jedoch für 

Lernangebotskonstellationen signifikant höher, die auf karriererelevante Anerkennung abzie-

len. Darüber hinaus entsteht Variation hinsichtlich Anerkennung vor allem durch den Status 

der Lernangebote nicht ihren Charakter – also die Unterscheidung in interne und externe An-

gebote. Micro-Credentials wurden nicht als eigenständige Lernangebotskonstellation in die 

Typologie aufgenommen. Zwar stellen sie im bildungspolitischen und hochschulischen Diskurs 

ein relevantes Konzept zur Dokumentation und Anerkennung kleinerer Lerneinheiten dar, wur-

den in der empirischen Forschung jedoch weder als verbreitete Angebotsform noch als eigen-

ständige, praktisch wirksame Anerkennungslogik nachgewiesen. 

 Learning Nuggets: Wissensmanagement oder Weiterbildung? 

Eine spezifische Form des Micro-Learning sind Learning Nuggets bzw. „Lernhappen“. Dabei 

handelt es sich um kurze in sich geschlossene Lerneinheiten etwa Screencasts, One-Pager, 

Arbeitshilfen, FAQs oder toolinternen Einführungen. Diese vermitteln gezielt ein eng umrisse-

nes Thema oder eine konkrete Fähigkeit. Typischerweise sind sie maximal 60 Minuten lang, 

leicht zugänglich, klar strukturiert und auf unmittelbare Anwendbarkeit ausgerichtet. Eine Po-

licy-Anbindung ist nicht erforderlich. Sie können sowohl organisationsintern als auch -über-

greifend bereitgestellt werden. Die Lerneinheiten können unabhängig von klassischen Lerninf-

rastrukturen bereitgestellt werden, z. B. über Videostreamingplattformen. Lernergebnisüber-

prüfungen sind keine Voraussetzung, Qualitätssicherungsmaßnahmen existieren i. d. R. nicht 

oder verbleiben niedrigschwellig. Eine systematische Nutzungsdokumentation ist zwar keine 

Voraussetzung, kann aber auch bei dieser Lernangebotskonstellation durchaus vorkommen, z. 

B. durch Teilnahmebescheinigungen. Learning Nuggets fokussieren auf Wissensvermittlung, 

weshalb diese Formate zwar überall gewünscht, aber eigentlich nicht zum Aufbau von (Digital-

)Kompetenzen geeignet sind.  

Ihre Anerkennung verbleibt somit symbolisch, wobei die Lernangebotskonstellation durchaus 

Angebot organisational eingebettet werden kann. Es handelt sich um eine Form der Wissens-

vermittlung, die Wissen nutzer:innenfreundlich bereitstellt. Sie werden einerseits eingesetzt, 

um Wissen aus Projekten zu transferieren bzw. im Moment des Bedarfs bereitzustellen. Ande-

rerseits lassen sich Learning Nuggets zu umfangreicheren Lernmodulen oder -pfaden zusam-

mensetzen. Sie können als Beispiel dafür gesehen werden, dass die Grenzen zwischen Weiter-
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bildung und Wissensmanagement in modernen Arbeitsumgebungen zunehmend verschwim-

men: Sind Learning Nuggets Teil des Wissensmanagements, sind die entsprechenden Stellen 

in der Behörde zuständig und eine Nutzung fällt nicht in den Bereich der Weiterbildung, son-

dern wird als Informationsbeschaffung im Arbeitsprozess gewertet. Gleichzeitig können Lear-

ning Nuggets in Lernpfade oder -reisen integriert werden. Dann werden Sie jedoch Teil klassi-

scher Weiterbildungsformate. In der Praxis führt diese Fluidität der Formate zu Unklarheiten 

bzgl. der selbstgesteuerten Nutzung in der Arbeitszeit, insbesondere bei externen digitalen 

Selbstlerngeboten. 

 Compliance-Schulungen: Teilnahme verpflichtend 

Compliance Schulungen sind kurze verpflichtende Schulungen zur Erfüllung von Compliance-

Vorschriften. Diese Lernangebotskonstellation zeichnet sich durch ihre starke fachrechtliche 

Anbindung, z. B. Art. 4 der KI-Verordnung. Ihre Lernangebote sollen sicherstellen, dass die Be-

hörde gegen Haftungsrisiken abgesichert ist, indem sie nachweisen kann, dass Beschäftigte zu 

gesetzlichen Regelungen geschult wurden. Darüber hinaus haben Behörden Interesse daran, 

dass auch internen Regelungen tatsächlich eingehalten werden. Aus der Zielstellung ergibt sich 

typischerweise eine sehr große Zielgruppe, weshalb stark skalierbare Formate wie digitale 

Selbstlernangebote hier schon besonders lange eingesetzt werden. In der Praxis handelt es 

sich allerdings eher um (medien-)didaktisch unterkomplexe Maßnahmen. Lernergebnisüber-

prüfungen sind nur in dem Umfang notwendig, wie gesetzliche Vorgaben dies erfordern. Cha-

rakteristisch sind Teilnahmebescheinigungen basierend auf einfachen Lernergebnisüberprü-

fungen, z. B. Quizzes. Diese Lernangebote werden typischerweise von hierauf spezialisierten 

externen Anbietern organisiert.  

Wie beschrieben, zielt diese Lernangebotskonstellation nicht auf Kompetenzaufbau, sondern 

die Absicherung der Organisation vor Haftungsrisiken ab. Entsprechend ist ihr Beitrag zum 

Aufbau von Digitalkompetenzen infrage zu stellen. Ihre Nutzung erfolgt typischerweise zwar 

in Bezug auf Ort und Zeit selbstgesteuert, ist jedoch verpflichtend und wird somit automatisch 

anerkannt. Um den Rechenschaftspflichten nachzukommen wird die Teilnahme dokumentiert. 

Die Schulungen sind somit stets organisatorisch verankert und eingebettet, jedoch typischer-

weise nicht Teil von Personalentwicklung, da sie nicht auf die Entwicklung der Teilnehmenden 

abzielen. 
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 Klassische Weiterbildung: Seminare als Regelfall 

Die klassische Weiterbildung erfolgt im öD in Form von durch Dozierende organisierten Semi-

naren. Sie werden langfristig geplant, und umfassen i. d. R. halbe bis mehrere Weiterbil-

dungstage Lernzeit. Sie können auf unterschiedlich anspruchsvolle Lernergebnisse ausgerich-

tet sein. Inwiefern diese Lernangebotskonstellation zum Aufbau von Digitalkompetenzen bei-

tragen kann, hängt daher von ihren Lernzielen und Transfermaßnahmen ab. Auch digitale 

Selbstlernformate können dazu gehören, sofern sie in den klassischen Weiterbildungszyklus 

integriert werden können, z. B. als Teil von Blended-Learning Formaten, als klassischen 

MOOCs oder vorgegebenen Lernpfaden. Entscheidend ist der didaktische Zuschnitt auf die 

Zielgruppe. Die Angebote enden typischerweise mit Teilnahmebescheinigungen. Qualifizierte 

Lernergebnisüberprüfungen, die mit Bewertungen einhergehen, sind bei für diese Lernange-

botskonstellation unerwünscht. Anmeldungen und Genehmigungen sind erforderlich und die 

Dokumentation erfolgt über Hinterlegung von Nachweisen in der Personalakte. Sie werden 

also organisational anerkannt, entfalten jedoch typischerweise keine formale Karriererelevanz, 

da es sich eher um Erhaltungs- und Anpassungsfortbildungen handelt. Darüber hinaus variiert 

die Anerkennung dieser Lernangebote vor allem in Hinblick darauf, ob das konkrete Lernan-

gebot in internen Weiterbildungskatalogen gelistet ist oder nicht. Bei einer allgemeinen In-

tegration in das interne Weiterbildungsangebot spielen technisch-administrative Fragen sowie 

die Lerninfrastruktur eine größere Rolle, während im Kontext von Einzelfallentscheidungen be-

züglich Anerkennung Lerndesign und Reputation von höherer Relevanz sind. 

 Innovative Lernangebote: Lernprozesse anregen und begleiten 

„Innovativ“ bezieht sich hier nicht auf didaktische Innovation, sondern auf Angebote, die nicht 

in den klassischen Weiterbildungszyklus passen, aber trotzdem organisational anerkannt wer-

den. Das betrifft vor allem alternative Lernformen etwa spielerische Lernformen wie Planspiele 

oder Szenarien, problembasierte Lernformen wie Fallwerkstätten oder Policy Labs oder auch 

soziale Lernformen wie Peer-Learning-Netzwerke oder Führungskräftecoachings. Typischer-

weise erstrecken sich die Angebote auf mehrere verteilt liegende Lerneinheiten begleitet von 

regelmäßigen Reflexionen. Lernziele sind höherer Ordnung und Lehrende sind nicht mehr 

„Wissensvermittler“, sondern Lernbegleiter [152, 153]. Auch digitale Selbstlernangebote kön-

nen dieser Lernangebotskonstellation zugeordnet werde, wenn sie z. B. auf Individualisierung 

und adaptive Lernpfade setzen und so aus dem klassischen Weiterbildungsprozess herausfal-

len. In solchen Fällen wird die Technologie selbst zum Lernbegleiter.  



 

 

 | Abschlussstudie: eGov-Zert | SHI | Stein-Hardenberg Institut | MID Sachsen-Anhalt  | Stand: 07.07.2026 S. 82 von 

136 

 

Die Unterscheidung zu klassischen Weiterbildungsangeboten ist neben dem Lerndesign die 

Praxis der organisationalen Anerkennung, welche durch Spannungen zwischen dem Wunsch 

nach Wirkungssteuerung und Schwierigkeiten mit der Überprüfbarkeit von Lernergebnissen 

gekennzeichnet ist. 

 Zertifikatsprogramme: Wann sie punkten können 

Zertifikatsprogramme sollen auf die Wahrnehmung bestimmter Rollen oder Aufgabenprofile 

vorbereiten und zielen auf Qualifikation ab. Sie sind daher deutlich umfangreicher als klassische 

Weiterbildungsangebote und setzen stärker als andere Lernangebote klare Kompetenzprofile 

voraus. Typischerweise schließen sie mit einer qualifizierten Lernergebnisüberprüfung und ei-

nem Zertifikat ab. Es handelt sich hierbei allerdings nicht um formale Bildungsangebote wie 

Studiengänge. Ihre Lerninhalte sind weniger kontextsensitiv als Learning Nuggets, richten sich 

aber an Praktiker:innen insbesondere Personen aus dem gehobenen oder höheren Dienst bzw. 

Äquivalent. Digitales Selbstlernen bildet dabei typischerweise – wenn überhaupt – eine Teil-

komponente. 

Weniger stark formalisierte Varianten sind interne Lernpfade für Führungskräfte. Stärker for-

malisierte Varianten sind externe Zertifikatskurse mit Curricula und Prüfungsordnungen, z. T. 

sogar Anerkennungsmöglichkeiten in der Hochschulbildung (klassische Micro-Credentials). 

Diese grenzen sich von anderen Angeboten ab, indem sie stärker auf der Makro-Ebene veran-

kert sind. Entweder erlangen sie Anerkennung über den Status der Anbieter oder die An-

schlussfähigkeit an offizielle Referenzrahmen. Eine besondere Form sind die bekannten privat-

wirtschaftlichen Zertifizierungen – z. B. ITIL, PRINCE2, SIX SIGMA – mit zeitlich begrenzter Gül-

tigkeit insbesondere im Bereich des Projektmanagements, deren breite Anerkennung sich auf 

ihre Verankerung im Lernökosystem, insbesondere ihre Unterstützung durch die Fachcommu-

nity stützt. 
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Den Lernangeboten, die dieser Konstellation zuzuordnen sind, ist gemeinsam, dass sie auf kar-

riererelevante Anerkennung abzielen. Diese bleibt jedoch weitestgehend eine individuelle Ent-

scheidung der am Einstellungsprozess beteiligten Personen – also von Führungskräften. Letzt-

lich ist jedoch auch eine organisationale Anerkennung durch Genehmigung möglich, z. T. sogar 

in Form von aufwendigeren Qualifizierungsvereinbarungen. 

 Aufstiegslehrgänge: Integration von Online-Lernen denkbar 

Die aktuell einzige bekannte Lernangebotskonstellation, die im öD gesichert zu karriererele-

vanter Anerkennung führt, sind Aufstiegslehrgänge. Diese umfassen je nach Bundesland meh-

rere Jahre Lernzeit. Sie werden nur von ausgewählten Einrichtungen angeboten, die sowohl 

Lerninfrastruktur stellen als auch Produktion und Betrieb übernehmen. Sichtbarkeit und Repu-

tation erhalten diese durch ihren formalen Status, welcher mit strikten Vorgaben einhergeht. 

Aufstiegslehrgänge folgen den Vorgaben der Laufbahnordnungen, bauen auf transparenten 

und standardisierten Curricula auf und enden mit qualifizierte Lernergebnisüberprüfungen, die 

über Prüfungsordnungen standardisiert sind. Für die Anerkennung ihrer Nachweise werden 

Inhalt, Umfang und didaktische Ausgestaltung gar nicht erst überprüft. Entscheidend ist der 

Policy-Bezug, genauer gesagt die Anknüpfung an Standards und die personalrechtliche Ver-

ankerung. Der Einsatz digitaler Selbstlernangebote erfolgt nur ergänzend, z. B. als Teil einzelner 

Module.  

4.5 Schlussfolgerungen 

Das vorgestellte Anerkennungskonzept zeigt, dass digitale Selbstlernangebote in öffentlichen 

Verwaltungen nicht nach einem einheitlichen Muster anerkannt werden. Es wird deutlich, dass 

verschiedene digitale Selbstlernangebote zur Erreichung unterschiedlicher organisationaler 

Als Beispiele aus dem Bereich Verwaltungsdigitalisierung sind zu nennen: das Universitäts-

zertifikat „E-Government“ der Universität Münster, das Zertifikatsprogramm „Grundlagen 

digitaler Transformation“ der Hochschule für Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin, das Hoch-

schulzertifikat „E-Government Projektmanager:in (FH)“ der Hochschule Schmalkalden sowie 

das Executive Certificate „KI und Data Science für die öffentliche Verwaltung“ der Hertie 

School. Weniger formalisierte Varianten ohne Hochschulanbindung sind das Zertifikat 

„Chief Digital Officer (CDO) in der öffentlichen Verwaltung“ des Bundesverbands Wohnen 

und Stadtentwicklung oder die Zertifikatslehrgänge „Verwaltungsdigitalisierung“ des Hes-

sischen Verwaltungsschulverbands. 
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Ziele genutzt werden. Diese Zielsetzungen bestimmen die Anforderungen an die Ausgestal-

tung digitaler Selbstlernangebote entlang der Stellschrauben und führen zu unterschiedlichen 

Anerkennungsformen. Die Besonderheit der Anerkennung digitalen Selbstlernens im öffentli-

chen Dienst besteht demnach weniger darin, dass besondere Angebotsformate benötigt wer-

den, sondern in den Strukturen und Prozessen, die Anerkennung von Lernen in Behörden ins-

gesamt steuern bzw. der Mangel einer solchen Steuerung [168].  

Das Konzept lässt sich praktisch auf zwei Arten anwenden: Im Rahmen der Pilotierung (M5) 

diente es als Grundlage für die Auswahl und Anerkennung eines Lernangebots des eGov-Cam-

pus durch eine kommunale Pilotbehörde und wurde dabei als exemplarischer, explorativer 

Testlauf erprobt. Darüber hinaus dient es als analytischer Rahmen für die vertiefte Betrachtung 

des eGov-Campus in Kapitel 5. 

5 Fallvertiefung: Der eGov-Campus als digitales Selbstlernangebot – 

Status-quo und Weiterentwicklung 

Der eGov-Campus war Ausgangspunkt dieser Untersuchung und dient nun als Fallbeispiel, an 

dem sich sowohl die übergreifenden Erkenntnisse aus Kapitel 3 als auch das in Kapitel 4 ent-

wickelte Anerkennungskonzept konkretisieren lassen: Als föderale Bildungsplattform des IT-

Planungsrats steht er exemplarisch für die Frage, wie digitale Selbstlernangebote in der hete-

rogenen behördlichen Weiterbildungslandschaft verankert werden können. Das Kapitel veror-

tet ihn zunächst im Kontext anderer E-Learning-Initiativen im öffentlichen Dienst (5.1) und prüft 

anschließend anhand der in Kapitel 4 entwickelten Stellschrauben, wie sich die im Rahmen von 

M2 erhobenen Defizite des eGov-Campus angesichts der Erkenntnisse aus Kapitel 3 zeigen.  

Daraus werden abschließend konkrete Entwicklungspfade abgeleitet – sowohl für die Lernan-

gebote des eGov-Campus als auch für seine Rolle als Anbieter insgesamt (5.35.35.2.3). 

5.1 Hintergrund und Verortung des eGov-Campus 

Der eGov-Campus ist einerseits zu betrachten als Teil der behördlichen Weiterbildungsland-

schaft in Deutschland und andererseits in Kontext zu internationalen Aktivitäten zu setzen. 

Denn nicht nur in Deutschland, sondern weltweit haben Länder in den vergangenen Jahren 

versucht die Potenziale von Online-Lernen für die Weiterbildung ihrer öffentlichen Dienste zu 

heben. Vor diesem Hintergrund lohnt sich zunächst ein Blick über den Tellerrand (s. Kapitel 
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5.1.1), bevor Entstehung und Governance des eGov-Campus selbst vorgestellt werden (s. Ka-

pitel 5.1.2). 

 E-Learning-Portale im öffentlichen Dienst: Ein Vergleich 

Der Einsatz von digitalem Lernen wurde nicht nur im Hochschulbereich, sondern auch in öf-

fentlichen Verwaltungen bereits Anfang der 2000er Jahre vorangetrieben. Internationaler Vor-

reiter war die US-Verwaltung, die unter dem Titel „GoLearn.gov“ einen zentralen digitalen Trai-

ningshub für Bundesbedienstete etablierte [64]. Seit 2014 bietet auch der State of New York 

seinen Beschäftigten und insgesamt über 600.000 Lernenden eine digitale Lernplattform an 

[174]. In Europa implementierten 2017 sowohl Irland mit OneLearn [125] als auch Finnland mit 

eOppiva [134] zentrale E-Learning-Plattformen für ihren öffentlichen Dienst. 2020 gründete 

Großbritannien den Government Campus – heute Prospectus Online – als Teil der GDS 

Academy, welche ursprünglich 2014 als Digital Academy unter dem Dach des Government Di-

gital Service (GDS) gegründet wurde [75, 182]. Einen besonderen Ansatz verfolgt die auf Initi-

ative von Estland, dem Open Society Institute (OSI) sowie dem United Nations Development 

Programme (UNDP) gegründete Beratungs- und Trainingsorganisation für digitale Verwaltung 

„e-Government Academy“ (eGA) [187]. Ihr Digital Learning Hub richtet sich nicht primär an die 

estnische Verwaltung, sondern dient dem Wissenstransfer und soll Verwaltung weltweit dabei 

unterstützen. 2024 eröffnete Frankreich den CAMPUS de la Transformation Publique, die inno-

vativen Lernformen in den Fokus nimmt [83]. Heute verfügen diverse Länder über digitale Lern-

angebote für ihre Verwaltungsmitarbeitenden, darunter neben den genannten auch Brasilien, 

Italien, Kanada, Rumänien und die USA [38, 178]. Die Übersicht verdeutlicht, dass der Einsatz 

digitalen Selbstlernens auch für den öffentlichen Dienst international bereits durchaus verbrei-

tet ist. 

Doch auch in Deutschland gibt es bereits seit Anfang der 2000er Jahre Bestrebungen zum 

Einsatz von Online-Lernen in öffentlichen Verwaltungen [90, 108, 112, 116]. In der Landesver-

waltung Baden-Württemberg wurde der Einsatz „neuer Medien“ schon 2001 im Rahmen der 

Initiative Fortbildung 21 diskutiert [112], wobei die Digitalakademie@bw erst 2018 gegründet 

wurde. Die Bundesakademie für öffentliche Verwaltung (BaköV) betreibt seit 2007 eine digitale 

Lernplattform [31], verabschiedete 2014 ihre erste E-Learning Strategie [32], und begann 2021 

im Rahmen der Digitalen Kompetenzinitiative Bund mit dem Aufbau der Digitalakademie Bund. 

Die Dynamik hat sich seit Beginn der 2020er Jahre weiter erhöht: Im Jahr 2020 gründete die 

Fortbildungsakademie Herne in Nordrhein-Westfalen ein E-Learning Lab „ell@“, um ihre Wei-
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terbildungsaktivitäten zu unterstützen [68]. 2022 – im selben Jahr, in dem der eGov-Campus 

Produkt des IT-Planungsrats wurde – fing auch der GovTech Campus Deutschland e.V. an, eine 

Weiterbildungsplattform aufzubauen. Heute bietet die Initiative unter dem Namen „School of 

Government & Technology“ digitale Lernangebote für „die digitale Zukunft von Staat und Ver-

waltung“ [75] an. 2024 kam die Digitalakademie Bayern als Teil der Bayerischen Verwaltungs-

schule (BVS) hinzu [19]. Wie die Beispiele zeigen, ist das Feld des E-Learnings für die Weiterbil-

dung des öffentlichen Dienstes heute bereits ziemlich ausdifferenziert. Es sind stark fragmen-

tierte Weiterbildungsstrukturen entstanden. Wie sich der eGov-Campus im Kontext der be-

hördlichen Weiterbildung einordnet und in welchem Verhältnis er zu den anderen Akteuren 

steht, ist jedoch bisher ungeklärt. 

 Der eGov-Campus: Zielsetzung, Geschichte und Governance 

Der eGov-Campus wurde auf Initiative des Landes Hessen und des IT-Planungsrats entwickelt 

und entscheidend von Prof. Dr. Holger Hünemohr als Initiatoren und ersten Beiratsvorsitzen-

den vorangetrieben. Die Idee, die Kapazitäten der Universitäten und Hochschulen im Bereich 

E-Government und Verwaltungsdigitalisierung zu bündeln und gemeinsam nachnutzbare di-

gitale Selbstlernangebote bereitzustellen, geht mindestens bis in das Jahr 2016 zurück [20]. 

Hintergrund hierfür waren der steigende Bedarf an Digitalkompetenzen in der öffentlichen 

Verwaltung und das Fehlen eines zentralen, hochschulübergreifenden Weiterbildungsange-

bots. Heute soll der eGov-Campus deutschlandweit qualitativ hochwertige Bildungsinhalte zu 

E-Government und Verwaltungsdigitalisierung bereitstellen – kostenfrei, online und auf Hoch-

schulniveau. Die Angebote sollen sowohl zum individuellen Kompetenzerwerb für Studierende 

und Beschäftigte als auch zur Einbindung in bestehende Bildungsangebote durch Lehrende 

genutzt werden können.  

In einer Pilotphase entwickelten zahlreiche Universitäten und Hochschulen gemeinsam digi-

tale Lernmodule zu Themen wie Prozessmanagement, Verwaltungsportalen, IT-Architekturen, 

Open Government oder Künstlicher Intelligenz in der Verwaltung. Die Plattform startete 2021 

mit den ersten MOOCs und wurde seitdem kontinuierlich ausgebaut. Mit Beschluss 2021/30 

des IT-Planungsrats vom 23.06.2021 wurde der eGov-Campus ab 2022 in das Produktportfo-

lio des IT-Planungsrats aufgenommen [92]; die Verantwortung für Betrieb und Weiterentwick-

lung ging damit in die Hände der FITKO über [93, 94]. Damit vollzog sich ein Wandel: Was als 

projektbasierte Initiative im Hochschulraum begonnen hatte, wurde zum Bestandteil des Pro-

duktportfolios der FITKO – mit den damit einhergehenden Anforderungen an Governance, 
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Qualitätssicherung und Flächenwirksamkeit. Statt der Entwicklung von Zertifikats- bzw. Mas-

terstudiengängen [80] liegt der Fokus seitdem auf Modularisierung und Ausbau der Praxisnähe 

der Lerninhalte [54]. In den Folgejahren wurde der eGov-Campus vor allem projektbasiert und 

durch das Produktteam technisch und inhaltlich weiterentwickelt. Im Jahr 2024 wurde Prof. Dr. 

Hendrik Scholta im Rahmen einer IT-PLR-Stiftungsprofessur als Professor für „Digital Govern-

ment and Information Technology“ an die DUV Speyer berufen. [88] 

Der eGov-Campus wird vom Produktmanagement der FITKO verantwortet. Die inhaltlich-di-

daktische Weiterentwicklung verantwortet die Deutsche Universität für Verwaltungswissen-

schaften Speyer (DUV), die als Teil des Produktteams eingebunden ist. Strategische Entschei-

dungen werden durch ein Produktboard mitgetragen, dem die Länder Thüringen, Brandenburg 

und Sachsen-Anhalt sowie der Bund – vertreten durch die BaköV – angehören. Der technische 

Betrieb der Lernplattform erfolgt durch einen externen Dienstleister. Didaktische Entwicklung 

und operativer Betrieb werden vom Stifterverband und der Universität Mannheim unterstützt. 

Das angegliederte Graduiertenkolleg sowie der Beirat gibt den assoziierten Hochschulpartnern 

Raum für Vernetzung. Zum Zeitpunkt der Abschlussstudie befindet sich der eGov-Campus in 

einem laufenden Weiterentwicklungsprozess: Im Rahmen der Portfoliosteuerung des IT-Pla-

nungsrats werden alle Produkte, Projekte und Standards einheitlich auf ihren Beitrag zur Föde-

ralen Digitalstrategie geprüft (Beschluss 2026/14-IT). Ein günstiger Zeitpunkt, zu dem die em-

pirisch erhobenen Anforderungen der Zielgruppenbefragung aus eGov-Zert unmittelbar ein-

gebracht werden können.  

5.2 Der eGov-Campus im Licht der Stellschrauben  

Die folgenden Ergebnisse ordnen die Befunde der Untersuchung entlang der in Kapitel 4.3 

entwickelten Stellschrauben ein und zeigen, wie sich die dort beschriebenen Mechanismen im 

konkreten Fall des eGov-Campus auswirken. Konkret wünschen sich die Interviewpartner:innen 

für einen Einsatz des eGov-Campus in der behördlichen Weiterbildung (1) bedarfsorientiert 

entwickelte Lernangebote (2) bessere technische und administrative Integrationsmöglichkeiten 

sowie (3) eine zielgruppenorientierte und stärkere Außenkommunikation. Diese Kritikpunkte 

korrespondieren mit den drei Ebenen der Stellschrauben (s. Abbildung 10). 
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Abbildung 10: Fallvertiefung eGov-Campus am Beispiel der Stellschrauben 

 Mikro-Ebene: Mismatch der Gestaltungselemente 

Auch in Bezug auf die Mikro-Ebene äußerten die Interviewpartner:innen Bedenken, diese be-

trafen alle Dimensionen gleichermaßen: Interviewpartner:innen bemängeln einen unklaren 

Zielgruppenzuschnitt, Niveau und Umfang passen nicht zu den Bedarfen der behördlichen 

Weiterbildung und das Lerndesign nicht zu den Ansprüchen.  

Das bezieht sich zunächst auf das Niveau: Die Lernangebote des eGov-Campus sind ursprüng-

lich auf Personal mit akademischem Abschluss ausgerichtet, die behördliche Weiterbildung 

muss jedoch alle Laufbahn- bzw. Entgeltgruppen „bedienen“. Das fängt bei Formulierungen an 

„[…] das ist so hochtrabend formuliert, schon das würde einfach viele meiner Kollegen abschre-

cken“ (I01) – und hört beim Praxisbezug auf: „[…] sollte thementechnisch versucht werden, da 

auch noch mehr, so ein bisschen quasi die breite Masse anzusprechen […] in der klassischen 

Sachbearbeitung, für die ergibt sich dort nur ein geringer Mehrwert“ (I19). Die Zielgruppe von 

eGov-Campus und behördlicher Weiterbildung passen jedoch aus Sicht der Inter-

viewpartner:innen auch aus einem anderen Grund nicht zusammen. Die Inhalte des eGov-Cam-

pus sind inhaltlich spezialisiert, nämlich auf E-Government und Verwaltungsdigitalisierung (s. 

Kapitel 5.1.2): 

„Hier können Sie mit Sicherheit punkten, weil Sie diese hohe Relevanz für die-

sen Spezialbereich einfach per se mitbringen.“ (I20) 
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Die behördliche Weiterbildung versucht jedoch primär Angebote bereitzustellen, die von einer 

möglichst großen Gruppe von Mitarbeitenden genutzt werden können (s. Kapitel 3). Grund für 

dieses Ausrichtungsproblem dürfte der Ansatz des eGov-Campus als offene Bildungsplattform 

sein: Nur weil seine Lernangebote prinzipiell allen Interessierten offenstehen, macht dies eine 

klare Zielgruppenkommunikation – auch mit Blick auf die einzelnen Lernangebote – nicht ob-

solet. 

Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass die Lernangebote des eGov-Campus in Bezug auf Umfang 

und Didaktik als ungeeignet empfunden werden: 

„Die sind zu lang. Sie sind zu akademisch. Der Großteil wird es nicht nutzen. 

Es ist zu sehr Vorlesungscharakter, es ist zu wenig interaktiv, es ist zu wenig 

didaktisch aufgebaut.“ (I17) 

Hier macht sich erneut der akademische Ursprung bemerkbar: Das Lerndesign orientiert sich 

an klassischen Hochschulformaten wie Seminaren und Vorlesungen und weniger an innovati-

ven Lernformaten wie beispielsweise spielerischen oder problembasierten Ansätzen. Während 

die Interviewpartner:innen mit „kurzen“ Lerneinheiten z. T. weniger als 60 Minuten verstehen, 

werden selbst die speziell für den Weiterbildungskontext konzipierten Modulserien des eGov-

Campus mehr als zwei Weiterbildungstagen Lernzeit angegeben. Dieser Umstand wurde auch 

bereits im Rahmen des Projekts „Kompetenzturbo“ sichtbar: Immer wieder war den Inter-

viewpartner:innen gar nicht bewusst, dass es Kurse für den Hochschulbereich und Modulserien 

für die Weiterbildung gibt. Trotz enger Begleitung schrieben sich Teilnehmende daher immer 

wieder in die falschen Lernangebote ein und waren dann mit dem zu großen Umfang der An-

gebote überfordert. 

Die beschriebene Dualität fasst ein:e Interviewpartner:in folgendermaßen zusammen: 

„Beide Ansätze sind stichhaltig: Das eine ganz niederschwellig und kurz, so 

dass ich es einfach ins den Arbeitsalltag integrieren kann, ohne dass es weh 

tut. Für das andere nehme ich mir ganz bewusst Zeit, wie für ein Seminar. 

Das dauert dann halt einen Tag, aber den plane ich mir auch so ein. So wird 

es nur nicht zum einem Massenprodukt werden.“ (I20) 
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Es handelt sich demnach weniger um ein defizitäres Angebot als um fehlende Übereinstim-

mung. Denn wie in den vorangegangenen Kapiteln dargelegt wurde, bieten Behörden und in-

terne Weiterbildungseinrichtungen nur in Ausnahmefällen umfangreiche Qualifizierungsange-

bote für Spezialist:innen an. Auf diesem Niveau bewegen sich jedoch die Angebote des eGov-

Campus. Das heißt: Die Inhalte entsprechen zwar dem Niveau von Zertifikatskursen oder -pro-

grammen, allerdings ohne entsprechende Rollen-/Funktionsspezifische Ausrichtung (z. B. Di-

gital Lots:innen, Digitalisierungsbeauftragte, KI-Manager:in, …), Lernergebnisüberprüfungen 

und Qualitätssicherungsmaßnahmen. Entsprechend sind die Lernangebote aktuell gleichzeitig 

zu wenig praxistauglich für den Einsatz in der behördlichen Weiterbildung und für eine karrie-

rerelevante Anerkennung fehlen ihnen notwendige Elemente. 

Das Feedback der Interviewpartner:innen speziell zum eGov-Campus passt damit in die in Ka-

pitel 3 dokumentierten Anforderungen an Online-Lernangebote insgesamt: Für die behördli-

che Weiterbildung werden kurze, niedrigschwellige Lernangebote mit möglichst praxisrelevan-

ten Inhalten gewünscht, sodass sich das Gelernte schnell im Arbeitsalltag nutzen lässt. Dem 

eGov-Campus merkt man allerdings seinen akademischen Anspruch und damit seine Ziel-

gruppe an, wobei die Ausgestaltung der Lernangebote gleichzeitig nicht denen der wissen-

schaftlichen Weiterbildung genügt. 

 Meso-Ebene: Technisch-Administrative Hürden 

Die Einschätzung der Interviewpartner:innen betrifft auch die Stellschrauben der Meso-Ebene. 

Kritik äußern sie vor allem in Bezug auf die technisch-administrative Komponente der Lerninf-

rastruktur. 

Zunächst fehlen den Interviewpartner:innen klare Aussagen zur Erfüllung typischer Compli-

ance-Anforderungen (IT-Sicherheit, Datenschutz, Barrierefreiheit). Auf Bundesebene wurde 

zudem die Einbindung ins Behördennetz problematisiert.  

Aktuell müssen die Lernangebote des eGov-Campus über die zugehörige Lernplattform ge-

nutzt werden. Das heißt eine Integration ist aktuell nur administrativ über Verlinkung auf das 

Angebot und Verwendung der Nachweise möglich. Dies führt dazu, dass Personal- und Wei-

terbildungsbereiche zwangsläufig Kontrolle abgeben müssten. Gewünscht wäre jedoch auch 

eine technische Integrationsmöglichkeit einzelner Lernangebote, z. B. durch zur Verfügung 

stellen von z. B. SCORM-Dateien oder einen Zugriff über Single-Sign-On (SSO), um Zugangs-
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hürden für Beschäftigte zu reduzieren. Sie fürchten sonst eine Überforderung der Mitarbeiten-

den: 

„[…] wir wollen jetzt nicht noch auf die fünfte externe Plattform verweisen, 

sondern wir wollen das alles irgendwie bei uns integrieren können“ (I19) 

Teilweise erlauben die befragten Behörden ihren Mitarbeitenden den eGov-Campus in der Ar-

beitszeit in Absprache mit der Führungskraft zu nutzen, andere stehen selbstgesteuertem Ler-

nen in der Arbeitszeit grundsätzlich skeptisch gegenüber – so auch denen des eGov-Campus. 

Einige befragte Behörden verfügen selbst noch nicht über ein Lernmanagementsystem und 

würden sich wünschen, dass der eGov-Campus diese Lücke füllt, andere haben bereits 

schlechte Erfahrungen mit der Verlinkung auf externe Plattformen gemacht (s. Kapitel 3.3). 

Auch mit Blick auf die Einschätzung der Weiterbildungseinrichtungen ergibt sich eine zwie-

gespaltene Perspektive: Auf der einen Seite werden die Lernangebote des eGov-Campus als 

willkommene und hochwertige Ergänzung wahrgenommen, auf der anderen Seite bestehen 

Bedenken, dass eine Nutzung der kostenlosen Angebote des eGov-Campus das eigene Finan-

zierungsmodell untergraben könnte. Das dürfte zum einen mit der Finanzierungsstruktur der 

Einrichtungen zusammenhängen. Während einige interne Weiterbildungsanbieter auf Landes-

ebene z.T. ausfinanziert sind, müssen sich andere über Teilnahmegebühren refinanzieren. Dies 

gilt insbesondere auch für die kommunalen Studieninstitute. 

„Also es macht für uns keinen Sinn, irgendwie auf unserer Plattform einfach 

nur kostenfreie Angebote irgendwie zu publizieren oder weiter zu verbreiten, 

das, das ist für uns kein gängiges Geschäft oder kein sinnhaftes Geschäfts-

modell.“ (I02) 

Die ausfinanzierten Landesweiterbildungseinrichtungen haben daher Interesse an einer In-

tegration externer Angebote bzw. an einem Austausch ihrer Angebote in Grundlagenberei-

chen, z. B. KI-Schulungen. 

Eine Möglichkeit diese Hürden zu umgehen, ist hingegen das gemeinsame Interesse der Ak-

teure an nachnutzbaren Lerneinheiten, die sich leicht in ihr eigenes Angebot integrieren las-
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sen, z. B. im Zuge von Blended-Learning-Formaten oder als Teil von Lernpfaden. Damit eine 

solche Nachnutzung tatsächlich stattfinden kann, fehlen jedoch eine rechtliche Absicherung 

insb. hinsichtlich der Copyright-Bestimmungen, technische Unterstützung und didaktische In-

tegrationsleitfäden. 

Auf der Meso-Ebene wird besonders deutlich, dass eine Integration in bestehende Prozesse 

und Strukturen andere Anforderungen an die technische und organisationale Ausgestaltung 

stellt als eine individuelle Nutzung und Anerkennung. Auch hier ist die unklare strategische 

Ausrichtung des eGov-Campus in Bezug auf seine Anerkennung als wesentliche Problemstel-

lung festzuhalten. 

 Makro-Ebene: Außenwirkung und Positionierung 

Auf Makro-Ebene scheint für die Interviewpartner:innen die Einbettung in das Lernökosystem 

eine größere Hürde darzustellen als die Policy-Anbindung der Lernangebote. Die Ergebnisse 

weisen auf Probleme mit der Sichtbarkeit und Reputation des eGov-Campus hin. 

Bekanntheit und Kommunikation 

Im Rahmen des Projekts „eGov-Campus-Broker“ wurde bereits deutlich, dass der eGov-Cam-

pus noch weitgehend unbekannt ist – gerade im kommunalen Bereich. Eine Befragung auf dem 

4. Thüringer eGovernment-Kongress ergab, dass von den anwesenden nur 3/29 Personen den 

eGov-Campus kannten. Ein ähnliches Bild ergab sich bei den Interviewpartner:innen im eGov-

Zert Projekt: Die Mehrheit der Interviewpartner:innen gibt an, zwar mal vom eGov-Campus 

gehört, sich aber nicht weiter damit beschäftigt, was es damit eigentlich auf sich hat. Es wundert 

daher nicht, dass es trotz Vorgesprächen Verwechslungen mit dem GovTech-Campus gab. Hier 

bedarf es also in Zukunft einer klaren Abgrenzung bzw. Konsolidierung. 

Wem der eGov-Campus bereits bekannt war, kannte ihn entweder aus dem Studium, durch 

eine Internetrecherche, durch Bekannte oder aber aus vorangegangenen Projekten „Kompe-

tenzturbo Digitalisierung“ bzw. „eGov-Campus-Broker“. Die Interviewpartner:innen aus dem 

Personalbereich der Länder wurden über die DUV Speyer auf den eGov-Campus aufmerksam. 

Denn im Aufsichtsgremium der DUV Speyer sitzen auch die für Personalangelegenheiten ver-

antwortlichen Vertreter:innen der Länder. Die Interviewpartner:innen, die sich schwerpunktmä-

ßig mit Digitalisierung befassen, wurden hingegen über IT-Planungsrat bzw. FITKO auf den 

eGov-Campus aufmerksam. Diese im Bereich der Verwaltungsdigitalisierung wichtigen Akteure 

waren den Interviewpartner:innen, die originär aus dem Personalbereich kommen, jedoch nicht 



 

 

 | Abschlussstudie: eGov-Zert | SHI | Stein-Hardenberg Institut | MID Sachsen-Anhalt  | Stand: 07.07.2026 S. 93 von 

136 

 

unbedingt bekannt. Dieses Auseinanderfallen der Zielgruppe ist bereits im Rahmen der Vor-

gängerprojekte aufgefallen und wurde bereits in der Akquise der Interviewpartner:innen für 

das eGov-Zert Projekt sichtbar: Die Kontaktaufnahme lief über die für Digitalisierung zuständi-

gen Stellen. So meldete sich etwa eine der so kontaktierten Personen zurück und gab bekannt, 

dass ihr Haus leider nicht teilnehmen könne, da die Personalentwicklung für das Thema Digi-

talkompetenzen zuständig sei, diese das Vorhaben jedoch aufgrund mangelnder Kapazitäten 

nicht unterstützen könne. Entsprechend nahm die Kommune nicht an der Befragung teil. Eine 

ähnliche Problematik – nämlich, dass eine Implementierung über die Personalbereiche führen 

müsse – wurde auch von einer anderen Interviewpartner:innen angesprochen: 

 „[…] wir müssen immer über die Fortbildungsreferate gehen und vor allem 

erstmal über das Innenministerium, weil die zuständig sind und die müssen 

die Informationen weitergeben.“ (I21) 

Einerseits führt die Verankerung bei IT-PLR bzw. FITKO und DUV also so zu mehr Bekanntheit 

des eGov-Campus. Andererseits adressieren die dortigen Produktverantwortlichen vornehm-

lich die für Digitalisierung verantwortlichen Stellen. Dabei zeigen die Ergebnisse, dass der Auf-

bau von Digitalkompetenzen ohne die Personaler:innen nicht zu realisieren ist (s. Kapitel 3.2). 

Doch die Digitalisierungsverantwortlichen sind gerade auf kommunaler Ebene chronisch über-

lastet, sodass Hinweise zum eGov-Campus die entscheidenden Akteure z. T. nicht erreichen. 

Entsprechend verbesserungswürdig erscheint den Interviewpartner:innen die Kommunikation 

rund um den eGov-Campus – nicht nur durch die Plattform selbst, sondern auch durch die 

verantwortlichen Akteure in den Behörden: 

„Es ist schön, dass das Digitalministerium etwas anbietet, aber das Digital-

ministerium muss es dann eben auch bewerben und muss schon auch ver-

stehen, dass da keine Brieftaube irgendwie von Dach zu Dach fliegt. Das 

wäre sicher ein tolles Angebot, aber zu sagen ‚Es steht ja im Jahrespro-

gramm‘ reicht einfach nicht.“ (I15) 

Abschließend kann festgestellt werden, dass die Interviewpartner:innen diese fehlende Be-

kanntheit als eine Schwäche des eGov-Campus empfinden: Die Aussage „Der eGov-Campus ist 
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nicht ausreichend bekannt. Der eGov-Campus würde von größerer Bekanntheit profitieren.“ 

erhielt im ersten Fragebogen 88% Zustimmung. 

„Also ganz ehrlich […] es ist irgendwie auch schlechtes Marketing. Wenn ich 

bei uns die Kollegen fragen würde, sage ich Ihnen, dass 95 % noch nie was 

davon gehört haben […].“ (I01) 

Positionierung 

Hinzu kommt, dass dem eGov-Campus sein Ruf als Lernplattform für den Hochschulbereich 

vorauseilt. Zwar wird er als qualitativ hochwertiges Angebot wahrgenommen, aus diesem 

Grund fühlen sich die Interviewpartner:innen jedoch teilweise explizit nicht angesprochen. Auf 

der einen Seite konnte der eGov-Campus also ein Image als Bildungsplattform auf Hochschul-

niveau aufbauen, auf der anderen Seite konnte er sich noch nicht als Weiterbildungsplattform 

für den behördlichen Bereich etablieren. Entsprechend wurde nur in 5 von 26 Interviews ange-

geben, dass die Verwaltungsmitarbeitenden systematisch über die Angebote des eGov-Cam-

pus informiert oder diese gar gezielt in die eigene Lernarchitektur eingebunden werden. 

Dass der eGov-Campus noch nicht ‚ausgewachsen‘ ist, fällt auch bei Blick auf die Website auf: 

Die Zielgruppe wünscht sich mehr Orientierung im Angebot, weiß nicht welche Angebote für 

wen relevant sind: 

„Für mich ist nicht ganz klar gewesen, für wen die Inhalte relevant sind – 

Praxis oder Studium? Dann gibt es noch so andere Reiter und Informationen 

auf der Website. Es ist sicherlich interessant, aber durch diese Vermischung 

ist der Schwerpunkt nicht sichtbar.“ (I13) 

Dabei akkumuliert der eGov-Campus als Institution bereits vielfältige Informationen insbeson-

dere für die Fachcommunity [88], allerdings nicht ausreichend übersichtlich. So referenziert das 

bereits in Kapitel 2.3.2 erwähnte Weiterbildungsinformationsportal findig.sh zwar die Lernan-

gebote des eGov-Campus und unterstützt so die Orientierung im Angebot, diese Integration 

ist jedoch im Hinblick auf die Benutzer:innenoberfläche noch nicht ideal umgesetzt. Zudem 

wurde auch in der Pilotierung (M5) – wie auch schon in den Vorgängerprojekten – erneut der 
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Bedarf nach Einführungsunterstützung deutlich. Überspitzt formuliert: Die Nutzung des eGov-

Campus dürfte aktuell selbst bei quantitativer Bekanntheit an der fehlenden Qualität der Kom-

munikationsmaßnahmen scheitern. 

Über alle drei Ebenen hinweg zeigt sich damit derselbe Befund: Weder die Lernangebote selbst 

(Mikro-Ebene) noch ihre technisch-administrative Einbindung (Meso-Ebene) sowie die Außen-

wirkung (Makro-Ebene) sind aktuell auf ein konkretes Anerkennungsziel hin ausgerichtet. Wo-

raus sich eine solche Ausrichtung ergeben könnte, zeigen die im Folgenden vorgestellten Ent-

wicklungspfade. 

5.3 Entwicklungspfade für den eGov-Campus 

Es sind mehrere Entwicklungspfade für den eGov-Campus denkbar – von einer Stärkung der 

Informations- und Übersichtsfunktion über eine Bündelungs- und Vermittlungsfunktion bis hin 

zu einer Entwicklung hin zu einem Centre of Excellence. Einige wurden bereits diskutiert [88]. 

Die im Rahmen dieser Abschlussstudie aufgezeigten Entwicklungspfade beziehen sich hinge-

gen auf die Lernangebote des eGov-Campus und transferieren die Erkenntnisse aus Kapitel 4) 

am Fallbeispiel (s. Abbildung 11). Diese sind nicht als trennscharfe Alternativen, sondern eher 

als sich überschneidende Handlungskorridore zu verstehen.  

 

Abbildung 11: Mögliche Entwicklungspfade für den eGov-Campus 
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Mit Blick auf die in Kapitel 4 vorgestellten Stellschrauben zeigt diese Untersuchung vor allem, 

dass die Lernangebote des eGov-Campus aktuell weder aufeinander noch auf ein konkretes 

Anerkennungsziel abgestimmt sind. Zentrale Empfehlung ist daher eine Positionierung des 

eGov-Campus als Lernplattform im öffentlichen Dienst und Abgrenzung gegenüber anderen 

E-Learning-Anbietern. Die vorliegende Studie liefert die empirische Grundlage, auf der sie fun-

diert getroffen werden kann.  

 Fokus auf symbolische Anerkennung – niedrigschwellige, informelle Lerneinheiten. 

Der eGov-Campus könnte – statt oder ergänzend zu seinen bestehenden Angeboten – die 

Bereitstellung niedrigschwelliger, informeller Lerneinheiten forcieren – etwa sogenannter Lear-

ning Nuggets. Denkbar wäre z. B. ein Fokus auf IT-PLR-Themen, politische Digitalisierungsini-

tiativen, -programme und -vorhaben oder auch im Anschluss an die Erkenntnisse und Best 

Practices des NeXT e. V. Dieser Ansatz setzt primär auf symbolische Anerkennung. Konkret 

könnte das wie folgt gestaltet werden: Individuen nutzen die auf Wissensvermittlung ausge-

richteten Lerneinheiten eigenständig. Durch Dienstvereinbarungen oder informelle Regelun-

gen ist eine Nutzung im Rahmen der Arbeitszeit ohne formale Genehmigungsprozesse oder 

technisch-administrative Integration in behördliche Systeme möglich. Das Vertrauen in die 

Qualität der Lernangebote wird durch die Sichtbarkeit und Relevanz der Inhalte in der Fach-

community gefördert. Der Aufwand auf Behördenseite bleibt gering. Entsprechend bestehen 

nur geringe Steuerungsbedarfe und -möglichkeiten. Gleichzeitig bleibt jedoch auch der Kom-

petenzerwerb begrenzt. Nachweise würden maximal das Niveau von Teilnahmebescheinigun-

gen erreichen. Für den eGov-Campus käme dies einer strategischen Kurskorrektur gleich: weg 

vom Hochschulformat und der Vermittlung grundlegender Digitalkompetenzen, hin zu einem 

stärker kuratierenden und informellen Weiterbildungsangebot mit spezifischem inhaltlichem 

Fokus. 

 Fokus auf organisationale Anerkennung – praxisnahe Module für die Breite. 

Der eGov-Campus könnte – statt oder ergänzend zu seinen bestehenden Angeboten – nied-

rigschwellige Formate entwickeln, die gezielt auf die Anforderungen behördlicher Weiterbil-

dungsprozesse zugeschnitten sind: Didaktisch auch für Praktiker:innen ansprechende Lernan-

gebote im Umfang von 4-16 Stunden, mit klaren Lernzielen und einfacher administrativer bzw. 

technischer Einbindung in bestehende Lerninfrastrukturen. Mit einer modularen Struktur wäre 

auch eine Nachnutzung im Rahmen von Lernpfaden oder Blended-Learning-Formaten denk-

bar. In diesem Fall müssten die Dozierenden stärker als Zielgruppe ins Visier genommen wer-
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den. Die Angebote können sowohl breite Grundkompetenzen zur Arbeit in digitalisierten Ver-

waltungsstrukturen als auch spezifische Rollen und Themen adressieren – etwa Datenschutz-

beauftragte, Projektverantwortliche in Digitalisierungsvorhaben oder Führungskräfte mit digi-

talem Gestaltungsauftrag. Die Anerkennung erfolgt organisational. Das Angebot wird offiziell 

beworben bzw. in den behördlichen Weiterbildungskatalog oder als Lerneinheiten in eigene 

Lerndesigns integriert. Die Teilnahme wird offiziell als Fortbildungszeit anerkannt. Der entschei-

dende Unterschied zum nachfolgenden Vorgehen (s. Kapitel 5.3.3): Die ausgestellten Nach-

weise haben keinen Qualifikationscharakter. Diese Entwicklungsrichtung erfordert auf Ange-

botsseite erhebliche Investitionen in Neuausrichtung der didaktischen Konzeption und der 

technischen Infrastruktur, eröffnet aber das größte Potenzial für eine breite Nutzung in der 

behördlichen Weiterbildung. 

 Fokus auf karriererelevante Anerkennung – Qualifizierung. 

Diese Entwicklungsrichtung zielt auf karriererelevante Anerkennung ab und umfasst zwei Un-

teroptionen. 

(3a) Rollenbasierte Qualifizierung von Fachpersonal innerhalb der behördlichen Weiter-

bildung: Der eGov-Campus könnte Zertifikatsprogramme (s. Kapitel 4.4.5) für konkrete Ziel-

gruppen – Führungskräfte, IT-Manager, Digitalisierungsbeauftragte und Fachspezialist:innen – 

entwickeln, deren Lernergebnisse an anerkannte Kompetenzrahmen wie „Qualifica Digitalis“ 

anknüpfen. Damit die ausgestellten Zertifikate als Kompetenznachweise anerkannt werden, 

wären vor allem rechtssichere Lernergebnisüberprüfungen und eine stärkere Ausrichtung der 

didaktischen Konzeption auf Kompetenzerwerb notwendig. Anders als für Option (3b) könnte 

hier auch der IT-Planungsrat selbst die Ausstellung der Zertifikate übernehmen. Damit solche 

Zertifikate den tatsächlichen Kompetenzanforderungen der Praxis entsprechen, müssten pa-

rallel die notwendigen Grundlagen geschaffen werden. Es bräuchte verbindliche Digitalkom-

petenzprofile bzw. eine Integration von Digitalkompetenzen in die Anforderungsprofile des 

öffentlichen Dienstes. Die formale Anerkennung im personalrechtlichen Sinne wäre hier nicht 

zwangsläufig erforderlich, aber förderlich (s. Kapitel 6.1). 

(3b) Vertiefte akademische Verankerung: Der eGov-Campus kooperiert bereits mit Hoch-

schulen für den öffentlichen Dienst – dieser Ansatz könnte konsequent weiterentwickelt wer-

den: durch den Transfer von Lernmodulen in bestehende Studiengänge der Hochschulen für 

den öffentlichen Dienst (HöD) – etwa im Rahmen von Brückenkursen für Studienanfänger:innen 

– oder durch den Aufbau eines eigenständigen modularen Masterstudiengangs – etwa zu „Ver-
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waltungsmodernisierung mit IT" [89]. Damit ein solcher Studiengang akkreditiert und so aka-

demisch anerkannt würde, müsste er jedoch von Hochschulen getragen werden. Denkbar wäre 

z. B. die DUV Speyer oder eine gemeinsame Trägerschaft von mehreren HöDs. Dieser Ansatz 

entspricht dem ursprünglichen Gründungsgedanken, Expertise, die nicht an einer einzelnen 

Hochschule vorgehalten werden kann, für alle verfügbar zu machen [20, 88, 89]. Auch den 

HöDs ist der Bedarf bewusst, so schreiben sie in ihrem Positionspapier 2025: „Für die Vermitt-

lung und Entwicklung digitaler Kompetenzen bedarf es neben den klassischen und bekannten 

medien-gestützten Lehr-/Lernformaten auch innovativer Formate.“ [147] 

Sowohl für Option 3a als auch für Option 3b gilt: Sollen die Lernangebote nachgenutzt werden, 

würde die Ausstellung von Zertifikaten durch die nachnutzende Einrichtung erfolgen, welche 

somit auch die Verantwortung für etwaige Lernergebnisüberprüfungen übernähme. Sollen die 

Lernangebote eigenständig nutzbar bleiben, müsste der eGov-Campus selbst bzw. seine Trä-

ger:innen Lernergebnisüberprüfung und Qualitätssicherung übernehmen. Eine verpflichtende 

Rückmeldung von Dozierenden darüber, ob und wie sie die Lernangebote in ihre Aktivitäten 

integrieren, dürfte in jedem Fall das Controlling auf Seiten des eGov-Campus erleichtern. Dar-

über hinaus sollten die Learnings der Nachnutzungsstudie des NExT e. V. berücksichtigt werden 

[119]. 

Alle drei Entwicklungspfade haben ihre Berechtigung – sie verfolgen jedoch unterschiedliche 

Ziele, sprechen somit unterschiedliche Zielgruppen an und erfordern unterschiedliche Ressour-

cen. Welche Kombination sinnvoll ist, hängt von der strategischen Richtungsentscheidung ab, 

die im Rahmen der laufenden Weiterentwicklung des eGov-Campus zu treffen ist. 

6 Empfehlungen der Untersuchung 

Die Untersuchung hat gezeigt: Anerkennung digitaler Selbstlernangebote ist kein Zertifizie-

rungsproblem, sondern ein Kopplungsproblem zwischen Kompetenzbedarfen, Weiterbil-

dungszielen, Lernangeboten, organisationalen Prozessen sowie einer Lernkultur, die all dies 

prägt. Kapitel 3 hat dieses Kopplungsproblem empirisch in drei Defiziten verortet: dem Zielbild- 

und Übersetzungsdefizit, dem Strategie-, Verantwortungs- und Lernkulturdefizit sowie dem 

Passungs- und Integrationsdefizit. Kapitel 4 hat daraus ein Anerkennungskonzept entwickelt, 

das drei Formen der Anerkennung unterscheidet, ihre Prozesshaftigkeit über Referenzprozesse 

abbildet und aufzeigt, an welchen Stellschrauben sich ansetzen lässt. Kapitel 5 hat diese Er-
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kenntnisse am Beispiel des eGov-Campus konkretisiert und gezeigt, wo die Plattform selbst 

noch nicht die Passförmigkeit erreicht, die für eine wirksame Nachnutzung notwendig wäre. 

Die folgenden Empfehlungen führen diese drei Ebenen zusammen und richten sich an drei 

Adressatengruppen, deren Handlungsbedarfe miteinander verschränkt sind: Ohne einen ver-

bindlichen politischen Rahmen bleiben organisationale Maßnahmen einzelner Behörden frag-

mentierte Initiativen ohne übergreifende systemische Wirkung. Ohne eine strategische Integra-

tion von individuellem Lernen mit der Organisationsentwicklung können selbst gut gestaltete 

Lernangebote wenig bis keine Wirkung entfalten. Ohne die Weiterentwicklung des eGov-Cam-

pus treffen auch gut vorbereitete Behörden auf nicht passförmige Lernangebote. 

6.1 Empfehlungen an die Politik 

Die empirischen Befunde der Untersuchung machen deutlich, an welchen Stellen politische 

Rahmensetzung notwendig ist, damit Anerkennung digitaler Selbstlernangebote in der Fläche 

gelingen kann. Der folgende Abschnitt fasst die zentralen Handlungsbedarfe zusammen, die 

sich aus der Untersuchung für IT-Planungsrat, Digitalministerkonferenz, Innenministerkonfe-

renz sowie Bund und Länder ergeben (s. Abbildung 12). 

POLITIK – IT-Planungsrat (IT-PLR) • Digitalministerkonferenz (DMK) • Innenministerkon-

ferenz (IMK) • Bund und Länder 

6.1.1 Ins Handeln kommen – mit politischer Verbindlichkeit und Ressourcen 

6.1.2 Rechtliche Grundlage für digitales Selbstlernen schaffen 

6.1.3 Aufbau von Beratungsangeboten für Kommunen  

Abbildung 12: Empfehlungen an politische Akteure 

 Ins Handeln kommen – mit politischer Verbindlichkeit und Ressourcen   

Zentrale Handlungsoptionen und -bedarfe wurden bereits in früheren Projekten herausgear-

beitet. Das IT-PLR-Projekt „Qualifica Digitalis“ hat bereits 2023 konkrete Handlungsempfehlun-

gen formuliert [135]: die strategische Verankerung von Lernkultur in Leitlinien, die Entwicklung 

kompetenzorientierter Rollenbeschreibungen, eine proaktive Personalentwicklung sowie die 

Etablierung dienstrechtlicher Anerkennung von Lernleistungen. Die vorliegende Untersuchung 

bestätigt diese Empfehlungen empirisch aus einer anderen Perspektive – mit Fokus auf die 

Anerkennung von Online-Lernen – und stellt zudem fest, dass sie bislang nicht in der Fläche 

umgesetzt wurden. 
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Daraus folgt: Es bedarf keiner weiteren Studie, sondern einer institutionell verankerten Kom-

petenzinitiative mit klarer Zuständigkeit und ausreichenden Ressourcen. Konkret sollte eine 

solche Initiative drei Aufgaben übernehmen: erstens die Entwicklung verbindlicher, an einen 

anerkannten Referenzrahmen (z. B. DigComp) anschlussfähiger Kompetenzprofile für Verwal-

tungsberufe bzw. die Integration von Digitalkompetenzen in bestehende Anforderungsprofile; 

zweitens die Formulierung von zu erzielenden Lernergebnissen (vgl. DigComp 3.0) und die 

systematische Zuordnung bestehender Weiterbildungsangebote – einschließlich des eGov-

Campus – zu diesen; drittens die Unterstützung von Behörden bei der Erhebung ihrer konkre-

ten Kompetenzbedarfe. Dabei darf nicht bei der Vermittlung von Wissen, Fähigkeiten und Fer-

tigkeiten aufgehört werden. Es gilt Kompetenzen im Sinne konkreter Handlungs- und Entschei-

dungsfähigkeit auch in von Unsicherheit geprägten Situationen anzustreben. 

Entsprechend erscheinen nicht nur IT-Planungsrat und Digitalministerkonferenz geeignet, ei-

nen solchen Rahmen politisch zu verankern, sondern auch die Innenministerkonferenz er-

scheint gefragt zu sein. Ohne eine Übersetzung der Empfehlungen in konkrete Umsetzungs-

programme lässt sich das Ziel der Föderalen Digitalstrategie, digitale Fähigkeiten im öffentli-

chen Dienst bis 2028 flächendeckend zu verbessern, nicht erreichen. 

 Rechtliche Grundlage für digitales Selbstlernen schaffen 

Tarif- und Beamtenrecht, allen voran § 5 TVöD/TV-L und § 56 BLV sowie die jeweiligen Landes-

regelungen, regeln Qualifizierungsmaßnahmen grundsätzlich formatneutral: Entscheidend ist, 

dass eine Maßnahme vereinbart ist und durchlaufen wird. In der Praxis orientieren sich 

Dienstvereinbarungen und betriebliche Regelungen daher überwiegend an (strukturierten) 

Präsenzformaten. Für kurze, eigenständig absolvierte (digitale) Lernangebote fehlt vielerorts 

eine klare Praxis und sowohl Ressourcen als auch Mut diese zu entwickeln. Dies hat zur Folge, 

dass die Nutzung digitaler Selbstlernangebote in der Arbeitszeit mit erheblicher Unsicherheit 

verbunden ist. 

Bund und Länder sollten dieser Unklarheit mit Musterregelungen begegnen, die digitales 

Selbstlernen ausdrücklich als Weiterbildungs- bzw. Qualifizierungsmaßnahme zulassen. Ein 

pragmatischer erster Schritt wäre eine Schwelle, bis zu der digitale Selbstlernangebote ohne 

gesondertes Genehmigungsverfahren als Arbeitszeit gelten – die Digitalministerkonferenz 

könnte anregen, dass die zuständigen Tarifparteien und der Gesetzgeber eine entsprechende 

Prüfung im Tarif- und Beamtenrecht vornehmen. Dies könnte vergleichbar mit der in der Praxis 

vereinzelt bereits beobachteten Ein-Stunden-Schwelle realisiert werden (s. Kapitel 3.2.1). Un-
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terstützt werden könnte dies durch Empfehlungen, regelmäßige Lernzeiten – z. B. 3 Stunden 

pro Quartal, verbindlich zu berücksichtigen; solche Lernzeiten könnten sich dann auch auf die 

Stellenbemessung auswirken. 

 Aufbau von Beratungsangeboten für Kommunen 

Politische Verbindlichkeit (6.1.1) und ein angepasster rechtlicher Rahmen (6.1.2) schaffen die 

notwendige Grundlage zur Erreichung der Ziele der Föderalen Digitalstrategie. Damit sie in der 

Fläche wirksam werden, bedarf es allerdings zusätzlich operativer Unterstützung. Die vorläufige 

Untersuchung zeigt deutlich, dass insbesondere kleinere Behörden und Kommunen Orientie-

rungshilfen und konkrete Beratung sowie Begleitung benötigen, da ihnen häufig die personel-

len und fachlichen Ressourcen fehlen, die für den Aufbau einer systematischen Personal- und 

Organisationsentwicklung notwendig sind. 

Die Initiative Neue Qualität der Arbeit (INQA) des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 

hat es bereits vorgemacht: Sie fördert Beratungsangebote zur Gestaltung guter Arbeit in klei-

nen und mittleren Unternehmen. Ein vergleichbarer, auf den öffentlichen Dienst zugeschnitte-

ner Ansatz könnte gerade kleinere Behörden und Kommunen konkret bei der Einführung digi-

taler Selbstlernangebote, dem Aufbau strategischen Personalmanagements und der Entwick-

lung einer organisationalen Lernkultur unterstützen. Das Schwerpunktthema „Digitale Trans-

formation“ des IT-Planungsrats könnte hierfür den Aufbau solcher Beratungsstrukturen anre-

gen und diese mit ausreichenden Ressourcen ausstatten. 

6.2 Empfehlungen an die Verwaltung 

Die empirischen Befunde der Untersuchung zeigen, dass Anerkennung digitaler Selbstlernan-

gebote nicht allein über politische Rahmensetzung gelingt, sondern konkretes Handeln in den 

Behörden selbst erfordert. Der folgende Abschnitt fasst die zentralen Handlungsbedarfe zu-

sammen, die sich aus der Untersuchung für Behördenleitungen, Organisations- und Personal-

entwickler:innen, Weiterbildungsverantwortliche sowie Führungskräfte ergeben (s. Abbildung 

13). Sie setzen an der Verschränkung von individuellem Lernen mit Organisationsentwicklung 

an und sind unabhängig vom Fortschritt der politischen Rahmensetzung umsetzbar. 
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VERWALTUNG – Behördenleitungen • Organisations- und Personalentwickler:innen • 

Führungskräfte • Weiterbildungsverantwortliche • Führungskräfte 

6.2.1 Personal- und Organisationsentwicklung verbinden 

6.2.2 Führungskräfte in die Pflicht nehmen – Lernanreize setzen  

6.2.3 Personalentwicklung befähigen und praxisnahe Hilfestellung geben 

Abbildung 13: Empfehlungen für Verwaltungsakteure 

 Personal- und Organisationsentwicklung verbinden 

Digitalkompetenzen entwickeln sich nicht allein durch einzelne Weiterbildungsmaßnahmen, 

sondern durch eine Organisation, die Lernen als kontinuierlichen, kollektiven Prozess versteht 

und strukturell verankert (s. Kapitel 2.2.1). Personalentwicklung darf daher nicht isoliert von der 

Organisationsentwicklung gedacht werden – sie ist integraler Bestandteil dieser. Konkret be-

deutet das: Ein integriertes Leitbild, das Lernen explizit als Element der digitalen Transforma-

tion würdigt; eine strategische statt rein reaktive Personalentwicklung; ein ganzheitliches Kom-

petenzmanagement, das individuelle und organisationale Bedarfe systematisch zusammen-

führt; die Gestaltung von Lerngelegenheiten statt der bloßen Bereitstellung von Lernangebo-

ten; sowie Prozesse und Infrastruktur, die digitales Lernen von Beginn an mitdenken, statt es 

nachträglich zu integrieren (s. Kapitel 3.3.2). 

 Führungskräfte in die Pflicht nehmen – Lernanreize setzen  

Strukturelle Veränderungen entfalten nur Wirkung, wenn mit ihnen die Entwicklung einer ver-

änderten Lernkultur einhergeht (s. Kapitel 2.2.2). Führungskräften kommt dabei eine Schlüssel-

rolle zu (s. Kapitel 3.1.1): Sie müssen mit gutem Beispiel vorangehen, selbst sichtbar lernen, 

Lernzeit aktiv ermöglichen, statt nur zu genehmigen, Lerntransfer gezielt unterstützen und 

Lernergebnisse in Personalentwicklungsgesprächen oder und Beurteilungen aktiv thematisie-

ren. Eine verbreitete Lerntransfermaßnahme ist es, Mitarbeitende zu Multiplikator:innen oder 

nebenamtlichen Dozierenden auszubilden und ihnen Zeit zur Verfügung zu stellen, das Ge-

lernte intern weiterzugeben. Fortbildungsverpflichtungen für Führungskräfte können helfen, 

diese Vorbildfunktion in der Breite zu etablieren. Sie zu Lerncoaches zu entwickeln und Mitar-

beitendenfeedback zur Schaffung von Lernmöglichkeiten und Unterstützung von Lerntransfer 

zu implementieren, könnte Führungskräfte in der Breite dazu bringen, eine aktivere Rolle ein-

zunehmen. 
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Über die Unterstützung von Führungskräften hinaus braucht es konkrete Lernanreize: Weiter-

bildungsengagement sollte bei Stellenbesetzungen und Beförderungen eine sichtbare Rolle 

spielen (s. Kapitel 3.2.1). Aktuell werden Weiterbildungsnachweise allenfalls als Zeichen von 

Engagement wahrgenommen, nicht jedoch als Kompetenznachweis gewertet – mit der Folge, 

dass aus Sicht vieler Mitarbeitender wenig Anreiz besteht, sich über das unmittelbar Notwen-

dige hinaus weiterzubilden. 

 Personalentwicklung befähigen und praxisnahe Hilfestellung geben 

Personalentwicklung und Weiterbildung werden in vielen Behörden auf Sachbearbeitungs-

ebene wahrgenommen, wobei das dort tätige Personal in der Regel über keinen bildungs- oder 

betriebspädagogischen Hintergrund verfügt (s. Kapitel 3.2.1). Unterstützung durch Spezia-

list:innen für Mediendidaktik sind die Ausnahme. Damit Weiterbildungsverantwortliche mehr 

sein können als Weiterbildungsverwalter, müssen sie nicht nur mit den passenden Kompeten-

zen ausgestattet werden. Ihre Rolle in der Organisation muss sich grundlegend verändern. Es 

gilt Lernen als gesamtorganisatorische Aufgabe wahrzunehmen und Weiterbildung als Teil 

strategischer Personal- und Organisationsentwicklung zu verstehen. Konkret braucht es: Ori-

entierungshilfen zur Auswahl und Einführung digitaler Lernangebote, Leitlinien zur Gestaltung 

von Dienstvereinbarungen zu digitalem Selbstlernen, inspirierende Praxisbeispiele aus anderen 

Behörden, sowie strukturierte Austausch- und Vernetzungsmöglichkeiten zwischen Weiterbil-

dungsverantwortlichen unterschiedlicher Behörden und Verwaltungsebenen, um die Entschei-

dungsunsicherheit zu reduzieren. Hier erscheint eine Kooperation des Schwerpunktthemas mit 

Kommunalen Spitzenverbänden, KGSt oder NexT e. V. zielführend. Die im Projekt entwickelten 

Referenzprozesse und das Anerkennungskonzept sind dabei ein erster konkreter Baustein – sie 

stehen zur Nachnutzung bereit und können als Einstieg in eine systematischere Weiterbil-

dungspraxis dienen. 

6.3 Empfehlungen an den eGov-Campus  

Die empirischen Befunde der Untersuchung liefern unmittelbar verwertbare Grundlagen für die 

Weiterentwicklung des eGov-Campus. Der folgende Abschnitt fasst die zentralen Handlungs-

bedarfe zusammen, die sich aus der Untersuchung für FITKO, Produktboard und Produktteam 

ergeben (s. Abbildung 14). Sie sind als Input für die Weiterentwicklung im Rahmen der Portfo-

liosteuerung des IT-Planungsrats zu verstehen – nicht als abschließende Festlegung. 
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eGov-Campus – FITKO • Produktboard • Produktteam  

6.3.1 Rolle und Positionierung in der behördlichen Weiterbildungslandschaft klären 

6.3.2 Angebote und Zertifikate passend zur angestrebten Anerkennungsform gestalten 

6.3.3 Zielgruppe schärfen und Kommunikation professionalisieren 

Abbildung 14: Empfehlungen zur Weiterentwicklung des eGov-Campus 

 Rolle und Positionierung in der behördlichen Weiterbildungslandschaft klären 

Der eGov-Campus steht vor einer strategischen Weichenstellung und muss klären, welche Rolle 

er in einer Weiterbildungslandschaft einnimmt, in der bereits kommunale Weiterbildungsein-

richtungen, Verwaltungsakademien und -schulen, Hochschulen für den öffentlichen Dienst, öf-

fentliche IT-Dienstleistungszentren und kommerzielle Anbieter aktiv sind. Drei Entwicklungs-

pfade sind denkbar  – eine Kombination ist möglich. Sie folgen den drei Anerkennungsformen 

aus Kapitel 4.1 und wurden in Kapitel 5.3 ausführlich beschrieben. 

Erstens kann der eGov-Campus als informelle Lernplattform für die Fachcommunity (Fokus auf 

symbolische Anerkennung) dienen. Er würde niedrigschwellige Lerneinheiten z. B. zu aktuellen 

IT-PLR-Themen bereitstellen, die ohne Genehmigungsprozesse und technische Integration ad-

ministrativ integriert oder individuell genutzt werden können. In diesem Entwicklungsszenario 

kann der eGov-Campus in einer Nische themenspezifisch und kostenfrei skalieren, die andere 

Anbieter nicht besetzen können. Es handelt sich hierbei jedoch eine strategische Kurskorrektur 

weg vom bisherigen Fokus auf hochschulische Formate. 

Zweitens als behördliche Weiterbildungsplattform für die Breite (Fokus auf organisationale An-

erkennung): Der eGov-Campus stellt praxisnahe Module für breite Grundkompetenzen und 

spezifische Rollen, die einfach in behördliche Prozesse und Lerninfrastrukturen integrierbar 

sind. Der eGov-Campus kann hier ebenenübergreifend und kostenfrei skalieren und das eigene 

Angebotsportfolio sukzessive ausbauen.  

Drittens als Qualifizierungsplattform für Fachpersonal oder mit vertiefter akademischer Veran-

kerung (Fokus auf karriererelevante Anerkennung): entweder Zertifikatsprogramme für Füh-

rungskräfte, IT-Manager und Fachspezialist:innen oder die konsequente Weiterentwicklung der 

bestehenden Hochschulkooperation – z. B. durch Transfer der Lernmodule in Zertifikatsstudi-

engänge oder den Aufbau eines eigenen modularen Masterstudiengangs. 
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Die Empfehlung lautet vor allem: Der eGov-Campus muss eine strategische Positionierungs-

entscheidung treffen – explizit und aktiv, nicht durch Unterlassung. Diese sollte in Einklang mit 

den verfügbaren Ressourcen stehen. Die bisherige Entwicklung zeigt, dass das Fehlen einer 

solchen Entscheidung und deren zielgerichteter Umsetzung dazu geführt hat, dass der eGov-

Campus weder die Hochschulen noch die Behörden in der Breite erreicht hat (s. Kapitel 5.2). 

Die Projektergebnisse liefern die empirische Grundlage, auf der diese Entscheidung fundiert 

getroffen werden kann. 

 Angebote und Zertifikate passend zur angestrebten Anerkennungsform gestalten 

Unabhängig von der strategischen Richtungsentscheidung gilt: Die Anforderungen an Ange-

botsstruktur und Zertifikate hängen direkt von der angestrebten Anerkennungsform ab (s. Ka-

pitel 0). Für symbolische Anerkennung genügen zugängliche, relevante Angebote mit klarem 

Nutzenversprechen – Zertifikate spielen eine untergeordnete Rolle. Für organisationale Aner-

kennung müssen Angebote administrativ bzw. technisch integrierbar sein und Zertifikate als 

Weiterbildungsnachweis anerkennungsfähig sein. Dafür braucht es klare Lernziele, eine quali-

tätsgesicherte Kursproduktion sowie ein Informationspaket zu IT-Sicherheit und Datenschutz 

für behördliche Beauftragte. Für karriererelevante Anerkennung – sowohl für die Qualifizierung 

als auch die akademische Verankerung – müssen Zertifikate Lernziele mit Bezug zu Verwal-

tungsrollen ausweisen, überprüfbare Lernergebnisse nachweisen und an bestehenden Kompe-

tenzrahmen (z. B. DigComp 3.0, Qualifica Digitalis) anknüpfen. Geeignete Formate wären rol-

lenbasierte Lernpfade, Micro-Credentials und Zertifikatsprogramme – alles Formate, deren Ein-

führung es dem eGov-Campus ermöglichen würde, Erfahrungen mit Qualitätssicherung und 

Lernergebnisnachweis aufzubauen. 

 Zielgruppe schärfen und Kommunikation professionalisieren 

Der eGov-Campus muss seine Zielgruppe schärfen und seine Kommunikation weiter professi-

onalisieren. Kommunikation und Vertrieb müssen konsequent auf diese ausgerichtet werden. 

Die Kommunikationsstrategie hängt dabei von der Positionierungsentscheidung aus 6.3.1 ab: 

Sollen informelle Lerneinheiten für die Fachcommunity bereitgestellt werden, müssen Digitali-

sierungsverantwortliche und Fachreferate direkt angesprochen werden. Sollen der eGov-Cam-

pus eine behördliche Weiterbildungsplattform für die Breite werden, sind Personalentwick-

ler:innen und Fortbildungsbeauftragte die primäre Zielgruppe, erreichbar über Innenministe-

rien und Weiterbildungseinrichtungen. Für den dritten Weg – Qualifizierung von Fachpersonal 

und akademische Kooperation – braucht es den direkten Kontakt zu den Hochschulen für den 
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öffentlichen Dienst sowie den Berufsverbänden, Fachgemeinschaften und Führungskräften im 

öffentlichen Dienst. 

Voraussetzung für eine wirksame Kommunikation bleibt in jedem Fall die geklärte Positionie-

rung: Wer ist die primäre Zielgruppe? Welchen Mehrwert bietet der eGov-Campus gegenüber 

anderen Anbietern? Ohne diese Klarheit bleibt Kommunikation beliebig und erreicht die ent-

scheidenden Personen nicht. 
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7 Fazit mit Ausblick  

Reinermann (1985): „Mit Sorge muß man auch beobachten, daß die Krise 

der öffentlichen Haushalte die Flügel der Fortbildung gerade zu einer Zeit 

stutzt, da wir sie am dringendsten ausbauen müßten." [146]  

Dieses Zitat ist vier Jahrzehnte alt und könnte heute geschrieben sein. Der öffentliche Dienst 

steht erneut vor der Situation, in der Weiterbildung Teil der ersten Sparmaßnahme ist, während 

der Qualifizierungsbedarf durch die digitale Transformation so groß ist wie nie zuvor. 

Die Föderale Digitalstrategie des IT-Planungsrats hat mit dem Schwerpunktthema „Digitale 

Transformation" ein ambitioniertes Ziel gesetzt: digitale Fähigkeiten der Beschäftigten im öf-

fentlichen Dienst bis 2028 flächendeckend zu stärken. Ausgangspunkt dieser Studie war die 

Frage, welchen Beitrag digitale Selbstlernangebote, und insbesondere der eGov-Campus als 

föderale Bildungsplattform des IT-Planungsrats, dazu leisten können. Digitale Selbstlernange-

bote erscheinen dabei als zentraler, skalierbarer Baustein: Sie können deutlich mehr Beschäf-

tigte erreichen als klassische Präsenzseminare, sie sind kosteneffizient und ortsunabhängig 

nutzbar, und mit dem eGov-Campus steht seit 2021 bereits eine föderale Lösung kostenfrei zur 

Verfügung. Und dennoch: Eine strukturierte Nachnutzung im Rahmen der behördlichen Wei-

terbildung findet kaum statt. Diese Diskrepanz war der Ausgangspunkt der Untersuchung. 

Die Untersuchungsfrage war dabei bewusst eng gefasst: Welche Anforderungen müssen On-

line-Lernangebote erfüllen, damit ihre Zertifikate in der behördlichen Fort- und Weiterbildung 

anerkannt werden? Diese Frage unterstellt, dass Anerkennung im Kern eine Frage der Ange-

botsqualität und ihrer Zertifizierung ist. Auf Basis von Desk Research, einer Dokumentenana-

lyse, 26 Expert:inneninterviews, drei Online-Befragungen mit über 160 Teilnehmenden, Prozes-

serhebungen in drei Modellbehörden und einer Pilotierung widerlegt die Untersuchung diese 

Ausgangsannahme, und aus dieser Widerlegung ergeben sich mehrere Beiträge, die über eine 

bloße Bestandsaufnahme hinausgehen. 

Der erste Beitrag ist diagnostisch. Die empirischen Befunde zeigen: Online-Lernangebote 

scheitern in der behördlichen Weiterbildung nicht an ihrer Qualität, sondern an ihrem organi-

sationalen Umfeld. Drei strukturelle Defizite ziehen sich durch alle untersuchten Verwaltungs-

ebenen und bedingen einander: Es fehlt an einem verbindlichen Verständnis davon, welche 
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Digitalkompetenzen wer braucht; Weiterbildung wird als Verwaltungsakt begriffen statt als in-

tegraler Bestandteil strategischer Personalentwicklung; und Weiterbildungsprozesse sind auf 

Präsenzformate und Teilnahmeadministration ausgelegt, sodass digitale Selbstlernangebote 

durch das Raster fallen. Es handelt sich damit ausdrücklich nicht um eine reine Werkzeugfrage: 

Digitale Selbstlernangebote allein lösen das Problem nicht, solange die zugrundeliegende 

Lernkultur fehlt. Diese Diagnose bestätigt und schärft, was „Qualifica Digitalis“ 2023 bereits 

gezeigt hat, auch wenn sie damit eine seit Jahren bekannte Herausforderung ist [135]. 

Bemerkenswert ist dabei auch, dass zum Zusammenspiel von Personalentwicklung, Lernkultur 

und digitalem Kompetenzaufbau in der öffentlichen Verwaltung bislang kaum verwaltungs- 

oder bildungswissenschaftliche Empirie vorliegt. Mit Einblicken von der Bundes- bis zur Kom-

munalebene liefert diese Untersuchung, wenngleich nicht vollumfänglich repräsentativ, eine 

explorative Bestandsaufnahme verwaltungspraktischer Herausforderungen und Dilemmata 

und damit einen Erkenntnisgewinn für sich genommen. Sie zeigt: Personalarbeit ist eine eigene 

Fachdomäne, die der Querschnittscharakter der Digitalisierung bislang kaum erreicht hat. Me-

thodisch spiegelt sich dieser Querschnittscharakter auch im Zuschnitt der Untersuchung selbst 

wider: Sie nimmt, wie eingangs beschrieben, bewusst eine interdisziplinäre und gestaltungs-

orientierte Perspektive ein und bezieht Bildungswissenschaften, Wirtschaftsinformatik, Verwal-

tungswissenschaften, Soziologie, Public Management und Information Systems Research ein, 

statt sich einer einzelnen Fachdisziplin zuzuordnen oder bei der Diagnose stehen zu bleiben. 

Diese Vielperspektivität ist für die eGovernment-Forschung nicht untypisch, sondern kenn-

zeichnet das Feld, dessen Gegenstand sich ebenso wenig auf eine Disziplin reduzieren lässt. 

Der zweite Beitrag ist instrumentell. Anders als eine reine Diagnose liefert diese Studie ein 

Konzept, das Behörden und Anbietern digitaler Selbstlernangebote unmittelbar zur Verfügung 

steht: Das entwickelte Anerkennungskonzept unterscheidet drei Formen der Anerkennung, 

symbolisch, organisational und karriererelevant, und macht mit Referenzprozessen und Stell-

schrauben auf Mikro-, Meso- und Makro-Ebene konkret greifbar, was jeweils zu tun ist, um 

eine angestrebte Anerkennungsform zu erreichen. Damit steht Personalentwickler:innen, Wei-

terbildungsverantwortlichen und E-Learning-Anbietern erstmals ein gemeinsames Vokabular 

zur Verfügung, mit dem sich die Frage "Was braucht dieses Lernangebot, um anerkannt zu 

werden?" beantworten lässt. Dass diese Konzeptentwicklung dabei nicht am Reißbrett, sondern 

im Rahmen eines Umsetzungsvorhabens an einem bereits bestehenden, „lebenden" Produkt 

des IT-Planungsrats erfolgte, ist ein weiterer Mehrwert: Die Studie verbindet wissenschaftliche 
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Begleitforschung für den eGov-Campus mit einem tiefen Einblick in den Status quo der be-

hördlichen Weiterbildung insgesamt und zielt konsequent auf Nachnutzung, insbesondere 

durch Konzepte und Erklärungen, die kleineren Behörden und Kommunen eigene Grundlagen-

arbeit ersparen. 

Ein Werkzeug ist jedoch nur so viel wert, wie es tatsächlich benutzt wird, und genau hier liegt 

eine Gefahr, der sich diese Studie bewusst sein muss: Konzepte und Handlungsempfehlungen 

aus Projekten wie diesem verschwinden erfahrungsgemäß leicht in Schubladen, sobald ein Pro-

jekt formal abgeschlossen ist. Das Problem liegt dann nicht im fehlenden Wissen über die Lö-

sung, sondern in fehlender politischer Verbindlichkeit und in der mangelnden Anschlussfähig-

keit von Projektergebnissen an den Verwaltungsalltag. Ob das Anerkennungskonzept dieser 

Studie eine andere Wirkung entfaltet als seine Vorgänger, hängt deshalb weniger von seiner 

konzeptionellen Qualität ab als davon, ob es aktiv in bestehende Strukturen, etwa Personal-

entwicklung, Digitalisierungsstrategien und die Arbeit des eGov-Campus-Produktteams, ein-

gebracht und dort auch tatsächlich angewendet wird. 

Der dritte Beitrag liegt in der Übertragbarkeit. Das Anerkennungskonzept wurde am eGov-

Campus validiert, aber nicht für ihn allein entwickelt, und lässt sich grundsätzlich auf jeden 

Anbieter digitaler Selbstlernangebote im öffentlichen Dienst übertragen. Was sich dabei 

ebenso verallgemeinern lässt, ist eine zentrale Erkenntnis der Untersuchung: Es gibt nicht die 

eine Zielgruppe der behördlichen Weiterbildung. Ausbildung ist etwas anderes als Weiterbil-

dung, eine Bundesakademie wie die BAköV bedient andere Bedarfe als eine kleine Kommune, 

und ein Verwaltungsgeneralist hat andere Kompetenzanforderungen als die Rolle IT-Fachspe-

zialist. Wer digitale Selbstlernangebote für „den öffentlichen Dienst" insgesamt konzipiert, statt 

diese Heterogenität explizit zu adressieren, läuft zwangsläufig Gefahr, niemanden mehr genau 

zu treffen und an genau dieser fehlenden Positionierung zu scheitern. 

Für den eGov-Campus zeigt sich diese Herausforderung in aller Deutlichkeit: Die Kombination 

aus Inhalten auf Hochschulniveau, föderaler Trägerschaft und kostenfreiem Zugang ist ein Al-

leinstellungsmerkmal. Allerdings kommt das keiner strategischen Positionierung gleich. Der 

eGov-Campus hat aktuell weder die notwendige Zielgruppenorientierung und Produktreife er-

reicht, noch seine Verortung im Aus- und Weiterbildungssystem hinsichtlich seiner Rolle und 

seinem Verhältnis zu den anderen Akteuren abschließend geklärt. Dies wäre jedoch für eine 

solche strategische Positionierung und spezifische Anerkennung notwendig. Mit der Portfo-

liosteuerung des IT-Planungsrats ist nun ein günstiger Moment, die empirisch begründeten 
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Erkenntnisse zu nutzen, um eine strategische Richtungsentscheidung zu treffen. Dazu be-

schreibt Kapitel 5.3.1 entlang der Anerkennungsformen drei Entwicklungsperspektiven: als in-

formelle Lernplattform für die Fachcommunity (Fokus auf symbolische Anerkennung), als be-

hördliche Weiterbildungsplattform für die Breite (Fokus auf organisationale Anerkennung) 

oder als Qualifizierungsplattform (Fokus auf karriererelevante Anerkennung), ggf. auch mit 

akademischer Verankerung. Eine Kombination der Ansätze ist denkbar. Alle drei Wege erfor-

dern unterschiedliche Ressourcen, sprechen unterschiedliche Zielgruppen an und stellen un-

terschiedliche Anforderungen an Lernangebote und den eGov-Campus als Bildungsträger. Die 

bisherige Entwicklung zeigt, dass das Fehlen einer klaren Positionierung dazu geführt hat, dass 

der eGov-Campus weder die HöD noch die Behörden in der Breite erreicht hat. Eine Entschei-

dung sollte daher nicht länger aufgeschoben werden. Auch wenn die vorliegende Studie auf 

den eGov-Campus als Bildungsträger fokussiert hat, gilt es jedoch nicht zu vergessen, dass er 

seit seiner Gründung auch eine wichtige Funktion als Informations- und Vernetzungsakteur 

insbesondere der akademischen Community im Bereich des E-Government und der Verwal-

tungsinformatik eingenommen hat [88]. 

Die Beiträge laufen auf denselben Punkt zu: Das Wissen darüber, was zu tun ist, liegt dem IT-

Planungsrat vor – in dieser Studie und in einer Reihe weiterer Vorarbeiten. Es handelt sich damit 

nicht um ein Erkenntnisdefizit, sondern um ein Vollzugsdefizit: Zielsetzungen und Handlungs-

empfehlungen liegen vor, ihre Übersetzung in verbindliche Programme, Zuständigkeiten und 

Ressourcen bleibt jedoch wiederholt aus. 

Ausblick: Vom Konzept zum Dialog 

Ein Vollzugsdefizit lässt sich nicht durch eine weitere Studie beheben, sondern nur durch den 

Austausch mit denjenigen, die die Umsetzung tatsächlich tragen müssen. Der wichtigste 

nächste Schritt ist deshalb kein weiteres Forschungsprojekt, sondern ein strukturierter Dialog 

zwischen IT-Planungsrat, Digitalministerkonferenz, Innenministerkonferenz, FITKO, den Behör-

den sowie den Personalentwicklungs- und Weiterbildungsverantwortlichen in der Fläche dar-

über, wie Lernen, Personalentwicklung und der Aufbau digitaler Kompetenzen im öffentlichen 

Dienst tatsächlich gestärkt werden können. Dieser Dialog sollte insbesondere folgende Fragen 

aufgreifen: Wer übernimmt die Verantwortung und die Ressourcen dafür, dass Personal- und 

Organisationsentwicklung im öffentlichen Dienst als strategische Aufgabe verankert wird, statt 

an einzelnen Projekten hängen zu bleiben? Wie lässt sich verhindern, dass kleinere Kommunen 

beim Aufbau von Digitalkompetenzen weiter abgehängt werden? Welche Rolle soll der eGov-



 

 

 | Abschlussstudie: eGov-Zert | SHI | Stein-Hardenberg Institut | MID Sachsen-Anhalt  | Stand: 07.07.2026 S. 111 von 

136 

 

Campus im Verhältnis zu anderen Aus- und Weiterbildungsträgern des öffentlichen Dienstes 

künftig einnehmen? Und wie wird aus der wiederholt geforderten, aber bislang folgenlosen 

Erkenntnis, dass Digitalkompetenzen ein Querschnittsthema sind, eine verbindliche politische 

Praxis? 

Dass die Föderale Digitalstrategie des IT-Planungsrates mit „Digitale Transformation" ein eige-

nes Schwerpunktthema hierfür geschaffen hat, ist ausdrücklich zu begrüßen: Es rückt ein Thema 

ins Rampenlicht, das in anderen Debatten häufig untergeht. Digitalkompetenzen liegen jedoch 

quer zu allen Schwerpunktthemen der Strategie, denn jede Digitalisierungs- und Transforma-

tionsmaßnahme setzt voraus, dass Beschäftigte sie verstehen, mitgestalten und umsetzen kön-

nen. Ein eigenes Schwerpunktthema ist daher ein notwendiger erster Schritt, reicht aber lang-

fristig nicht aus: Der IT-Planungsrat sollte Digitalkompetenzen künftig standardmäßig in allen 

Produkten, Projekten und Standards mitdenken, wobei auch dann zu klären bleibt, wie die je-

weils notwendigen Inhalte und Wissensanforderungen tatsächlich vermittelt werden. Kompe-

tenz und Wissen entstehen schließlich nicht von selbst. Diese Studie zeigt zudem, dass das für 

2028 gesetzte Ziel ambitioniert ist und ohne zusätzliche Ressourcen und zeitnahe Umsetzungs-

vorhaben nicht erreicht werden kann. Gefragt sind dabei nicht nur die für Digitalisierung zu-

ständigen Gremien, IT-Planungsrat und Digitalministerkonferenz, sondern ebenso die Innen-

ministerkonferenz, die eine Vision für das Personal der Zukunft entwickeln muss. Ob das ge-

lingt, bleibt abzuwarten.  

Die Ergebnisse dieser Studie fließen dafür in zwei Richtungen ein. Zum einen in die wissen-

schaftliche Nachverwertung: Zwei Peer-Review-Beiträge, für die Informatik 2026 und die EGPA-

Conference 2026, bringen die Befunde in die informatik- und verwaltungswissenschaftliche 

Fachdiskussion ein. Zum anderen in die politische Praxis: Eine aus Sachsen-Anhalt koordinierte 

Unterarbeitsgruppe der Digitalministerkonferenz befasst sich bereits mit Umsetzungsstrate-

gien für den Aufbau von Digitalkompetenzen. Hier lassen sich unmittelbare Synergien herstel-

len, etwa indem geprüft wird, ob sich die in Kapitel 6.1.2 vorgeschlagene Prüfung verpflichten-

der Selbstlernphasen in die dortige politische Debatte einbringen lässt. 

Der eigentliche Mehrwert liegt dabei, Digitalkompetenzen und Lernen als Themen in die poli-

tische Debatte zu tragen. Ist eine Idee einmal dort angekommen, lässt sie sich schwerer wieder 

verdrängen. Dafür braucht es politische Champions, die das Thema fördern und einfordern. 

Dieses Fazit versteht sich entsprechend auch als Aufruf zum Austausch mit allen, die zu diesem 

Ergebnis beitragen können und wollen. 
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Anhang 

Anhang 1: Methodisches Vorgehen 

M1: Aufbereitung des Forschungsstands 

Zur Aufarbeitung des Forschungsstands (M1) wurde zu Projektbeginn eine Desk Research 

durchgeführt, in deren Rahmen fortlaufend und repetitiv sowohl mit Hilfe einer Keyword Liste 

als auch über Schneeballsuche recherchiert wurde [196]. Über verschiedene Datenbanken und 

Suchmaschinen wurden bildungs- und verwaltungswissenschaftliche Fachliteratur, graue Lite-

ratur sowie Praxisdokumente identifiziert. Die ermittelten Quellen wurden systematisch auf ihre 

Relevanz für das Forschungsvorhaben geprüft. Ausschlaggebend für diese Bewertung war die 

Frage, ob sie maßgeblich zu einem der Themenbereiche Digitalkompetenzen im Kontext der 

behördlichen Weiterbildung, Weiterbildung und organisationales Lernen oder Digitale Selbst-

lernangebote als Instrument zur behördlichen Weiterbildung beitrugen. Die Synthese der als 

einschlägig befundenen Argumentationslinien diente als Ausgangspunkt der empirischen For-

schung. 

M2: Empirische Erhebungen 

Die Erhebung der Anforderungen an das Lernangebot des eGov-Campus (Anbieterseite) und 

der notwendigen Rahmenbedingungen für Behörden (Nachfrageseite) erfolgte über ein zwei-

teiliges Mixed-Methods-Design. 

Den ersten Teil dieses Designs bildeten Expert:inneninterviews mit der Zielgruppe, zwischen 

Ende September und Ende Oktober 2025 wurden 26 leitfadengestützte Interviews über Webex 

geführt [25, 116]. Um eine zielgruppenorientierte Interviewführung zu ermöglichen, wurden 

jeweils ein Leitfaden für die Gespräche mit Angehörigen von Behörden, Angehörigen von Fort-

bildungseinrichtungen sowie Gewerkschaftsangehörigen erstellt. Zentrale Themen in den In-

terviews waren Digitalkompetenzen und Selbstlernangebote, Qualitätssicherung im Fort- und 

Weiterbildungsprozess, Anerkennung und Zertifikate, Personalentwicklung sowie Anforderun-

gen an den eGov-Campus. Im Rahmen der empirischen Erhebung wurden Vertreter:innen aller 

föderalen Ebenen aus insgesamt zehn Bundesländern erreicht. 25 der 26 Interviews wurden 

audioaufgezeichnet, transkribiert und mit MaxQDA qualitativ ausgewertet, während eines der 

Interviews handschriftlich dokumentiert wurde [151]. Ergänzend wurde eine kursorische Ana-

lyse von 16 durch die Interviewpartner:innen zugesendeten Praxisdokumenten mit strategi-
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schen oder regulatorischen Festsetzungen zu Kompetenzen, Lernen, Fort-/Weiterbildung oder 

Personalentwicklung durchgeführt.  

Den zweiten Teil des Mix-Methods-Designs bildeten drei online durchgeführte Befragungen 

[95]: Zwei Befragungen mit der Zielgruppe und eine ergänzende Befragung, die sich an die 

Nutzenden digitaler Selbstlernangebote – insbesondere des eGov-Campus – richtete.  

Der erste Fragebogen lief über einen Zeitraum von vier Wochen zwischen Mitte November 

2025 bis Mitte Dezember 2025. Der daran anknüpfende zweite Fragebogen lief über einen 

Zeitraum von zweieinhalb Wochen zwischen Mitte Januar bis Anfang Februar 2026. Den ersten 

Fragebogen beantworteten 25, den zweiten 36 Personen. Die Konstruktion der Befragungsbö-

gen erfolgte jeweils basierend auf dem Stand der Forschungsergebnisse und diente insbeson-

dere der Absicherung, Validierung und Ergänzung der Erkenntnisse.  

Inhaltlicher Schwerpunkt des ersten Fragebogens waren Anforderungen an die Eigenschaften 

des digitalen Selbstlernangebots sowie an die Eigenschaften digitaler Lerninfrastrukturen und 

-plattformen. Ergänzend wurde die Zustimmung zum in den Interviews geäußerten Feedback 

zum eGov-Campus abgefragt. Der zweite Fragebogen war auf die Bedingungen für eine Aner-

kennung von digitalen Selbstlernangeboten bzw. ihren Zertifikaten fokussiert. Im Vordergrund 

standen vier aus Forschungsstand und Interviews hervorgegangenen Dimensionen: Qualitäts-

sicherung, Leistungsüberprüfung, Reputation und Referenzen sowie Policy-Einbettung. Die Be-

fragung wurde durch eine Szenarienabfrage umgesetzt. Ergänzend wurde eine Nutzendenbe-

fragung durchgeführt, die der Erfassung von Nutzungsmotiven, Anforderungen an die Gestal-

tung des Lernangebots, Anforderungen an Zertifikate sowie Anforderungen an den Anbieter, 

diente und sich darüber hinaus mit Micro-Credentials befasste. 

Den Abschluss von M2 markierten zwei Workshops: Ein Fokusgruppenworkshop mit Angehö-

rigen der Zielgruppe, der Ende Februar 2026 online stattfand, sowie ein Übergabe-Workshop 

mit dem Produktteam des eGov-Campus, der Anfang März in Frankfurt durchgeführt wurde. 

Am Fokusgruppenworkshop nahmen neun Personen aus sechs öffentlichen Organisationen 

teil, wobei jedoch keine Vertreter:innen aus Bundes- oder Landesverwaltungen anwesend wa-

ren. Der Workshop bildete den Auftakt der strukturierten Konzeptentwicklung (M3), hierfür 

wurden die Ergebnisse aus Meilenstein 2 mit der Zielgruppe reflektiert und abschließende An-

regungen aufgenommen. Das Gleiche galt für den Übergabeworkshop mit dem Produktteam 
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des eGov-Campus, welcher sowohl die Übergabe der Ergebnisse aus M2 darstellte als auch die 

erste Abstimmung zum Konzept umfasste. 

M3: Konzeptionalisierung 

Im Rahmen von M3 wurde mit der Zielgruppe ein Anerkennungskonzept erarbeitet, dass die 

Anerkennung von Online-Lernangeboten in der behördlichen Weiterbildung systematisch be-

schreibt und somit unterstützt. Die analytische Ausrichtung des Konzepts ergab sich aus den 

Erkenntnissen aus M1 und M2, in denen sich zeigte, dass es keines präskriptiv-umsetzenden 

Zertifizierungskonzepts, sondern eines deskriptiven Ansatzes zur Beschreibung von Anerken-

nung bedarf.  

Das Konzept stellt eine strukturierte Synthese der Ergebnisse der M1 und M2 dar. In M1 wurden 

insbesondere bildungswissenschaftliche Grundlagen gelegt, die den Ausgangspunkt der Sys-

tematisierung der empirischen Ergebnisse aus M2 legten und durch Austausch mit der Univer-

sität Mannheim abgesichert wurden. Aus M2 flossen schwerpunktmäßig Interview- und Befra-

gungsergebnisse zu digitalen Selbstlernangeboten, Eigenschaften digitaler Lerninfrastruktu-

ren/-plattformen sowie der Dimensionen Qualitätssicherung, Leistungsüberprüfung, Reputa-

tion und Referenzen sowie Policy-Einbettung ein. Diese wurden im Rahmen der Konzeptent-

wicklung thematisch verdichtet, um Muster und Zusammenhänge zu identifizieren und Be-

schreibungskategorien zu entwickeln. Ein frühzeitiger Arbeitsstand wurde im Rahmen des Fo-

kusgruppenworkshop vorgestellt, um die Praxistauglichkeit des Ansatzes abzusichern und 

mögliche Anpassungsbedarfe zu identifizieren. Hierauf basierend wurde eine strukturierte Be-

schreibung von Stufen der Anerkennung, Prozessen, in denen sich diese vollzieht oder die sich 

auf diese auswirken sowie auf Stellschrauben zur Anerkennung, erstellt.  

M4: Prozesserhebungen 

Um die Arbeitsebene der Zielgruppe und deren Entscheidungslogiken zu verstehen, wurde im 

Rahmen von M4 ein Vorgehensmodell für die Anerkennung von eGov-Campus-Lernangeboten 

entwickelt. Hierfür wurden mit der Stadtverwaltung Magdeburg, der Landesverwaltung Thü-

ringen sowie einer Körperschaft des öffentlichen Rechts (KöR) auf Bundesebene als Modellbe-

hörden Anerkennungsprozesse von Online-Lernangeboten untersucht. Die Auswahl der Fall-

beispiele folgte dem Ziel, organisationsinterne Weiterbildungsprozesse abzubilden und die 

Anschlussfähigkeit der Ergebnisse in allen föderalen Ebenen abzusichern. Erhoben wurden da-

für jeweils die Integration eines Lernangebots (Referenzprozess A) in das Weiterbildungsange-



 

 

 | Abschlussstudie: eGov-Zert | SHI | Stein-Hardenberg Institut | MID Sachsen-Anhalt  | Stand: 07.07.2026 S. 133 von 

136 

 

bot der Behörde (technisch-administrative Einbettung) sowie die individuelle Anerkennung der 

Lernangebotsnutzung (Referenzprozess B).  

Die Prozesserhebungen fanden zwischen März und April 2026 statt. Im Rahmen moderierter 

Workshops wurden dabei gemeinsam mit den Fortbildungsverantwortlichen Prozessmodelle 

erstellt, um die bestehenden Arbeitsabläufe strukturiert zu visualisieren. Als Erhebungsme-

thode wurde MODULO verwendet, das ein haptisches Kartensystem für die Abbildung der Pro-

zesse nutzt. Die mit MODULO erstellten Prozessmodelle dienen nicht nur der Dokumentation 

des Ist-Zustands, sondern unterstützen zugleich die systematische Identifikation von Hand-

lungs- und Veränderungsbedarfen in Verwaltungsorganisationen [107, 118]. 

Im Rahmen eines Reflexionstermins Ende Mai wurden die erhobenen Ergebnisse durch die 

Modellbehörden validiert, übertragbare Herausforderungen für Anerkennungsprozesse abge-

leitet und Lösungswege sowie Implementierungsmöglichkeiten für deren Verbesserung entwi-

ckelt. Die Ergebnisse wurden in zwei Referenzprozessen für die Integration (A) und die Lernan-

gebotsteilnahme (B) zusammengeführt. Diese Prozessmodelle fassen die identifizierten 

Hemmnisse und Optimierungspotenziale zusammen und unterstützen zukünftig andere Ver-

waltungsorganisationen bei der Nachnutzung von eGov-Campus-Angeboten. Weiterhin bilden 

die gewonnenen Erkenntnisse die Grundlage für M5, in dem ein Lernangebot des eGov-Cam-

pus unter realen Bedingungen pilotiert wird. Dabei werden die aus den Referenzprozessen ab-

geleiteten Empfehlungen erprobt, um den Integrations- und Nutzungsprozess zu unterstützen. 

M5: Pilotierung 

Zum Abschluss der Untersuchung wurden die Ergebnisse der M3 und M4 pilotiert, um ihre 

Nutzbarkeit in der Praxis zu erproben. Hierfür wurde gemeinsam mit dem Regionalverband 

Saarbrücken ein Lernangebot des eGov-Campus in der behördlichen Weiterbildung implemen-

tiert und durch die Behörde anerkannt. Das Pilotierungsvorhaben setzte sich im Wesentlichen 

aus dem Einführungsprozess des Lernangebots in die behördliche Weiterbildungspraxis sowie 

die konkrete Nutzung des Lernangebots zusammen. 

Die Partnerbehörde wurde bei der Auswahl, Vorbereitung und Bewerbung des Angebots un-

terstützt. Ausgangspunkt hierfür bildete der in M4 erhobene Referenzprozess, während das 

Anerkennungskonzept vor allem retrospektiv und deskriptiv angewendet wurde. Das Lernan-

gebot wurde in Orientierung an bestehenden Bedarfen technisch und inhaltlich vorbereitet. 

Eine strategische Handreichung unterstützte die Einführung und verschiedene Bewerbungs-
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materialen die interne Kommunikation, die eigentliche Einführung und Bewerbung wurde, im 

Sinne einer non-reaktiven Forschung, durch Angestellte des Regionalverbands durchgeführt. 

Von Ende April bis Ende Mai durchlief eine Kohorte Lernender das Angebot und gab anschlie-

ßend im Rahmen einer Evaluation Feedback. Darüber hinaus wurde an die Lernangebotsnut-

zung anschließend ein abschließendes 50-minütiges Interview mit der verantwortlichen Stelle 

zur Reflexion und Evaluation des Vorgehens durchgeführt [25, 116]. 

Als Testlauf mit einer einzelnen Partnerbehörde und begrenzter Laufzeit hat die Pilotierung 

explorativen Charakter und erhebt keinen Anspruch auf Repräsentativität oder Verallgemein-

erbarkeit. Aus diesem Grund wird auf eine systematische Auswertung der Evaluationsergeb-

nisse in der vorliegenden Abschlussstudie verzichtet; punktuelle Erkenntnisse aus der Pilotie-

rung fließen jedoch, wo relevant, in die Analyse ein. 

M6: Erstellung der Abschlussstudie 

Im letzten Meilenstein wurde die Abschlussstudie verfasst und vorgestellt. Hierfür wurden die 

Ergebnisse systematisch zusammengeführt und strukturiert aufbereitet. Dabei stand nicht die 

chronologische und umfassende Darstellung des gesamten Projektverlaufs im Vordergrund. 

Vielmehr sollten die wesentlichen Argumentationslinien sowie Ergebnisse und Handlungsemp-

fehlungen, zielgruppenorientiert zusammengestellt werden. Die Erstellung der Abschlussstudie 

zielte damit auf die nachhaltige Sicherung und Verbreitung des im Projekt aufgebauten Wis-

sens ab. 
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Anhang 2: Referenzprozesse 

Referenzprozess A 

 

Abbildung 15: Referenzprozess A für die Integration von digitalen Selbstlernangeboten 
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Referenzprozess B 

 

Abbildung 16: Referenzprozess B für die Teilnahme an digitalen Selbstlernangeboten 


